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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

Nur die von der UN/ECE verabschiedeten Originalfassungen sind international rechtsverbindlich. Der Status dieser Regelung und das 
Datum ihres Inkrafttretens ist der neuesten Fassung des UN/ECE-Statusdokuments TRANS/WP.29/343/Rev.X zu entnehmen, das von 

folgender Website abgerufen werden kann: 
http://www.unece.org/trans/main/wp29/wp29wgs/wp29gen/wp29fdocstts.html 

Regelung Nr. 55 der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (UN/ECE) — 
Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von mechanischen Verbindungseinrichtungen für 

Fahrzeugkombinationen 

Eingeschlossen der gesamte gültige Text bis: 

Ergänzung 1 zur Änderungsserie 01 — Tag des Inkrafttretens: 17. März 2010 

INHALTSVERZEICHNIS 

REGELUNG 

1. Anwendungsbereich 

2. Begriffsbestimmungen 

3. Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für eine mechanische Verbindungseinrichtung oder ein mecha­
nisches Verbindungsbauteil 

4. Allgemeine Vorschriften für mechanische Verbindungseinrichtungen oder –bauteile 

5. Antrag auf Erteilung einer Genehmigung für ein Fahrzeug mit einer mechanischen Verbindungseinrich­
tung oder einem mechanischen Verbindungsbauteil 

6. Allgemeine Vorschriften für Fahrzeuge mit einer mechanischen Verbindungseinrichtung oder einem 
mechanischen Verbindungsbauteil 

7. Aufschriften 

8. Genehmigung 

9. Änderungen der mechanischen Verbindungseinrichtung oder des mechanischen Verbindungsbauteils 
oder des Fahrzeugs und Erweiterung der Genehmigung 

10. Verfahren zur Kontrolle der Übereinstimmung der Produktion 

11. Maßnahmen bei Abweichungen in der Produktion 

12. Endgültige Einstellung der Produktion 

13. Übergangsbestimmungen 

14. Namen und Anschriften der technischen Dienste, die die Prüfungen für die Genehmigung durchführen, 
und der Behörden 

ANHÄNGE 

Anhang 1 — Mitteilung über die Erteilung oder Erweiterung oder Versagung oder Zurücknahme der Ge­
nehmigung oder die endgültige Einstellung der Produktion für einen Typ einer mechanischen 
Verbindungseinrichtung oder eines mechanischen Verbindungsbauteils nach der Regelung Nr. 
55 

Anhang 2 — Mitteilung über die Erteilung oder Erweiterung oder Versagung oder Zurücknahme der Ge­
nehmigung oder die endgültige Einstellung der Produktion für einen Fahrzeugtyp hinsichtlich 
des Anbaus einer mechanischen Verbindungseinrichtung oder eines mechanischen Verbin­
dungsbauteils nach der Regelung Nr. 55
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Anhang 3 — Beispiel einer Anordnung des Genehmigungszeichens 

Anhang 4 — Beispiele der Anordnungen für die Angabe der Kennwerte 

Anhang 5 — Vorschriften für mechanische Verbindungseinrichtungen oder –bauteile 

Anhang 6 — Prüfung der mechanischen Verbindungseinrichtungen oder –bauteile 

Anhang 7 — Anbauvorschriften und spezielle Vorschriften 

1. ANWENDUNGSBEREICH 

1.1. Diese Regelung enthält die Anforderungen, die mechanische Verbindungseinrichtungen und -teile 
erfüllen müssen, um international als miteinander kompatibel angesehen zu werden. 

1.2. Diese Regelung gilt für Einrichtungen und Teile, die vorgesehen sind für: 

1.2.1. Diese Regelung gilt für Einrichtungen und Teile, die vorgesehen sind für ( 1 ): 

1.2.2. Kraftfahrzeuge und Anhänger, die dazu bestimmt sind, miteinander ein Gespann zu bilden ( 1 ), bei 
dem die vom Anhänger auf das Kraftfahrzeug übertragene Stützlast 200 kN nicht überschreitet. 

1.3. Diese Regelung gilt für: 

1.3.1. genormte Einrichtungen und Teile nach Absatz 2.3, 

1.3.2. nicht genormte Einrichtungen und Teile nach Absatz 2.4, 

1.3.3. sonstige nicht genormte Einrichtungen und Teile nach Absatz 2.5. 

2. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Im Sinne dieser Regelung gilt: 

2.1. „Mechanische Verbindungseinrichtungen und -bauteile“ sind sämtliche Teile an Rahmen, tragenden 
Karosserieteilen und Fahrgestell des Kraftfahrzeugs und des Anhängers, durch die diese so mit­
einander verbunden sind, dass sie ein Gespann oder ein Gelenkfahrzeug bilden. Dazu gehören auch 
feste oder lösbare Teile für die Anbringung oder die Betätigung der Einrichtung oder des Teils. 

2.2. Die Voraussetzungen für eine selbsttätige Verbindungseinrichtung sind dann erfüllt, wenn es ge­
nügt, das Zugfahrzeug gegen den Anhänger zurückzusetzen, um ohne äußeres Einwirken eine 
vollständige Verbindung herzustellen, sie selbsttätig zu sichern und das ordnungsgemäße Einrasten 
der Sicherungseinrichtungen anzuzeigen. 

Hakenkupplungen gelten als selbsttätig, wenn sich ihre Sicherungseinrichtung ohne äußeres Ein­
wirken öffnet und schließt, sobald die Zugöse in den Haken eingehängt wird. 

2.3. Genormte mechanische Verbindungseinrichtungen und -bauteile stimmen mit den genormten Ab­
messungen und Kennwerten dieser Regelung überein. Sie sind unabhängig vom Hersteller innerhalb 
ihrer Klasse austauschbar. 

2.4. Nicht genormte mechanische Verbindungseinrichtungen und -bauteile stimmen nicht in jeder Hin­
sicht mit den genormten Abmessungen und Kennwerten dieser Regelung überein, sie lassen sich 
jedoch mit den genormten Verbindungseinrichtungen und -bauteilen der betreffenden Klasse ver­
binden. 

2.5. Sonstige nicht genormte mechanische Verbindungseinrichtungen und -bauteile stimmen nicht mit 
den genormten Abmessungen und Kennwerten dieser Regelung überein und lassen sich nicht mit 
genormten Verbindungseinrichtungen und -bauteilen verbinden. Dazu gehören beispielsweise Ein­
richtungen, die zu keiner der in Absatz 2.6 aufgeführten Klassen A bis L gehören, wie Verbindungs­
einrichtungen für besondere Schwertransporte und sonstige Einrichtungen nach bestehenden na­
tionalen Normen.
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2.6. Mechanische Verbindungseinrichtungen und -bauteile werden je nach Bauart wie folgt eingeteilt: 

2.6.1. Klasse A: Kupplungskugeln und Halterungen, die ein kugelförmiges Aufnahmeteil (50 mm Durch­
messer) und Halterungen am Zugfahrzeug verwenden und durch Zugkugelkupplungen mit dem 
Anhänger verbunden werden (siehe Anhang 5 Absatz 1). 

2.6.1.1. Klasse A50-1 bis 50-5: Genormte Kupplungskugeln (50 mm Durchmesser) mit Anschraubflansch. 

2.6.1.2. Klasse A50-X: Nicht genormte Kupplungskugeln (50 mm Durchmesser) und Halterungen. 

2.6.2. Klasse B: Zugkugelkupplungen, die an der Zugeinrichtung von Anhängern angebracht sind und mit 
Kupplungskugeln (50 mm Durchmesser) an Zugfahrzeugen verbunden werden (siehe Anhang 5 
Absatz 2). 

2.6.2.1. Klasse B50-X: Nicht genormte Zugkugelkupplungen (50 mm Durchmesser). 

2.6.3. Klasse C: Bolzenkupplungen mit einem Bolzen (50 mm Durchmesser) und einem Fangmaul sowie 
einem selbsttätig schließenden und sich verriegelnden Bolzen am Zugfahrzeug, die durch Zugösen 
mit dem Anhänger verbunden werden (siehe Anhang 5 Absatz 3): 

2.6.3.1. Klasse C50-1 bis 50-7: Genormte Bolzenkupplungen (50 mm Bolzendurchmesser). 

2.6.3.2. Klasse C50-X: Nicht genormte Bolzenkupplungen (50 mm Bolzendurchmesser). 

2.6.4. Klasse D: Zugösen mit einer zylindrischen Bohrung für einen Bolzen (50 mm Durchmesser), die an 
Zugeinrichtungen von Anhängern angebracht sind und mit selbsttätigen Bolzenkupplungen ver­
bunden werden (siehe Anhang 5 Absatz 4): 

2.6.4.1. Klasse D50-A: Genormte Zugösen zum Anschweißen (für einen 50-mm-Bolzen). 

2.6.4.2. Klasse D50-B: Genormte Zugösen zum Anschrauben (für einen 50-mm-Bolzen). 

2.6.4.3. Klasse D50-C und 50-D: Genormte Zugösen mit Flansch (für einen 50-mm-Bolzen). 

2.6.4.4. Klasse D50-X: Nicht genormte Zugösen (für einen 50-mm-Bolzen). 

2.6.5. Klasse E: Nicht genormte Zugeinrichtungen, die Auflaufeinrichtungen oder ähnliche Einrichtungen 
sein können, die vorn an gezogenen Fahrzeugen oder am Fahrzeugrahmen angebracht werden und 
zusammen mit Zugösen, Zugkugelkupplungen oder ähnlichen Verbindungseinrichtungen zur Ver­
bindung mit Zugfahrzeugen geeignet sind (siehe Anhang 5 Absatz 5). 

Zugeinrichtungen können am Anhänger in senkrechter Richtung frei beweglich befestigt sein und 
damit keine Stützlast übertragen oder sie können in senkrechter Richtung nicht frei beweglich sein 
und damit für die Übertragung von Stützlasten geeignet sein (starre Zugeinrichtungen). Starre 
Zugeinrichtungen können vollkommen starr oder beweglich befestigt sein. 

Zugeinrichtungen dürfen außerdem mehrteilig und verstellbar oder geköpft sein. 

Diese Regelung gilt nur für Zugeinrichtungen, die eine eigene Einheit darstellen, welche nicht Teil 
des Fahrgestells des gezogenen Fahrzeugs ist. 

2.6.6. Klasse F: Nicht genormte Zugstangen, die sämtliche Teile und Vorrichtungen umfassen, welche 
zwischen den Verbindungseinrichtungen, wie Kupplungskugeln und Bolzenkupplungen, und dem 
Fahrzeugrahmen (z. B. hintere Querträger), den tragenden Karosserieteilen oder dem Fahrgestell der 
Zugfahrzeuge angebracht werden (siehe Anhang 5 Absatz 6). 

2.6.7. Klasse G: Sattelkupplungen sind plattenförmige Kupplungen mit einem selbsttätigen Verschluss, die 
an einem Zugfahrzeug sitzen und mit einem an einem Sattelanhänger sitzenden Zugsattelzapfen 
(50 mm Durchmesser) verbunden werden (siehe Anhang 5 Absatz 7). Klasse G50: Genormte 
Sattelkupplungen für einen Zugsattelzapfen.
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2.6.7.1. Klasse G50: Genormte Sattelkupplungen für einen Zugsattelzapfen (50 mm Durchmesser). 

2.6.7.2. Klasse G50-X: Nicht genormte Sattelkupplungen für einen Zugsattelzapfen (50 mm Durchmesser). 

2.6.8. Klasse H: Zugsattelzapfen (50 mm Durchmesser) sind an Sattelanhängern sitzende Verbindungs­
einrichtungen, die über Sattelkupplungen mit dem Zugfahrzeug verbunden werden (siehe Anhang 5 
Absatz 8). 

2.6.8.1. Klasse H50-X: Nicht genormte Zugsattelzapfen (50 mm Durchmesser). 

2.6.9. Klasse J: Nicht genormte Montageplatten sind sämtliche Teile und Einrichtungen zur Anbringung 
von Sattelkupplungen am Rahmen oder Fahrgestell der Sattelzugmaschine. Die Montageplatte darf 
horizontal verschiebbar sein, so dass eine verschiebbare Sattelkupplung entsteht (siehe Anhang 5 
Absatz 9). 

2.6.10. Klasse K: Genormte Hakenkupplungen, die zur Verwendung mit geeigneten ringförmigen Zugösen 
der Klasse L vorgesehen sind (siehe Anhang 5 Absatz 10). 

2.6.11. Klasse L: Genormte ringförmige Zugösen, die zur Verwendung mit geeigneten Hakenkupplungen 
der Klasse K vorgesehen sind (siehe Anhang 5 Absatz 4). 

2.6.12. Klasse S: Einrichtungen und Teile, die nicht mit den Klassen A bis L oder T übereinstimmen und 
die beispielsweise für besondere Schwertransporte verwendet werden oder nur in manchen Ländern 
vorliegen und die bestehenden nationalen Normen unterliegen. 

2.6.13. Klasse T: Nicht genormte, nicht selbsttätige Bolzenkupplungen für besondere Zwecke, die sich nur 
mit Hilfe von Werkzeugen lösen lassen und üblicherweise nur für die Anhänger von Automobil­
transportern verwendet werden. Sie sind paarweise zu genehmigen. 

2.7. Lenkkeile sind Einrichtungen oder Teile, die zur Zwangslenkung eines Sattelanhängers dienen, am 
Sattelanhänger eingebaut sind und zusammen mit der Sattelkupplung die Zwangslenkung des 
Sattelanhängers bewirken. 

2.8. Fernbetätigungseinrichtungen sind Einrichtungen und Teile, die es ermöglichen, die Kupplung von 
der Fahrzeugseite oder vom Führerhaus aus zu betätigen. 

2.9. Fernanzeigen sind Einrichtungen und Teile, die den abgeschlossenen Einkuppelvorgang und das 
Eingreifen der Sicherungen im Führerhaus anzeigen. 

2.10. „Typen von Verbindungseinrichtungen oder -bauteilen“ sind Einrichtungen oder Teile ohne wesent­
lich Unterschiede, z. B. hinsichtlich 

2.10.1. der Handelsbezeichnung oder -marke des Herstellers oder Händlers, 

2.10.2. der Klasse der Kupplung laut Definition in Absatz 2.6, 

2.10.3. der äußeren Form oder der Hauptabmessungen oder anderer grundlegender Konstruktionsunter­
schiede einschließlich der verwendeten Werkstoffe, 

2.10.4. der Kennwerte D, D c , S, V und U nach Absatz 2.11.
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2.11. Die Kennwerte D, D c , S, V und U werden wie folgt definiert bzw. festgelegt: 

2.11.1. Der Wert D oder D c ist der theoretische Vergleichswert für die Deichselkraft zwischen Zugfahrzeug 
und Anhänger und wird als Ausgangswert für die horizontalen Prüfkräfte bei den dynamischen 
Prüfungen herangezogen. 

Für mechanische Verbindungseinrichtungen und -bauteile, die nicht dafür konstruiert sind, Stütz­
lasten zu übertragen, gilt: 

D ¼ g 
T Ü R 
T þ R 

KN 

Für mechanische Verbindungseinrichtungen und -bauteile für Zentralachsanhänger nach Absatz 
2.13 gilt: 

D c ¼ g 
T Ü C 
T þ R 

KN 

Für Sattelkupplungen der Klasse G, Zugsattelzapfen der Klasse H und Montageplatten der Klasse J 
nach Absatz 2.6 gilt: 

D ¼ g 
0; 6 Ü T Ü R 

T þ R – U 
KN 

Dabei ist: 

T die technisch zulässige Gesamtmasse des Zugfahrzeugs in Tonnen. Dies schließt gegebenenfalls 
auch die durch einen Zentralachsanhänger übertragene Stützlast ein. 

R die technisch zulässige Gesamtmasse des Anhängers mit senkrecht frei beweglicher Zugeinrich­
tung oder des Sattelanhängers in Tonnen ( 1 ). 

C die von der (den) Achse(n) des Zentralachsanhängers nach Absatz 2.13 auf den Boden über­
tragene Masse, wenn der Anhänger an das Zugfahrzeug gekoppelt und bis zur technisch zulässigen 
Gesamtmasse ( 1 ) beladen ist. Für Zentralachsanhänger der Klasse O1 und O2 ( 2 ) entspricht die 
technisch zulässige Gesamtmasse den Angaben des Herstellers des Zugfahrzeugs. 

g die Erdbeschleunigung (es werden 9,81 m/s 2 angenommen). 

U der Wert nach Absatz 2.11.2. 

S der Wert nach Absatz 2.11.3. 

2.11.2. Der Wert U entspricht der senkrechten Last in Tonnen, die ein Sattelanhänger mit der technisch 
zulässigen Gesamtmasse auf die Sattelkupplung überträgt ( 1 ). 

2.11.3. Der Wert S entspricht der senkrechten Last in Kilogramm, die ein Zentralachsanhänger nach Absatz 
2.13 mit der technisch zulässigen Gesamtmasse unter statischen Bedingungen auf die Kupplung 
überträgt ( 1 ).
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( 1 ) Die Massen T und R sowie die technisch zulässige Gesamtmasse dürfen die nach den nationalen Rechtsvorschriften 
vorgeschriebene technisch zulässige Gesamtmasse überschreiten. 

( 2 ) Siehe Definitionen in der Regelung Nr. 13 aus dem Anhang zum Übereinkommen über die Annahme einheitlicher 
technischer Vorschriften für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/ 
oder verwendet werden können, und die Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung von Genehmigungen, die 
nach diesen Vorschriften erteilt wurden. Die Definition ist auch zu finden in Anhang 7 der Gesamtresolution Kraft­
fahrzeugtechnik (R. E. 3) (Dokument TRANS/ WP. 29/ 78/ Rev. 1/ Amend. 2).



2.11.4. Der Wert V entspricht dem theoretischen Vergleichswert für die Amplitude der vertikalen Kraft, die 
ein Zentralachsanhänger mit einer technisch zulässigen Gesamtmasse von über 3,5 Tonnen auf die 
Kupplung überträgt. Der Wert V wird als Grundlage für die vertikalen Prüfkräfte bei den dyna­
mischen Prüfungen herangezogen. 

V ¼ 
a Ü C Ü X 2 

L 2 (siehe Anmerkung unten) 

Dabei gilt: 

a ist die vertikale Vergleichsbeschleunigung im Kuppelpunkt, abhängig von der Hinterachsfederung 
des Zugfahrzeugs. 

Bei Luftfederung (oder Federungssystemen mit gleichwertigen Dämpfungseigenschaften): 

a = 1,8 m/s 2 

Bei anderen Federungstypen: 

a = 2,4 m/s 2 

X ist die Länge der Ladefläche des Anhängers in Metern (siehe Abbildung 1). 

L ist der Abstand zwischen dem Mittelpunkt der Zugöse und dem Mittelpunkt des Achsaggregats in 
Metern (siehe Abbildung 1). 

Anmerkung: (Liegt ein Wert unter 1,0, ist mindestens 1,0 zu verwenden.) 

X 2 

L 2 ≥ 1; 0 

Abbildung 1 

Abmessungen des Zentralachsanhängers 

2.12. In Anhang 6 dieser Regelung verwendete Zeichen und Definitionen: 

A v = höchste zulässige Achslast der gelenkten Achse in Tonnen, 

C = Gesamtmasse des Zentralachsanhängers in Tonnen (siehe Absatz 2.11.1 dieser Regelung), 

D = Wert D in kN (siehe Absatz 2.11.1 dieser Regelung), 

D c = Wert D c in kN bei Zentralachsanhängern (siehe Absatz 2.11.1 dieser Regelung), 

R = Gesamtmasse des gezogenen Fahrzeugs in Tonnen (siehe Absatz 2.11.1 dieser Regelung), 

T = Gesamtmasse des Zugfahrzeugs in Tonnen (siehe Absatz 2.11.1 dieser Regelung),

DE L 227/6 Amtsblatt der Europäischen Union 28.8.2010



F a = statische Abhebekraft in kN, 

F h = horizontale Komponente der Prüfkraft in der Fahrzeuglängsachse in kN, 

F s = vertikale Komponente der Prüfkraft in kN, 

S = statische Stützlast in kg, 

U = Sattellast in Tonnen, 

V = Wert V in kN (siehe Absatz 2.11.4 dieser Regelung), 

a = vertikale Vergleichsbeschleunigung im Kuppelpunkt von Zentralachsanhängern abhängig von 
der Federungsart der Hinterachse(n) des Zugfahrzeugs (siehe Absatz 2.11.4 dieser Regelung), 

e = horizontaler Abstand zwischen dem Kuppelpunkt von abnehmbaren Kupplungskugeln und der 
vertikalen Ebene durch die Befestigungspunkte in mm (siehe Abbildungen 20c bis 20f), 

f = vertikaler Abstand zwischen dem Kuppelpunkt von abnehmbaren Kupplungskugeln und der 
horizontalen Ebene durch die Befestigungspunkte in mm (siehe Abbildungen 20c bis 20f), 

g = Erdbeschleunigung (es werden 9,81 m/s 2 angenommen), 

L = theoretische Deichsellänge zwischen dem Mittelpunkt der Zugöse und dem Mittelpunkt des 
Achsaggregats in Metern, 

X = Länge der Ladefläche eines Zentralachsanhängers in Metern. 

Indizes: 

O = maximale Prüfkraft, 

U = minimale Prüfkraft, 

a = statische Kraft, 

h = horizontale Kraft, 

p = schwellende Kraft, 

res = resultierende Kraft, 

s = vertikale Kraft, 

w = wechselnde Kraft. 

2.13. „Zentralachsanhänger“ sind Anhänger mit einer Zugeinrichtung, die (unabhängig vom Anhänger) 
nicht senkrecht beweglich ist, und deren Achse(n) bei gleichmäßiger Belastung nahe am Schwer­
punkt des Anhängers angeordnet ist (sind). Die auf die Kupplung des Zugfahrzeugs übertragene 
Stützlast darf 10 % der Gesamtmasse des Anhängers oder 1 000 kg (es gilt der kleinere Wert) nicht 
überschreiten. 

Die Gesamtmasse des Zentralachsanhängers entspricht der Last, die die Achse(n) des an das Zug­
fahrzeug angekuppelten und mit der technisch zulässigen Gesamtmasse ( 1 ) beladenen Anhängers 
auf den Boden übertragen.
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2.14. „Formschlüssige mechanische Verbindung“ bedeutet, dass die Form und die geometrischen Eigen­
schaften einer Einrichtung und ihrer Teile so gestaltet sind, dass sie sich unter Einwirken sämtlicher 
Kräfte oder Teilkräfte, denen sie bei normalem Einsatz oder bei der Prüfung ausgesetzt ist, nicht 
öffnet oder löst. 

2.15. Ein „Fahrzeugtyp“ sind Fahrzeuge, die sich in wichtigen Punkten wie beispielsweise Aufbau, Ab­
messungen, Form und Werkstoffen in den Bereichen nicht unterscheiden, an denen Verbindungs­
einrichtungen oder -bauteile angebracht sind. Dies gilt sowohl für das Zugfahrzeug als auch für den 
Anhänger. 

3. ANTRAG AUF ERTEILUNG EINER GENEHMIGUNG FÜR EINE MECHANISCHE VERBINDUNGSEINRICHTUNG 
ODER EIN MECHANISCHES VERBINDUNGSBAUTEIL 

3.1. Der Antrag auf Erteilung einer Genehmigung ist vom Inhaber der Fabrik- oder Handelsmarke oder 
von seinem ordentlich bevollmächtigten Vertreter einzureichen. 

3.2. Dem Antrag für jeden Typ einer Einrichtung oder eines Teils sind folgende Angaben beispielsweise 
in dem Mitteilungsblatt nach Anhang 1 beizufügen: 

3.2.1. genaue Angaben über sämtliche Fabrik- oder Handelsmarken des Herstellers oder Händlers für die 
Einrichtung oder das Teil; 

3.2.2. Zeichnungen in dreifacher Ausfertigung, die so detailliert sind, dass man den Typ der Einrichtung 
oder des Teils klar erkennen kann, und aus denen hervorgeht, wie sie an dem Fahrzeug anzubauen 
sind; in ihnen muss die für die Genehmigungsnummer und für sonstige Zeichen nach Absatz 7 
vorgesehene Fläche sowie deren Lage erkennbar sein. 

3.2.3. die Angabe der Werte D, Dc, S, V und U, soweit zutreffend, laut Definition in Absatz 2.11; 

Bei Halterungen der Klasse A die Angabe der jeweils zulässigen Gesamtmasse des Zugfahrzeugs und 
des Anhängers sowie die zulässige Stützlast an der Kupplungskugel nach den Empfehlungen des 
Zugfahrzeugherstellers. 

3.2.3.1. Die Kennwerte müssen mindestens den Werten entsprechen, die für die zulässige Gesamtmasse des 
Zugfahrzeugs, des Anhängers und des Gespanns gelten. 

3.2.4. eine eingehende technische Beschreibung der Einrichtung oder des Teils, in der insbesondere der 
Typ und die verwendeten Werkstoffe genau angegeben werden; 

3.2.5. Die Angabe von Beschränkungen für die Fahrzeuge, an denen die Kupplung angebracht werden 
darf (siehe Anhang 1 Absatz 12 und Anhang 5 Absatz 3.4); 

3.2.6. Ein Muster sowie zusätzlich weitere Muster, wenn sie von der Genehmigungsbehörde oder dem 
technischen Dienst angefordert werden; 

3.2.7. Sämtliche Muster müssen fertige Endprodukte sein, die der abschließenden Oberflächenbehandlung 
unterzogen wurden. Besteht diese jedoch aus einer Lackierung oder Pulverbeschichtung mit Ep­
oxydharz, so ist sie zu unterlassen. 

3.2.8. Handelt es sich um mechanische Verbindungseinrichtungen oder -bauteile, die für einen bestimm­
ten Fahrzeugtyp konstruiert sind, so hat ihr Hersteller zudem die vom Fahrzeughersteller vorgege­
benen Anbaudaten anzugeben. Die Genehmigungsbehörde oder der technische Dienst können auch 
verlangen, dass ein dem Typ entsprechendes Fahrzeug bereitgestellt wird. 

4. ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN FÜR MECHANISCHE VERBINDUNGSEINRICHTUNGEN ODER -BAUTEILE 

4.1. Jedes Muster muss den Vorschriften der Anhänge 5 und 6 über die Abmessungen und die Festigkeit 
entsprechen. Nach den Prüfungen nach Anhang 6 dürfen keine Risse oder Brüche bzw. dauerhafte 
übermäßige Verformungen auftreten, die das zufrieden stellende Funktionieren der Einrichtung oder 
des Teils beeinträchtigen könnten.
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4.2. Sämtliche Einzelteile der Einrichtung oder des Teils, deren Versagen eine Trennung von Fahrzeug 
und Anhänger bewirken kann, müssen aus Stahl hergestellt sein. Andere Werkstoffe können ver­
wendet werden, wenn der Hersteller der Genehmigungsbehörde oder dem technischen Dienst der 
Vertragspartei, die diese Regelung anwendet, ihre Gleichwertigkeit glaubhaft nachgewiesen hat. 

4.3. Die mechanischen Verbindungseinrichtungen oder -bauteile müssen gefahrlos zu betätigen sein, 
und die Verbindung muss von einer Person ohne Werkzeug herzustellen und zu lösen sein. Mit 
Ausnahme der Kupplungen der Klasse T sind für das Kuppeln von Anhängern mit einer technisch 
zulässigen Gesamtmasse von über 3,5 Tonnen nur Kupplungen zulässig, die einen selbsttätigen 
Kupplungsvorgang erlauben. 

4.4. Die mechanischen Verbindungseinrichtungen oder -bauteile müssen so konstruiert und hergestellt 
sein, dass sie bei normalem Gebrauch, sachgemäßer Wartung und Austausch von Verschleißteilen 
ununterbrochen zufrieden stellend funktionieren und die in dieser Regelung vorgeschriebenen 
Merkmale behalten. 

4.5. Alle mechanischen Verbindungseinrichtungen oder -bauteile müssen so konstruiert sein, dass sie 
formschlüssig sind, und in geschlossenem Zustand müssen sie mindestens einfach formschlüssig 
gesichert sein, sofern nicht in Anhang 5 zusätzliche Anforderungen gestellt werden. Alternativ dazu 
können zwei oder mehr unabhängige Vorrichtungen für die Unversehrtheit der Kupplung sorgen; 
allerdings müssen alle Vorrichtungen so konstruiert sein, dass sie eine formschlüssige mechanische 
Verbindung herstellen, und sie müssen einzeln auf jede Anforderung nach Anhang 6 geprüft 
werden. Formschlüssige mechanische Verbindungen müssen der Definition nach Absatz 2.14 ent­
sprechen. 

Federkraft darf nur dazu verwendet werden, die Verbindungseinrichtung zu schließen und zu 
verhindern, dass sich Bestandteile der Einrichtung durch die Einwirkung von Schwingungen soweit 
bewegen, dass sie sich öffnen oder lösen können. 

Das Versagen oder Fehlen einer einzelnen beliebigen Feder darf nicht dazu führen, dass sich die 
gesamte Kupplung öffnen oder lösen kann. 

4.6. Jeder Einrichtung oder jedem Teil ist eine Montage- und Bedienungsanleitung beizufügen, in der 
ausreichende Informationen enthalten sein müssen, die zur Montage bzw. zum ordnungsgemäßen 
Betrieb der Verbindungseinrichtung durch eine sachkundige Person benötigt werden (siehe Anhang 
7). Die Anleitung muss mindestens in der Sprache des Landes abgefasst sein, in dem die Einrich­
tung oder das Teil zum Verkauf angeboten wird. Bei Verbindungseinrichtungen oder -bauteilen, die 
Fahrzeug- oder Aufbauherstellern zur Erstausrüstung geliefert werden, kann auf die Mitlieferung der 
Montage- und Betriebsanleitung verzichtet werden. Es liegt jedoch in der Verantwortung des Fahr­
zeug- oder Aufbauherstellers, dafür zu sorgen, dass der Fahrzeughalter die für den ordnungsgemä­
ßen Betrieb der Einrichtung oder des Teils erforderliche Anleitung erhält. 

4.7. Bei Einrichtungen und Teilen der Klasse A oder gegebenenfalls S, die zusammen mit Anhängern 
mit einer zulässigen Gesamtmasse von höchstens 3,5 Tonnen verwendet werden, die von Herstel­
lern erzeugt werden, welche in keinerlei Verbindung mit dem Fahrzeughersteller stehen, und die für 
den nachträglichen Einbau vorgesehen sind, müssen die Höhe der Kupplung und ihre übrigen 
Einbaumerkmale in jedem Fall von der Genehmigungsbehörde oder dem technischen Diensten 
nach Anhang 7 Absatz 1 geprüft werden. 

4.8. Bei nicht genormten Verbindungseinrichtungen oder -bauteilen der Klassen S und T, die für 
Schwertransporte und andere Zwecke verwendet werden, sind die einschlägigen Vorschriften der 
Anhänge 5, 6 und 7 anzuwenden, die für die (das) nächste genormte oder nicht genormte 
Einrichtung (Teil) gelten. 

5. ANTRAG AUF ERTEILUNG EINER GENEHMIGUNG FÜR EIN FAHRZEUG MIT EINER MECHANISCHEN VER­
BINDUNGSEINRICHTUNG ODER EINEM MECHANISCHEN VERBINDUNGSBAUTEIL 

5.1. Stellt ein Fahrzeughersteller einen Antrag auf Genehmigung eines Fahrzeugs, das mit einer mecha­
nischen Verbindungseinrichtung oder einem mechanischen Verbindungsteil versehen ist, oder ge­
nehmigt er, dass ein Fahrzeug zum Ziehen eines beliebigen Anhängers verwendet wird, dann 
können ein berechtigter Antragsteller auf Typgenehmigung für eine mechanische Verbindungsein­
richtung oder ein Verbindungsteil bzw. eine Genehmigungsbehörde oder ein technischer Dienst 
einer Vertragspartei vom Fahrzeughersteller verlangen, dass er ihnen bereitwillig die nach Absatz 5 
vorgeschriebenen Informationen offen legt, damit ein Hersteller einer (eines) mechanischen Ver­
bindungseinrichtung (-teils) diese für das betreffende Fahrzeug ordnungsgemäß konstruieren und 
herstellen kann. Ein berechtigter Antragsteller auf Typgenehmigung für eine mechanische Verbin­
dungseinrichtung oder ein Verbindungsteil kann von einer Genehmigungsbehörde verlangen, ihm 
alle nach Absatz 5 vorgeschriebenen, vorliegenden Informationen, offen zu legen.
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5.2. Der Antrag auf Genehmigung eines Fahrzeugtyps für die Anbringung einer Verbindungseinrichtung 
oder eines Verbindungsteils ist von dem Fahrzeughersteller oder seinem ordentlich bevollmächtig­
tem Vertreter einzureichen. 

5.3. Ihm sind die folgenden Angaben beizufügen, damit die Genehmigungsbehörde das Mitteilungsblatt 
nach Anhang 2 ausfüllen kann: 

5.3.1. Eine eingehende Beschreibung des Fahrzeugtyps und der Einrichtung oder des Teils und auf Ver­
langen der Genehmigungsbehörde oder des technischen Dienstes eine Kopie des Genehmigungs­
formulars für die Einrichtung oder das Teil. 

5.3.2. Zu diesen Angaben gehören auch die zulässigen Gesamtmassen des Zugfahrzeugs und des gezo­
genen Fahrzeugs, die Verteilung der zulässigen Gesamtmasse des Zugfahrzeugs auf seine Achsen, 
die zulässigen Achslasten, die zulässige Stützlast am hinteren Ende des Zugfahrzeugs und genaue 
Angaben und/oder Zeichnungen der Anbringungsstellen für die Einrichtung oder das Teil und alle 
zusätzlichen Verstärkungsplatten, Stützhalterungen usw., die für eine sichere Anbringung der Ein­
richtung oder des Teils am Zugfahrzeug erforderlich sind. 

5.3.2.1. Der Beladungszustand, bei dem die Höhe der Kupplungskugel an Fahrzeugen der Klasse M1 zu 
messen ist (siehe Anhang 7 Anlage 1 Absatz 2). 

5.3.3. Zeichnungen in dreifacher Ausfertigung, die so detailliert sind, dass man die Einrichtung oder das 
Teil klar erkennen kann, und aus denen hervorgeht, wie sie an dem Fahrzeug zu befestigen sind; in 
ihnen muss die für die Genehmigungsnummer und für sonstige Zeichen nach Absatz 7 vorgese­
hene Fläche sowie deren Lage erkennbar sein. 

5.3.4. eine eingehende technische Beschreibung der Einrichtung oder des Teils, in der insbesondere der 
Typ und die verwendeten Werkstoffe genau angegeben werden; 

5.3.5. die Angabe der Werte D, D c , S, V und U, sofern zutreffend, gemäß ihrer Definition in Absatz 2.11. 

5.3.5.1. Die Kennwerte müssen mindestens den Werten entsprechen, die für die zulässige Gesamtmasse des 
Zugfahrzeugs, des Anhängers und des Gespanns gelten. 

5.3.6. Ein für den zu genehmigenden Typ repräsentatives Fahrzeug, das mit einer mechanischen Ver­
bindungseinrichtung versehen ist, ist der Genehmigungsbehörde oder dem technischen Dienst 
bereitzustellen, die auch zusätzliche Muster der Einrichtung oder des Teils verlangen können. 

5.3.7. Auch ein Fahrzeug, das nicht über alle typgemäßen Bauteile verfügt, ist annehmbar, sofern der 
Antragsteller der Genehmigungsbehörde oder dem technischen Dienst glaubhaft darlegen kann, 
dass das Fehlen der Bauteile die Ergebnisse der Überprüfung in keiner Weise beeinflusst, soweit 
die Vorschriften dieser Regelung betroffen sind. 

6. ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN FÜR FAHRZEUGE MIT EINER MECHANISCHEN VERBINDUNGSEINRICH­
TUNG ODER EINEM MECHANISCHEN VERBINDUNGSBAUTEIL 

6.1. Die Einrichtung oder das Teil, das an dem Fahrzeug angebracht ist, ist entsprechend den Vor­
schriften der Absätze 3 und 4 sowie der Anhänge 5 und 6 dieser Regelung zu genehmigen. 

6.2. Der Anbau der Einrichtung oder des Teils an dem Fahrzeug muss den Vorschriften von Anhang 7 
dieser Regelung entsprechen.
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6.3. Jeder Einrichtung oder jedem Teil ist eine Betriebsanleitung beizufügen, die alle besonderen An­
weisungen enthalten muss, die für einen Betrieb erforderlich sind, der von dem normalerweise mit 
dem Typ der Einrichtung oder des Teils verbundenen Betrieb abweicht; es ist auch eine Anleitung 
für das Ein- und Auskuppeln bei unterschiedlichen Betriebsweisen beizufügen, beispielsweise bei 
unterschiedlichen Winkeln zwischen dem Zugfahrzeug und dem gezogenen Fahrzeug. Diese Be­
triebsanleitung muss jedem Fahrzeug beiliegen und sie muss mindestens in der Sprache des Landes 
vorliegen, in dem es zum Verkauf angeboten wird. 

7. AUFSCHRIFTEN 

7.1. Die zur Genehmigung eingereichten Typen einer Einrichtung oder eines Teils müssen die Fabrik- 
oder Handelsmarke des Herstellers, Händlers oder Antragstellers tragen. 

7.2. Es muss eine ausreichend große Fläche für die Anbringung des in Absatz 8.5 genannten und in 
Anhang 3 dargestellten Genehmigungszeichens vorhanden sein. Diese Fläche muss auf den in 
Absatz 3.2.2 genannten Zeichnungen sichtbar sein. 

7.3. In der Nähe des Genehmigungszeichens nach den Absätzen 7.2 und 8.5 ist die Einrichtung oder 
das Teil mit einer Kennzeichnung ihrer Klasse nach Absatz 2.6 und ihrer Kennwerte nach Absatz 
2.11 und Anhang 4 zu versehen. Die Lage dieser Aufschriften ist auf den Zeichnungen nach Absatz 
3.2.2 kenntlich zu machen. 

Sind die Kennwerte für die in dieser Regelung definierten Klassen festgelegt, beispielsweise bei den 
Klassen A50-1 bis A50-5, brauchen sie nicht angegeben zu werden. 

7.4. Ist die Einrichtung oder das Teil alternativ für mehrere Kennwerte innerhalb der selben Kupplungs­
klasse genehmigt, sind höchstens zwei Alternativwerte in den Aufschriften auf der Einrichtung oder 
dem Teil anzugeben. 

7.5. Bestehen irgendwelche Beschränkungen für die Verwendung der Einrichtung oder des Teils, dürfen 
sie beispielsweise nicht in Verbindung mit Lenkkeilen verwendet werden, so ist dies auf der 
Einrichtung oder dem Teil anzugeben. 

7.6. Sämtliche Zeichen müssen dauerhaft angebracht und deutlich lesbar sein, wenn die Einrichtung 
oder das Teil an dem Fahrzeug angebaut sind. 

8. GENEHMIGUNG 

8.1. Entspricht (entsprechen) das (die) Muster einer Einrichtung oder eines Teils den Vorschriften dieser 
Regelung, ist die Genehmigung zu erteilen, sofern die Vorschriften nach Absatz 10 zufrieden 
stellend eingehalten werden. 

8.2. Jede Genehmigung eines Typs umfasst die Zuteilung einer Genehmigungsnummer, deren ersten 
beiden Ziffern die Änderungsserie mit den neuesten, wichtigsten technischen Änderungen angeben, 
die zum Zeitpunkt der Erteilung der Genehmigung in die Regelung aufgenommen sind. Die so 
zugeteilte Nummer darf von derselben Vertragspartei keinem anderen in dieser Regelung genannten 
Typ einer Einrichtung oder eines Teils zugeteilt werden. 

8.3. Über die Erteilung, Erweiterung, Versagung oder Zurücknahme der Genehmigung oder die endgül­
tige Einstellung der Produktion eines Typs einer Einrichtung oder eines Teils nach dieser Regelung 
sind die Vertragsparteien des Übereinkommens von 1958, die diese Regelung anwenden, mit einem 
Mitteilungsblatt zu unterrichten, das dem Muster in Anhang 1 oder Anhang 2 dieser Regelung 
entspricht. 

8.4. Zusätzlich zu der Aufschrift nach Absatz 7.1 ist an jeder (jedem) nach dieser Regelung genehmigten 
Einrichtung oder Teil ein Genehmigungszeichen nach Absatz 8.5 auf der Fläche nach Absatz 7.2 
anzubringen. 

8.5. Das Genehmigungszeichen ist ein internationales Zeichen, bestehend aus:
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8.5.1. einem Kreis, in dessen Innerem sich der Buchstabe „E“ und die Kennzahl des Landes befinden, das 
die Genehmigung erteilt hat ( 1 ); und 

8.5.2. der Genehmigungsnummer nach Absatz 8.2. 

8.5.3. Das Genehmigungszeichen und die -nummer sind entsprechend dem Muster in Anhang 3 anzu­
ordnen. 

9. ÄNDERUNGEN DER MECHANISCHEN VERBINDUNGS-EINRICHTUNG ODER DES MECHANISCHEN VERBIN­
DUNGSBAUTEILS ODER DES FAHRZEUGS UND ERWEITERUNG DER GENEHMIGUNG 

9.1. Jede Änderung des Typs einer Einrichtung, eines Teils oder eines Fahrzeugs, wie in Absatz 2.10 
definiert, ist der Genehmigungsbehörde oder dem technischen Dienst mitzuteilen, die (der) die 
Genehmigung erteilt hat. Die Behörde oder der Dienst kann dann 

9.1.1. entweder die Auffassung vertreten, dass diese Änderungen keine nennenswerten nachteiligen Aus­
wirkungen haben und die Einrichtung oder das Teil in jedem Fall noch den Vorschriften entspricht, 

9.1.2. oder ein weiteres Prüfgutachten anfordern. 

9.2. Die Bestätigung oder die Versagung der Genehmigung ist unter genauer Angabe der Änderung den 
Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden, nach dem in Absatz 8.3 vorgeschriebenen Ver­
fahren mitzuteilen. 

9.3. Die Genehmigungsbehörde oder der technische Dienst, die eine Genehmigung erweitern, teilen 
einer solchen Erweiterung eine laufende Nummer zu und unterrichten darüber die anderen Ver­
tragsparteien des Übereinkommens, die diese Regelung anwenden, nach dem Verfahren nach Ab­
satz 8.3. 

10. VERFAHREN ZUR KONTROLLE DER ÜBEREINSTIMMUNG DER PRODUKTION 

Die Verfahren zur Kontrolle der Übereinstimmung der Produktion müssen den in Anlage 2 zum 
Übereinkommen (E/ECE/324-E/ECE/TRANS/505/rev.2) beschriebenen Verfahren entsprechen, wobei 
folgende Vorschriften eingehalten sein müssen: 

10.1. Der Inhaber einer Genehmigung muss sicherstellen, dass die Ergebnisse der Prüfung der Überein­
stimmung der Produktion aufgezeichnet werden und die zugehörigen Unterlagen während eines 
nach Absprache mit der Behörde oder dem technischen Dienst festzulegenden Zeitraumes verfügbar 
bleiben. Dieser Zeitraum darf, gerechnet von dem Zeitpunkt, an dem die Herstellung endgültig 
eingestellt wird, zehn Jahre nicht übersteigen. 

10.2. Die Genehmigungsbehörde oder der technische Dienst, die die Typgenehmigung erteilt haben, 
können jederzeit die bei jeder Fertigungseinheit angewandten Verfahren zur Kontrolle der Über­
einstimmung überprüfen. Diese Überprüfungen finden in der Regel alle zwei Jahre statt. 

11. MASSNAHMEN BEI ABWEICHUNGEN IN DER PRODUKTION 

11.1. Die für einen Typ einer Einrichtung oder eines Teils nach dieser Regelung erteilte Genehmigung 
kann zurückgenommen werden, wenn die Vorschriften nicht eingehalten sind oder wenn eine 
Einrichtung oder ein Teil, das mit dem Genehmigungszeichen versehen wurde, dem genehmigten 
Typ nicht entspricht.
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( 1 ) 1 für Deutschland, 2 für Frankreich, 3 für Italien, 4 für die Niederlande, 5 für Schweden, 6 für Belgien, 7 für Ungarn, 
8 für die Tschechische Republik, 9 für Spanien, 10 für Serbien, 11 für das Vereinigte Königreich, 12 für Österreich, 13 
für Luxemburg, 14 für die Schweiz, 15 (—), 16 für Norwegen, 17 für Finnland, 18 für Dänemark, 19 für Rumänien, 
20 für Polen, 21 für Portugal, 22 für die Russische Föderation, 23 für Griechenland, 24 für Irland, 25 für Kroatien, 26 
für Slowenien, 27 für die Slowakei, 28 für Belarus, 29 für Estland, 30 (—), 31 für Bosnien und Herzegowina, 32 für 
Lettland, 33 (—), 34 für Bulgarien, 35 (—), 36 (—), 37 für die Türkei, 38 (—), 39 (—), 40 für die ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien, 41 (—), 42 für die Europäische Gemeinschaft (Genehmigungen werden von den 
Mitgliedstaaten unter Verwendung ihres jeweiligen ECE-Zeichens erteilt), 43 für Japan, 44 (—), 45 für Australien und 
46 für die Ukraine. Die folgenden Zahlen werden den Ländern, die dem „Übereinkommen über die Annahme 
einheitlicher technischer Vorschriften für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände und Teile, die in Radfahrzeuge(n) 
eingebaut und/oder verwendet werden können, und die Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung von Geneh­
migungen, die nach diesen Vorschriften erteilt wurden“ beigetreten sind, nach der zeitlichen Reihenfolge ihrer Rati­
fikation oder ihres Beitritts zugeteilt, und die so zugeteilten Zahlen werden den Vertragsparteien vom Generalsekretär 
der Vereinten Nationen mitgeteilt.



11.2. Nimmt eine Vertragspartei des Übereinkommens, die diese Regelung anwendet, eine von ihr erteilte 
Genehmigung zurück, so hat sie unverzüglich die anderen Vertragsparteien, die diese Regelung 
anwenden, darüber in einem Mitteilungsblatt nach dem Muster von Anhang 1 oder Anhang 2 
dieser Regelung zu unterrichten. 

12. ENDGÜLTIGE EINSTELLUNG DER PRODUKTION 

Stellt der Inhaber der Genehmigung die Produktion eines nach dieser Regelung genehmigten Typs 
einer mechanischen Verbdingseinrichtung oder eines mechanischen Verbindungsbauteils endgültig 
ein, so hat er hierüber die Genehmigungsbehörde oder den technischen Dienst, der die Genehmi­
gung erteilt hat, zu unterrichten. Nach Erhalt der entsprechenden Mitteilung hat diese Genehmi­
gungsbehörde oder dieser technische Dienst die anderen Vertragsparteien des Übereinkommens von 
1958, die diese Regelung anwenden, hierüber mit einem Mitteilungsblatt zu unterrichten, das dem 
Muster in Anhang 1 oder Anhang 2 dieser Regelung entspricht. 

13. ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

Bis das Generalsekretariat der Vereinten Nationen nicht anderweitig unterrichtet wird, erklären die 
Vertragsparteien, die diese Regelung anwenden und Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
sind (zum Zeitpunkt der Annahme der Änderungsserie 01: Italien, die Niederlande, Belgien, das 
Vereinigte Königreich, Luxemburg, Finnland und Griechenland), dass für sie die Verpflichtungen des 
Abkommens, dem diese Regelung als Anhang beigefügt ist, lediglich hinsichtlich der mechanischen 
Verbindungseinrichtungen oder der mechanischen Verbindungsteile verbindlich sind, die für andere 
Fahrzeugklassen als M1 bestimmt sind. 

14. NAMEN UND ANSCHRIFTEN DER TECHNISCHEN DIENSTE, DIE DIE PRÜFUNGEN FÜR DIE GENEHMIGUNG 
DURCHFÜHREN, UND DER BEHÖRDEN 

14.1. Die Vertragsparteien des Übereinkommens von 1958, die diese Regelung anwenden, übermitteln 
dem Sekretariat der Vereinten Nationen die Namen und Anschriften der technischen Dienste, die 
die Prüfungen für die Genehmigung durchführen, und der Behörden, die die Genehmigung erteilen 
und denen die in anderen Ländern ausgestellten Mitteilungsblätter über die Erteilung, Erweiterung, 
Versagung und Zurücknahme einer Genehmigung oder die endgültige Einstellung der Produktion 
zu übersenden sind.
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ANHANG 1 

MITTEILUNG 

(größtes Format: A4 (210 × 297 mm)
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ANHANG 2 

MITTEILUNG 

(größtes Format: A4 (210 × 297 mm))
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ANHANG 3 

MUSTER DER GENEHMIGUNGSZEICHEN 

a = 8 mm min. 

Die Einrichtung, das Teil oder das Fahrzeug mit vorstehendem Genehmigungszeichen wurde in den Niederlanden (E4) 
unter der Nummer 2439 nach der Regelung Nr. 55 in ihrer durch die Änderungsserie 01 geänderten Fassung genehmigt. 

Anmerkung: Die Genehmigungsnummer und die zusätzlichen Zeichen sind in der Nähe des Kreises entweder über, unter, 
rechts oder links von dem Buchstaben „E“ anzuordnen. Die Ziffern der Genehmigungsnummer müssen, bezogen auf den 
Buchstaben „E“, auf einer Seite und in derselben Richtung angeordnet sein. Die Verwendung römischer Zahlen bei 
Genehmigungsnummern ist zu vermeiden, um Verwechslungen mit anderen Zeichen auszuschließen.
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ANHANG 4 

Beispiele der Anordnungen für die Angabe der Kennwerte 

1. An allen mechanischen Verbindungseinrichtungen oder -bauteilen ist ihre Klasse anzugeben. Zusätzlich ist eine 
Aufschrift vorzusehen, die die Kapazität entsprechend den Kennwerten nach Absatz 2.11 dieser Regelung angibt. 

1.1. Die Höhe sämtlicher Buchstaben und Nummern darf nicht kleiner als in der Genehmigungsnummer sein (a/3, 
a = 8 mm). 

1.2. Die jeweiligen Kennwerte der Einrichtung oder des Teils, die darauf anzugeben sind, sind in der nachstehenden 
Tabelle aufgeführt (siehe Absatz 7.3 dieser Regelung): 

Tabelle 1 

Auf Verbindungseinrichtungen oder -bauteilen anzugebende, maßgebliche Kennwerte 

Beschreibung der Einrichtung oder des Teils 
maßgebliche Kennwerte, die anzugeben sind 

Klasse D D c S U V 

Kupplungskugeln und Halterungen (siehe Anhang 5 Ab­
satz 1 dieser Regelung) 

* * * 

Zugkugelkupplungen * * * 

Bolzenkupplungen * * * * * 

Zugösen * * * * * 

Zugeinrichtungen * * * * * 

Zugstangen * * * * * 

Sattelkupplungen * * * 

Zugsattelzapfen * * 

Montageplatten für Sattelkupplungen * * * 

Hakenkupplungen * * * * * 

Beispiele: C50-X D130 D c 90 S1000 V35 steht für eine nicht genormte Bolzenkupplung der Klasse C50-X mit einem 
Höchstwert D von 130 kN, einem zulässigen Höchstwert D c von 90 kN, einer zulässigen statischen, vertikal 
aufgebrachten Masse von 1 000 kg und einem zulässigen Höchstwert V von 35 kN. 

A50-X D20 S120 steht für eine genormte Halterung mit Kupplungskugel der Klasse A50-X mit einem Höchstwert D 
von 20 kN und einer zulässigen statischen, vertikal aufgebrachten Masse von 120 kg.
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ANHANG 5 

Vorschriften für mechanische Verbindungseinrichtungen oder -Bauteile 

1. KUPPLUNGSKUGELN UND HALTERUNGEN 

Die Vorschriften nach den Absätzen 1.1 bis 1.5 dieses Anhangs gelten für sämtliche Kupplungskugeln und 
Halterungen der Klasse A. Der Absatz 1.6 enthält Zusatzvorschriften für genormte 50-mm-Kupplungskugeln 
mit Anschraubflansch. 

1.1. Kupplungskugeln der Klasse A müssen in ihrer äußeren Form und ihren äußeren Abmessungen der Abbildung 2 
entsprechen. 

Abbildung 2 

Kupplungskugel der Klasse A 

Siehe ISO/R 468 und ISO 1302: die Rauheitsziffer N9 bezieht sich auf einen Mittelrauwert R a von 6,3 μm. 

1.2. Form und Abmessungen der Halterung müssen den Vorschriften des Fahrzeugherstellers bezüglich der Befesti­
gungspunkte und eventuell erforderlicher zusätzlicher Montagevorrichtungen oder -teile entsprechen. 

1.3. Abnehmbare Kupplungskugeln 

1.3.1. Bei abnehmbaren Kupplungskugeln oder Teilen, die nicht mit Schrauben befestigt werden, z. B. der Klasse A50-X, 
muss die Verbindungsstelle formschlüssig sein und formschlüssig gesichert werden. 

1.3.2. Bei abnehmbaren Kupplungskugeln oder Teilen, die getrennt für die Verwendung mit mehreren Halterungen für 
verschiedene Anwendungen an Fahrzeugen genehmigt werden können, wie z. B. der Klasse A50-X, ist ein 
Freiraum nach Anhang 7 Abbildung 25 einzuhalten, wenn eine solche Kupplungskugel an der Halterung befestigt 
ist. 

___________ 

( 1 ) Dieser Verbindungsradius liegt tangential am Hals und an der unteren horizontalen Fläche der Kupplungskugel-Kalotte.
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1.4. Kupplungskugeln und Zugeinrichtungen müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.1 oder Absatz 
3.10, je nach Wahl des Herstellers, entsprechen. Die Vorschriften nach Absatz 3.1.7 und Absatz 3.1.8 gelten 
jedoch immer. 

1.5. Die Hersteller von Halterungen müssen Befestigungspunkte für Hilfskupplungen oder Vorrichtungen vorsehen, die 
für ein selbsttätiges Anhalten des Anhängers erforderlich sind, falls sich die Hauptkupplung löst. Diese Vorschrift 
ist Voraussetzung dafür, dass das Fahrzeug den Vorschriften von Absatz 5.2.2.9 der UN/ECE-Regelung Nr. 13 
(Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von Fahrzeugen der Klassen M, N und O hinsichtlich der 
Bremsen) entspricht. 

1.5.1. Die Befestigungspunkte für eine Hilfskupplung und/oder ein Abreißseil müssen so angeordnet sein, dass die 
Hilfskupplung oder das Abreißseil die normale Beweglichkeit der Kupplung nicht einschränken oder die normale 
Funktion des Auflaufbremssystems nicht beeinträchtigen. 

Ein einzelner Befestigungspunkte ist innerhalb von 100 mm auf einer senkrechten, durch den Bewegungsmittel­
punkt der Kupplung verlaufenden Ebene anzuordnen. Ist dies nicht möglich, sind beiderseits der senkrechten 
Achse und in gleichem Abstand dazu (max. 250 mm) jeweils ein Befestigungspunkt vorzusehen. Diese(r) Befes­
tigungspunkt(e) ist/sind möglichst weit hinten und oben anzuordnen. 

1.6. Besondere Vorschriften für genormte Kupplungskugeln mit Flansch der Klasse A50-1 bis einschließlich A50-5: 

1.6.1. Die Abmessungen von Kupplungskugeln mit Flansch müssen den Angaben von Abbildung 3 und Tabelle 2 
entsprechen. 

1.6.2. Die Abmessungen von Kupplungskugeln mit Flansch der Klassen A50-2, A50-3, A50-4 und A50-5 müssen den 
Angaben von Abbildung 4 und Tabelle 2 entsprechen. 

1.6.3. Kupplungskugeln mit Flansch der Klassen A50-1 bis einschließlich A50-5 müssen für die in Tabelle 3 angege­
benen Kennwerte geeignet und geprüft sein. 

Abbildung 3 

Abmessungen von genormten Kupplungskugeln mit Flansch der Klasse A50-1 (siehe Tabelle 2)
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Abbildung 4 

Abmessungen von genormten Kupplungskugeln mit Flansch der Klassen A50-2 bis A50-5 
(siehe Tabelle 2) 

Tabelle 2 

Abmessungen von genormten Kupplungskugeln mit Flansch (mm) (siehe Abbildungen 3 und 4) 

Klasse A50-1 A50-2, A50-4 A50-3, A50-5 Anmerkung 

e 1 90 83 120 ± 0,5 

e 2 — 56 55 ± 20,5 

d 2 17 10,5 15 H13 

f 130 110 155 + 6,0 – 0 

g 50 85 90 + 6,0 – 0 

c 15 15 15 max. 

l 55 110 120 ± 5,0 

h 70 80 80 ± 5,0 

Tabelle 3 

Kennwerte für genormte Kupplungskugeln mit Flansch 

Klasse A50-1 A50-2 A50-3 A50-4 A50-5 

D 17 20 30 20 30 

S 120 120 120 150 150 

D = höchster D-Wert (kN) 

S = größte statische Stützlast (kg) 

1.7. Hersteller von für den nachträglichen Einbau bestimmten Kupplungskugeln und Halterungen, die in keinerlei 
Verbindung mit dem Hersteller des betreffenden Fahrzeugs stehen, müssen die Vorschriften für die Beweglichkeit 
der Kupplung nach Absatz 2 dieses Anhangs beachten und die betreffenden Vorschriften nach Anhang 7 dieser 
Regelung einhalten.
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2. ZUGKUGELKUPPLUNGEN 

2.1. Zugkugelkupplungen der Klasse B50 müssen so konstruiert sein, dass sie mit den Kupplungskugeln nach Absatz 
1 dieses Anhangs sicher gekuppelt werden können und dabei die vorgeschriebenen Eigenschaften erhalten 
bleiben. 

Zugkugelkupplungen müssen so konstruiert sein, dass eine sichere Verbindung auch unter Berücksichtigung der 
Abnutzung der Verbindungseinrichtung sichergestellt ist. 

2.2. Zugkugelkupplungen müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.2 entsprechen. 

2.3. Zusätzlich vorhandene Einrichtungen (z. B. Bremsen, Stabilisierungseinrichtungen usw.) dürfen die mechanische 
Verbindungseinrichtung nicht beeinträchtigen. 

2.4. Ist sie nicht an dem Fahrzeug angebaut, muss sich die Zugkugelkupplung horizontal um mindestens 90° beider­
seits der Mittellinie der Kupplungskugel und Halterung nach Absatz 1 dieses Anhangs schwenken lassen. Gleich­
zeitig ist aus der Waagerechten eine vertikale Beweglichkeit von je 20° nach oben und unten erforderlich. 
Außerdem ist zusammen mit dem horizontalen Schwenkwinkel von 90° eine Drehbeweglichkeit von 25° in 
beide Richtungen um die horizontale Achse notwendig. Zusätzlich müssen folgende kombinierte Bewegungen in 
allen Winkeln der horizontalen Drehung erbracht werden: 

i) vertikale Schwenkung um ± 15° bei axialer Verdrehung um ± 25° 

ii) axiale Verdrehung um ± 10° bei vertikaler Schwenkung um ± 20° 

3. BOLZENKUPPLUNGEN 

Die Vorschriften der Absätze 3.1 bis 3.6 dieses Anhangs gelten für alle Bolzenkupplungen der Klasse C50. Die 
zusätzlichen Anforderungen, die von genormten Bolzenkupplungen der Klassen C50-1 bis C50-6 erfüllt werden 
müssen, sind in Absatz 3.7 aufgeführt. 

3.1. Leistungsanforderungen — Alle Bolzenkupplungen müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.3 
entsprechen. 

3.2. Geeignete Zugösen — Bolzenkupplungen der Klasse C50 müssen mit allen Zugösen der Klasse D50, die die 
vorgeschriebenen Merkmale haben, kompatibel sein. 

3.3. Fangmaul 

Bolzenkupplungen der Klasse C50 müssen mit einem Fangmaul versehen sein, das so konstruiert ist, dass die 
entsprechende Zugöse sicher in die Kupplung gleitet. 

Ist das Fangmaul oder ein das Fangmaul tragendes Teil um die Hochachse drehbar gelagert, so muss es sich 
selbsttätig in die Normallage einstellen und bei geöffnetem Kupplungsbolzen wirksam in dieser Lage gehalten 
werden, um beim Kupplungsvorgang eine sichere Führung für die Zugöse zu gewährleisten. 

Ist das Fangmaul oder ein das Fangmaul tragendes Teil um die Querachse drehbar gelagert, muss das die Dreh­
barkeit bewirkende Gelenk durch ein Feststellmoment in seiner Normallage gehalten werden. Dieses muss so 
bemessen sein, dass eine in senkrechter Richtung an der Oberkante des Fangmauls nach oben wirkende Kraft von 
200 N keine Auslenkung des Gelenks aus seiner Normallage bewirkt. Das Feststellmoment muss größer sein, als 
das durch Betätigung des in Absatz 3.6 dieses Anhangs beschriebenen Handhebels erzeugte. Das Fangmaul muss 
von Hand in seine Normallage gebracht werden können. Ein um die Querachse drehbares Fangmaul ist nur 
zulässig für Stützlasten S bis maximal 50 kg und einen V-Wert von maximal 5 kN. 

Ist das Fangmaul oder ein das Fangmaul tragendes Teil um die Längsachse drehbar gelagert, so muss die 
Drehbewegung durch ein Feststellmoment von mindestens 100 Nm gebremst werden.
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Die mindestens erforderliche Größe des Fangmauls richtet sich nach dem D-Wert der Kupplung: 

D-Wert ≤ 18 kN: Breite 150 mm, Höhe 100 mm, 

D-Wert > 18 kN ≤ 25 kN: Breite 280 mm, Höhe 170 mm, 

D-Wert > 25 kN: Breite 360 mm, Höhe 200 mm. 

Die äußeren Ecken des Fangmauls können abgerundet werden. 

Kleinere Fangmäuler sind an Bolzenkupplungen der Klasse C50-X zulässig, wenn die Verwendung auf Zentral­
achsanhänger mit einer zulässigen Gesamtmasse von bis zu 3,5 Tonnen beschränkt wird, oder wenn die Ver­
wendung eines Fangmauls nach der obigen Tabelle aus technischen Gründen nicht möglich ist, und wenn ferner 
durch besondere Gegebenheiten (z. B. Sichthilfen) die sichere Durchführung des selbsttätigen Kupplungsvorgangs 
gewährleistet ist und wenn der Verwendungsbereich in der Genehmigung entsprechend den Angaben einge­
schränkt ist, die der Kupplungshersteller in dem Mitteilungsblatt nach Anhang 1 gemacht hat. 

3.4. Mindestbeweglichkeit der gekuppelten Zugöse 

Ist die Zugöse mit einer Bolzenkupplung gekuppelt, aber nicht an einem Fahrzeug angebracht, muss sie die 
nachstehend angegebenen Beweglichkeitswinkel haben. Wird die Beweglichkeit teilweise durch ein besonderes 
Gelenk erreicht (nur Bolzenkupplungen der Klasse C50-X), ist der Anwendungsbereich, der in dem Mitteilungs­
blatt nach Anhang 1 angegeben ist, auf die in Anhang 7 Absatz 1.3.8 angegebenen Fälle zu beschränken. 

3.4.1. Relativ zur Längsachse des Fahrzeugs horizontal ± 90° um die Hochachse (siehe Abbildung 5). 

Abbildung 5 

Horizontale Mindestbeweglichkeit der gekuppelten Zugöse 

3.4.2. Relativ zur Horizontalebene des Fahrzeugs vertikal ± 20° um die Querachse (siehe Abbildung 6).
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Abbildung 6 

Vertikale Mindestbeweglichkeit der gekuppelten Zugöse 

3.4.3. Relativ zur Horizontalebene des Fahrzeugs axial ± 25° um die Längsachse (siehe Abbildung 7). 

Abbildung 7 

Axiale Mindestbeweglichkeit der gekuppelten Zugöse 

3.5. Sicherung gegen unbeabsichtigtes Öffnen 

In der Schließstellung muss der Kupplungsbolzen durch zwei formschlüssige Sicherungen gegen Öffnen gesichert 
werden, die bei Versagen der jeweils anderen auch einzeln wirksam bleiben. 

Die geschlossene und gesicherte Stellung der Kupplung muss nach außen durch eine mechanische Einrichtung 
deutlich angezeigt werden. Die Stellung dieses Anzeigers muss sich – beispielsweise im Dunkeln – auch ertasten 
lassen. 

Die mechanische Anzeigeeinrichtung muss das Eingreifen beider Sicherungen anzeigen (UND-Bedingung). 

Jedoch ist es ausreichend, wenn das Eingreifen nur einer Sicherung angezeigt wird, wenn in diesem Zustand das 
Eingreifen der zweiten Sicherung konstruktiv sichergestellt ist.
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3.6. Handhebel 

Handhebel müssen handgerecht ausgeführt sein, ihr Ende muss abgerundet sein. Die Kupplung darf im Bereich 
des Handhebels keine scharfen Kanten oder mögliche Quetschstellen aufweisen, die bei Betätigung der Kupplung 
zu Verletzungen führen können. Die Betätigungskraft zum Öffnen darf, gemessen ohne Zugöse, senkrecht zum 
Handhebel in der Betätigungsrichtung 250 N nicht übersteigen. 

3.7. Besondere Vorschriften für genormte Bolzenkupplungen der Klassen C50-1 bis C50-6 

3.7.1. Die Schwenkbewegung der Zugöse um die Querachse muss durch die Kugelform des Kupplungsbolzens erreicht 
werden (nicht durch ein Gelenk). 

3.7.2. Durch das Spiel zwischen dem Kupplungsbolzen und der Zugöse auftretende Stöße in Zug- oder Druckrichtung 
der Längsachse müssen durch Vorrichtungen zur Federung und/oder Dämpfung gemildert werden (ausgenommen 
C50-1). 

3.7.3. Die in Abbildung 8 und Tabelle 4 angegebenen Abmessungen müssen eingehalten werden. 

3.7.4. Die Kupplungen müssen für die in Tabelle 5 angegebenen Kennwerte geeignet und geprüft sein. 

3.7.5. Das Öffnen der Kupplung muss durch einen direkt an der Kupplung befindlichen Handhebel erfolgen (keine 
Fernbetätigung). 

Abbildung 8 

Abmessungen von genormten Bolzenkupplungen (mm) (siehe Tabelle 4)
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Tabelle 4 

Abmessungen von genormten Bolzenkupplungen (mm) (siehe Abbildung 8) 

Klasse C50-1 C50-2 C50-3 C50-4 C50-5 C50-6 C50-7 Anmerkun­
gen 

e 1 83 83 120 140 160 160 ± 0,5 

e 2 56 56 55 80 100 100 ± 0,5 

d 1 — 54 74 84 94 94 max. 

d 2 10,5 10,5 15 17 21 21 H13 

f 110 110 155 180 200 200 + 6,0 – 0 

g 85 85 90 120 140 140 ± 3,0 

a 100 170 200 200 200 200 + 20,0 – 0 

b 150 280 360 360 360 360 + 20,0 – 0 

c 20 20 24 30 30 30 max. 

h 150 190 265 265 265 265 max. 

l 1 — 150 250 300 300 300 max. 

l 2 150 300 330 330 330 330 max. 

l 3 100 160 180 180 180 180 ± 20,0 

T — 15 20 35 35 35 max. 

Tabelle 5 

Kennwerte für genormte Bolzenkupplungen 

Klasse C50-1 C50-2 C50-3 C50-4 C50-5 C50-6 C50-7 

D 18 25 70 100 130 190 190 

D c 18 25 50 70 90 120 130 

S 200 250 650 900 1 000 1 000 1 000 

V 12 10 18 25 35 50 75 

D = zul. D-Wert (kN) 

D c = zul. D-Wert (kN) für Verwendung bei Zentralachsanhängern 

S = zul. Stützlast an der Kupplung (kg) 

V = zul. V-Wert (kN) 

4. ZUGÖSEN 

4.1. Allgemeine Vorschriften für Zugösen der Klasse D50 

Alle Zugösen der Klasse D50 müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.4 entsprechen. 

Zugösen der Klasse D50 sind für die Verwendung mit Bolzenkupplungen der Klasse C50 vorgesehen. Zugösen 
dürfen axial nicht drehbar sein (da sich die zugehörige Kupplung drehen kann). 

Wenn Zugösen der Klasse D50 mit Zugösenbuchsen ausgerüstet werden, müssen sie den Abmessungen nach 
Abbildung 9 (nicht zulässig für Klasse D50 C) oder Abbildung 10 entsprechen. 

Die Zugösenbuchsen dürfen nicht eingeschweißt werden. 

Zugösen der Klasse D50 müssen den Abmessungen nach Absatz 4.2 entsprechen. Die Form des Schaftes für 
Zugösen der Klasse D50-X ist nicht vorgeschrieben, aber in einer Entfernung von 210 mm von der Ösenmitte 
müssen die Höhe „h“ und die Breite „b“ innerhalb der in Tabelle 6 angegebenen Grenzen liegen.
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Abbildung 9 

Geschlitzte Buchse für Zugösen der Klasse D50 

Abbildung 10 

Ungeschlitzte Buchse für Zugösen der Klasse D50
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Tabelle 6 

Abmessungen der Zugösen der Klassen D50-A und D50-X (siehe Abbildung 11) 

Klasse h (mm) b (mm) 

D50-A 65 + 2/– 1 60 + 2/– 1 

D50-X 80 max. 62 max. 

Tabelle 7 

Kennwerte für genormte Zugösen 

Klasse D D c S V 

D50-A 130 90 1 000 30 

D50-B 130 90 1 000 25 

D50-C 190 120 1 000 50 

D50-D 190 130 1 000 75 

4.2. Besondere Vorschriften für Zugösen der Klasse D50 

4.2.1. Zugösen der Klassen D50-A und D50-X müssen den Abmessungen nach Abbildung 11 entsprechen. 

Abbildung 11 

Abmessungen von Zugösen der Klassen D50-A und D50-X (siehe Tabelle 6) 

4.2.2. Zugösen der Klasse D50-B müssen den Abmessungen nach Abbildung 12 entsprechen.
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Abbildung 12 

Abmessungen von Zugösen der Klasse D50-B (sonstige Abmessungen siehe Abbildung 11) 

4.2.3. Zugösen der Klassen D50-C und D50-D müssen den Abmessungen nach Abbildung 13 entsprechen.
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Abbildung 13 

Abmessungen von Zugösen der Klassen D50-C und D50-D (sonstige Abmessungen siehe Abbil­
dung 11) 

4.2.4. Zugösen der Klassen D50-C und D50-D müssen mit ungeschlitzten Buchsen nach Abbildung 10 ausgestattet sein. 

4.3. Belastungswerte für genormte Zugösen 

Genormte Zugösen und ihre Befestigungsmittel müssen für die in Tabelle 7 angegebenen Belastungswerte ge­
eignet und geprüft sein. 

4.4. Allgemeine Vorschriften für ringförmige Zugösen der Klasse L 

4.4.1. Ringförmige Zugösen der Klasse L sind für die Verwendung mit Hakenkupplungen der Klasse K bestimmt. 

4.4.2. Werden sie mit einer Hakenkupplung der Klasse K verwendet, müssen sie den Vorschriften für die Beweglichkeit 
nach Absatz 10.2 dieses Anhangs entsprechen. 

4.4.3. Die ringförmigen Zugösen der Klasse L müssen den Abmessungen nach Abbildung 14 und Tabelle 8 entsprechen. 

___________ 

( 1 ) Bei Zugösen der Klasse D50-D gilt für diese Abmessung „80 max.“.
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Abbildung 14 

Abmessungen ringförmiger Zugösen der Klasse L (siehe Tabelle 8) 

4.4.4. Ringförmige Zugösen der Klasse L müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.4 entsprechen und für 
die in Tabelle 9 angegebenen Kennwerte geeignet sein. 

Tabelle 8 

Abmessungen von ringförmigen Zugösen der Klasse L (siehe Abbildung 14) 

(in mm) 

Klasse L1 L2 L3 L4 L5 Anmer­
kungen 

a 68 + 1,6/– 0,0 76,2 ± 0,8 76,2 ± 0,8 76,2 ± 0,8 68 + 1,6/– 0,0 

b 41,2 ± 0,8 41,2 ± 0,8 41,2 ± 0,8 41,2 ± 0,8 41,2 ± 0,8 

c 70 65 65 65 70 min. 

Tabelle 9 

Kennwerte für ringförmige Zugösen der Klasse L 

Klasse L1 L2 L3 L4 L5 

D kN 30 70 100 130 180 

D c kN 27 54 70 90 120
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Klasse L1 L2 L3 L4 L5 

S kg 200 700 950 1 000 1 000 

V kN 12 18 25 35 50 

5. ZUGEINRICHTUNGEN 

5.1. Zugeinrichtungen der Klasse E müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.3 entsprechen. 

5.2. An die Zugeinrichtungen können zur Verbindung mit dem Zugfahrzeug entweder Zugkugelkupplungen nach 
Absatz 2 oder Zugösen nach Absatz 4 dieses Anhangs angebaut werden. Die Zugkugelkupplungen und Zugösen 
können entweder eingeschraubt, angeschraubt oder angeschweißt werden. 

5.3. Höheneinstelleinrichtungen für vertikal schwenkbare Zugeinrichtungen 

5.3.1. Vertikal schwenkbare Zugeinrichtungen müssen mit Einrichtungen ausgestattet sein, die es ermöglichen, die 
Zugeinrichtung auf die Höhe der Verbindungseinrichtung oder des Fangmauls einzustellen. Diese Einrichtungen 
müssen so konstruiert sein, dass die Zugeinrichtung von einer Person ohne Werkzeug oder andere Hilfsmittel 
eingestellt werden kann. 

5.3.2. Mit den Höheneinstelleinrichtungen müssen sich die Zugösen oder die Zugkugelkupplungen aus horizontaler 
Lage über der Fahrbahn um mindestens 300 mm nach oben und nach unten verstellen lassen. In diesem Bereich 
muss die Zugeinrichtung stufenlos oder in Stufen von höchstens 50 mm, gemessen an der Zugöse bzw. Zug­
kugelkupplung, verstellbar sein. 

5.3.3. Höheneinstelleinrichtungen dürfen die leichte Beweglichkeit der Zugeinrichtung nach dem erfolgten Einkuppeln 
nicht beeinträchtigen. 

5.3.4. Die Wirkung einer Auflaufbremse darf durch die Höheneinstelleinrichtung nicht beeinträchtigt werden. 

5.4. Bei Zugeinrichtungen in Verbindung mit Auflaufbremsen darf zwischen der Zugösenmitte und dem Ende des 
freien Zugösenschaftes ein Abstand von 200 mm bei Bremsbetätigungsstellung nicht unterschritten werden. Bei 
voll eingeschobenem Zugösenschaft darf dieser Abstand 150 mm nicht unterschreiten. 

5.5. Zugeinrichtungen zur Verwendung an Zentralachsanhängern müssen gegen Querkräfte mindestens das halbe 
Widerstandsmoment aufweisen wie gegen Vertikalkräfte. 

6. ZUGSTANGEN 

6.1. Zugeinrichtungen der Klasse F müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.3 entsprechen. 

6.2. Das Lochbild für die Montage von genormten Bolzenkupplungen der Klasse C muss der nachstehenden Abbil­
dung 15 und Tabelle 10 entsprechen. 

6.3. Zugstangen dürfen nicht an die Karosserie, den Aufbau oder andere Teile des Fahrzeugs angeschweißt sein.
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Abbildung 15 

Montageabmessungen für genormte Bolzenkupplungen (siehe Tabelle 10) 

Tabelle 10 

Montageabmessungen für genormte Bolzenkupplungen (siehe Abbildung 15) 

(in mm) 

Klasse C50-1 C50-2 C50-3 C50-4 C50-5 C50-6C50-7 Anmerkun­
gen 

e 1 83 83 120 140 160 160 ± 0,5 

e 2 56 56 55 80 100 100 ± 0,5 

d 1 — 55 75 85 95 95 + 1,0/– 0,5 

d 2 10,5 10,5 15 17 21 21 H13 

T — 15 20 35 35 35 max. 

F 120 120 165 190 210 210 min. 

G 95 95 100 130 150 150 min. 

L 1 — 200 300 400 400 400 min. 

7. SATTELKUPPLUNGEN UND LENKKEILE 

Die Vorschriften der Absätze 7.1 bis 7.7 gelten für alle Sattelkupplungen der Klasse G50. 

In Absatz 7.9 sind zusätzliche Vorschriften angegeben, die von genormten Sattelkupplungen eingehalten werden 
müssen. 

Lenkkeile müssen den Vorschriften nach Absatz 7.8 entsprechen. 

7.1. Kuppelbare Zugsattelzapfen 

Sattelkupplungen der Klasse G50 müssen so konstruiert sein, dass sie die Zugsattelzapfen der Klasse H50 kuppeln 
können und mit ihnen zusammen die vorgeschriebenen Eigenschaften aufweisen.
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7.2. Leiteinrichtungen 

Sattelkupplungen müssen mit einer Leiteinrichtung ausgerüstet sein, die ein sicheres und korrektes Kuppeln der 
Zugsattelzapfen ermöglicht. Die Einfahrbreite der Leiteinrichtung für genormte Sattelkupplungen mit 50 mm 
Durchmesser muss mindestens 350 mm betragen (siehe Abbildung 16). 

Bei kleinen, nicht genormten Sattelkupplungen der Klasse G50-X mit einem zulässigen D-Wert von höchstens 25 
kN muss die Einfahrbreite mindestens 250 mm betragen. 

Abbildung 16 

Abmessungen von genormten Sattelkupplungen (siehe Tabelle 11) 

Notizen 

1. Bei der Verwendung von Lenkkeilen ist 32 mm unterhalb der Oberseite im Abstand von 200 mm von der 
Kupplungsquerachse das Kontrollmaß k = 137 ± 3 mm zu messen. 

2. Der Einfahrwinkel von 40° + 1°/– 0° ist über einen Abstand von mindestens 360 mm von der Kupplungs­
querachse einzuhalten. Die Einfahrbreite von mindestens 350 mm kann außerhalb dieses Abstands dadurch 
erreicht werden, dass der Einfahrwinkel, wie mit der gepunkteten Linie dargestellt, auf höchstens 120° 
erweitert wird. 

3. Es können längliche Montagelöcher mit 23 ± 2 mm × 17 + 2/– 0 mm 
oder runde Montagelöcher mit einem Durchmesser von 17 + 2/– 0 mm verwendet werden. 

4. Bei länglichen Montagelöchern oder Löchern mit einem Durchmesser von > 18 mm sind Unterlegscheiben 
mit einem Durchmesser von 40 mm und einer Dicke von 6 mm bzw. Mittel mit entsprechender Stärke zu 
verwenden, z. B. flache Stahlplättchen.
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Abbildung 16a 

Toleranzen bei Montagelöchern von Montageplatten der Klasse J für Sattelkupplungen (siehe Absatz 9.1 
dieses Anhangs) 

Tabelle 11 

Abmessungen von genormten Sattelkupplungen (siehe Abbildung 16) 

(in mm) 

Klasse G50-1 G50-2 G50-3 G50-4 G50-5 G50-6 

H 140-159 160-179 180-199 200-219 220-239 240-260 

7.3. Mindestbeweglichkeit von Sattelkupplungen 

Bei eingekuppeltem Zugsattelzapfen, aber ohne Anbau der Sattelkupplung an einer Montageplatte oder am 
Fahrzeug, jedoch unter Berücksichtigung der Wirkung der Anbauschrauben, müssen Sattelkupplungen folgende 
Mindestbeweglichkeitswinkel des Zugsattelzapfens gleichzeitig ermöglichen: 

7.3.1. ± 90° um ihre vertikale Achse (gilt nicht für Sattelkupplungen mit Zwangslenkung), 

7.3.2. ± 12° um ihre horizontale Achse quer zur Fahrtrichtung. Dieser Winkel ist nicht unbedingt ausreichend für den 
Betrieb im Gelände. 

7.3.3. Eine axiale Schwenkung von bis zu ± 3° um die Längsachse ist zulässig. Von einer voll schwenkbaren Sattelkupp­
lung darf dieser Winkel jedoch überschritten werden, vorausgesetzt der Sicherungsmechanismus ermöglicht es, die 
Schwenkung auf höchstens ± 3° zu begrenzen. 

7.4. Sicherungen gegen das Öffnen von Sattelkupplungen 

Die Sattelkupplung muss in der eingekuppelten Stellung von zwei formschlüssigen mechanischen Sicherungen 
verschlossen werden, die bei Versagen der jeweils anderen auch einzeln wirksam bleiben. 

Die Hauptsicherung muss selbsttätig wirksam werden, aber die Hilfssicherung kann entweder selbsttätig wirksam 
werden oder von Hand eingelegt werden. Die Hilfssicherung kann so konstruiert sein, dass sie in Verbindung mit 
der Hauptsicherung wirksam ist und eine zusätzliche formschlüssige Sicherung der Hauptsicherung darstellt. Die 
Hilfssicherung darf sich nur dann einlegen lassen, wenn die Hauptsicherung ordnungsgemäß eingelegt ist. 

Die Sicherungen dürfen sich nicht unbeabsichtigt öffnen lassen. Sie dürfen sich vom Fahrer oder Bediener des 
Fahrzeugs nur mit voller Absicht öffnen lassen.
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Befindet sich die Kupplung in geschlossener und gesicherter Stellung, so muss dies durch eine mechanische 
Vorrichtung sichtbar angezeigt werden, und es muss möglich sein, die Stellung der Anzeige zu ertasten, damit 
der Zustand der Kupplung auch bei Dunkelheit geprüft werden kann. Die Anzeige muss angeben, ob sowohl die 
Haupt- als auch die Hilfssicherung eingelegt sind, es braucht jedoch nur angezeigt werden, dass eine Sicherung 
eingelegt ist, wenn die andere Sicherung damit bauartbedingt gleichzeitig eingelegt wird. 

7.5. Betätigungseinrichtungen oder Öffnungsmechanismen 

In der Schließstellung müssen die Betätigungseinrichtungen oder Öffnungsmechanismen gegen versehentliches 
oder zufälliges Betätigen gesichert sein. Das Sicherungssystem muss so konstruiert sein, dass die Sicherung nur 
durch bewusstes, absichtliches Handeln gelöst werden kann, um dann den Öffnungsmechanismus der Kupplung 
zu betätigen. 

7.6. Oberflächengestaltung 

Die Oberflächen der Sattelkupplungsplatte und des Kupplungsschlosses müssen einwandfrei und funktionell 
gestaltet und sorgfältig maschinell bearbeitet, geschmiedet, gegossen oder gepresst sein. 

7.7. Belastungsanforderungen 

Alle Sattelkupplungen müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.7 entsprechen. 

7.8. Lenkkeile 

7.8.1. Lenkkeile für die Zwangslenkung von Sattelanhängern müssen den Abmessungen nach Abbildung 17 entspre­
chen. 

Abbildung 17 

Abmessungen von gefederten Lenkkeile 

___________ 
( 1 ) Gilt nur für Lenkkeile mit einer Dicke von mehr als 60 mm. 
( 2 ) Dieses Maß bezieht sich nur auf die Funktionsfläche, der Lenkkeil selbst kann länger sein.
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7.8.2. Der Lenkkeil muss ein sicheres und korrektes Kuppeln ermöglichen. Er muss gefedert sein. Die Federstärke ist so 
zu wählen, dass das Kuppeln des unbeladenen Sattelanhängers möglich und bei voller Belandung des Sattel­
anhängers das Anliegen des Lenkkeils an den Flanken der Sattelkupplung im Fahrbetrieb sichergestellt ist. Das 
Öffnen der Sattelkupplung muss sowohl bei beladenem, als auch bei unbeladenem Sattelanhänger möglich sein. 

7.9. Besondere Vorschriften für genormte Sattelkupplungen 

7.9.1. Genormte Sattelkupplungen müssen den in Abbildung 16 und Tabelle 11 angegebenen Abmessungen entspre­
chen. 

7.9.2. Genormte Sattelkupplungen müssen für einen D-Wert von 150 kN und einen U-Wert von 20 Tonnen geeignet 
und geprüft sein. 

7.9.3. Ihr Öffnen muss durch einen direkt an der Sattelkupplung befindlichen Handhebel erfolgen. 

7.9.4. Genormte Sattelkupplungen müssen für die Zwangslenkung von Sattelanhängern durch Lenkkeile geeignet sein 
(siehe Absatz 7.8) 

8. ZUGSATTELZAPFEN 

8.1. Zugsattelzapfen der Klasse H50 (ISO 337) müssen den in Abbildung 18 dargestellten Abmessungen entsprechen. 

Abbildung 18 

Abmessungen von Zugsattelzapfen der Klasse H50 

8.2. Zugsattelzapfen müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.9 entsprechen. 

9. MONTAGEPLATTEN 

9.1. Montageplatten der Klasse J für Sattelkupplungen müssen mit kreisrunden Montagelöchern versehen sein, deren 
Lochbild der Abbildung 16a entspricht, sofern sie für genormte Sattelkupplungen bestimmt sind. Die Montage­
löcher müssen einen Durchmesser von 17 mm + 2,0 mm/– 0,0 mm haben. Sie müssen kreisrund und dürfen 
NICHT länglich sein (siehe Abbildung 16a).
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9.2. Montageplatten für genormte Sattelkupplungen müssen für die Zwangslenkung von Sattelanhängern (mit Lenk­
keilen) geeignet sein. Montageplatten für nicht genormte Sattelkupplungen, die nicht für die Zwangslenkung 
geeignet sind, müssen entsprechend gekennzeichnet sein. 

9.3. Montageplatten für Sattelkupplungen müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.8 entsprechen. 

10. HAKENKUPPLUNGEN 

10.1. Allgemeine Vorschriften für Hakenkupplungen der Klasse K 

10.1.1. Alle Hakenkupplungen der Klasse K müssen den Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.5 entsprechen und für 
die Kennwerte nach Tabelle 13 geeignet sein. 

10.1.2. Hakenkupplungen der Klasse K müssen den Abmessungen nach Abbildung 19 und Tagelle 12 entsprechen. Die 
Kupplungen der Klassen K1 bis K4 sind nicht selbsttätige Kupplungen, die nur für die Verwendung an Anhängern 
mit höchstens 3,5 Tonnen zulässigem Gesamtgewicht zulässig sind, und Kupplungen der Klassen KA1 bis KA3 
sind selbsttätige Kupplungen. 

Abbildung 19 

Abmessungen und Beweglichkeit von Hakenkupplungen der Klasse K 

10.1.3. Eine Hakenkupplung darf nur mit einer ringförmigen Zugöse verwendet werden, und bei Verwendung mit einer 
ringförmigen Zugöse der Klasse L muss die Kupplung der Klasse K die Beweglichkeit nach Absatz 10.2 dieses 
Anhangs haben. 

10.1.4. Eine Hakenkupplung der Klasse K muss mit einer ringförmigen Zugöse verwendet werden, die in neuem Zustand 
ein Spiel oder eine freie Beweglichkeit von mindestens 3 mm und höchstens 5 mm gestattet. Geeignete Zugösen 
sind vom Kupplungshersteller auf dem Mitteilungsblatt nach Anhang 1 anzugeben.
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10.2. Wird eine Kupplung der Klasse K mit einer ringförmigen Zugöse der Klasse L verwendet, ist aber nicht an einem 
Fahrzeug angebaut, so muss sie nacheinander folgende Bewegungswinkel (siehe auch Abbildung 19) gestatten: 

10.2.1. ± 90° waagerecht um die senkrechte Kupplungsachse, 

10.2.2. ± 40° senkrecht um die Kupplungsquerachse, 

10.2.3. ± 20° in axialer Drehung um die Kupplungslängsachse. 

10.3. Selbsttätige Hakenkupplungen der Klasse K müssen mit einem Fangmaul ausgerüstet sein, das so konstruiert ist, 
dass die Zugöse in die Kupplung geführt wird. 

10.4. Sicherung gegen unbeabsichtigtes Öffnen 

In der Schließstellung muss die Kupplung durch zwei formschlüssige mechanische Sicherungen gesichert sein, die 
auch noch einzeln wirksam bleiben, wenn die jeweils andere versagt. 

Die geschlossene und gesicherte Stellung der Kupplung muss nach außen durch eine mechanische Einrichtung 
deutlich angezeigt werden. Die Stellung dieses Anzeigers muss sich – beispielsweise im Dunkeln – auch ertasten 
lassen. 

Die mechanische Anzeigeeinrichtung muss das Eingreifen beider Sicherungen anzeigen (UND-Bedingung). 

Jedoch ist es ausreichend, wenn das Eingreifen nur einer Sicherung angezeigt wird, wenn in diesem Zustand das 
Eingreifen der zweiten Sicherung konstruktiv sichergestellt ist. 

10.5. Handhebel 

Handhebel müssen handgerecht ausgeführt sein, ihr Ende muss abgerundet sein. Die Kupplung darf im Bereich 
des Handhebels keine scharfen Kanten oder mögliche Quetschstellen aufweisen, die bei Betätigung der Kupplung 
zu Verletzungen führen können. Die Betätigungskraft zum Öffnen darf, gemessen ohne Zugöse, senkrecht zum 
Handhebel in der Betätigungsrichtung 250 N nicht übersteigen. 

Tabelle 12 

Abmessungen von Hakenkupplungen der Klasse K (siehe Abbildung 19) 

Klasse K1 K2 K3 K4 KA1 KA2 KA3 Anmerkun­
gen 

e 1 — 83 83 120 120 140 160 ± 0,5 

e 2 — 56 56 55 55 80 100 ± 0,5 

e 3 90 — — — — — — ± 0,5 

d 2 17 10,5 10,5 15 15 17 21 H13 

c 3 3 3 3 3 3 3 min. 

f 130 175 175 180 180 200 200 max. 

g 100 100 100 120 120 140 200 max. 

a 45 45 45 45 45 45 45 + 1,6/– 0,0 

L 1 120 120 120 120 250 300 300 max. 

L 2 74 74 63 74 90 90 90 max. 

L 3 110 130 130 150 150 200 200 max.
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Tabelle 13 

Kennwerte für Hakenkupplungen der Klasse K 

Klasse K1 K2 K3 K4 KA1 KA2 KA3 

D kN 17 20 20 25 70 100 130 

D c kN — — 17 20 54 70 90 

S kg 120 120 200 250 700 900 1 000 

V kN — — 10 10 18 25 35 

11. BOLZENKUPPLUNGEN FÜR BESONDERE ZWECKE – KLASSE T 

11.1. Bolzenkupplungen für besondere Zwecke (Klasse T) sind für die Verwendung an bestimmten Gespannen be­
stimmt, beispielsweise an Autotransportern. Solche Fahrzeuge haben einen speziellen Aufbau und können eine 
besondere, unübliche Lage der Kupplung erfordern. 

11.2. Kupplungen der Klasse T müssen auf die Verwendung mit Zentralachsanhängern beschränkt werden; dies ist auf 
dem Mittelungsblatt nach Anhang 1 anzugeben. 

11.3. Kupplungen der Klasse T müssen paarweise genehmigt werden und sie dürfen sich nur in einer Werkstatt und nur 
mit Werkzeugen lösen lassen, die in der Regel nicht in einem Fahrzeug mitgeführt werden. 

11.4. Kupplungen der Klasse T dürfen nicht selbsttätig sein. 

11.5. Kupplungen der Klasse T müssen den einschlägigen Prüfvorschriften nach Anhang 6 Absatz 3.3, ausgenommen 
Absatz 3.3.4, entsprechen. 

11.6. Ist die Kupplung zusammengefügt, aber nicht an ein Fahrzeug angebaut, und befindet sie sich in der selben 
Normallage wie in angebautem Zustand, muss sie eine gleichzeitige Mindestbeweglichkeit in folgenden Winkeln 
gestatten: 

11.6.1. ± 90° horizontal um die senkrechte Kupplungsachse, 

11.6.2. ± 8° vertikal um die Kupplungsquerachse, 

11.6.3. ± 3° in axialer Drehung um die Kupplungslängsachse. 

12. EINRICHTUNGEN ZUR FERNBETÄTIGUNG UND FERNANZEIGE 

12.1. Allgemeine Vorschriften 

Einrichtungen zur Fernbetätigung und Fernanzeige sind nur an selbsttätigen Verbindungseinrichtungen der Klas­
sen C50-X und G50-X zulässig. 

Einrichtungen zur Fernbetätigung und Fernanzeige dürfen die freie Mindestbeweglichkeit der gekuppelten Zugöse 
oder des gekuppelten Sattelanhängers nicht beeinträchtigen. Sie müssen dauerhaft mit dem Fahrzeug verbunden 
sein. 

Sämtliche Einrichtungen zur Fernbetätigung oder Fernanzeige gehören mit allen Teilen der Betätigungs- und 
Übertragungseinrichtungen zum Prüf- und Genehmigungsumfang der Kupplung. 

12.2. Fernanzeige 

12.2.1. Einrichtungen zur Fernanzeige müssen das Erreichen der geschlossenen und zweifach gesicherten Stellung der 
Kupplung beim selbsttätigen Kupplungsvorgang durch ein optisches Signal entsprechend Absatz 12.2.2 anzeigen. 
Zusätzlich muss die geöffnete Stellung nach Absatz 12.2.3 angezeigt werden. 

Bei jedem Ein- und Auskuppelvorgang muss sich die Einrichtung zur Fernanzeige selbsttätig aktivieren und wieder 
zurückstellen.
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12.2.2. Der Übergang vom geöffneten zum geschlossenen und zweifach gesicherten Zustand muss durch eine grüne 
Kontrollleuchte angezeigt werden. 

12.2.3. Wird auch die geöffnete und/oder ungesicherte Stellung angezeigt, so ist eine rote Kontrollleuchte zu verwenden. 

12.2.4. Bei Anzeige der Beendigung des selbsttätigen Kuppelvorgangs darf die Fernanzeige den geschlossenen Zustand 
nur anzeigen, wenn der Kupplungsbolzen seine zweifach gesicherte Endstellung erreicht hat. 

12.2.5. Das Auftreten eines Fehlers im Fernanzeigesystem darf nicht dazu führen, dass während des Kuppelvorgangs eine 
geschlossene und gesicherte Stellung angezeigt wird, solange die Endstellung noch nicht erreicht wurde. 

12.2.6. Bereits das Ausrücken einer der beiden Sicherungen muss zum Erlöschen der grünen Kontrollleuchte führen 
und/oder die rote Kontrollleuchte aufleuchten lassen. 

12.2.7. Die direkt an der Kupplung angebrachte mechanische Anzeige muss erhalten bleiben. 

12.2.8. Die Einrichtung zur Fernanzeige muss abschaltbar sein, um Ablenkungen des Fahrers während der Fahrt zu 
vermeiden, sie muss sich aber selbsttätig wieder einschalten, wenn die Kupplung das nächste Mal geöffnet und 
geschlossen wird (siehe Absatz 12.2.1). 

12.2.9. Die zur Fernanzeige gehörenden Bedienungs- und Anzeigeelemente müssen im Sichtbereich des Fahrers unterge­
bracht und unverwechselbar und dauerhaft angebracht sein. 

12.3. Fernbetätigung 

12.3.1. Bei Vorhandensein einer Fernbetätigung nach Absatz 2.8 dieser Regelung ist eine Einrichtung zur Fernanzeige 
nach Absatz 12.2 erforderlich, die mindestens die Anzeige des geöffneten Zustands umfasst. 

12.3.2. Das Öffnen oder Schließen der Kupplung mittels der Fernbetätigung muss über einen eigenen Schalter freigegeben 
werden können (Hauptschalterfunktion). Falls dieser Hauptschalter nicht im Führerhaus sitzt, darf der Schalter für 
Unbefugte nicht frei zugänglich sein oder er muss absperrbar sein. Die Betätigung der Kupplung selbst darf vom 
Führerhaus aus nur dann möglich sein, wenn versehentliches Betätigen ausgeschlossen ist (beispielsweise durch 
Zweihandbetätigung). 

Es muss erkennbar sein, ob das Öffnen der Kupplung mittels der Fernbetätigung beendet wurde oder nicht. 

12.3.3. Erfolgt bei der Fernbetätigung das Öffnen der Kupplung durch Fremdkraft, so muss der Zustand, in dem die 
Fremdkraft auf die Kupplung wirkt, dem Fahrer in geeigneter Weise angezeigt werden. Dies ist nicht erforderlich, 
wenn die Fremdkraft nur während des Betätigens der Fernbetätigung wirksam ist. 

12.3.4. Wenn die Betätigungseinrichtung für das Öffnen der Kupplung mittels der Fernbetätigung außen am Fahrzeug 
angebracht ist, muss der Bereich zwischen den gekuppelten Fahrzeugen zu überblicken sein; es darf jedoch nicht 
erforderlich sein, zu ihrer Betätigung in diesen Bereich zu treten. 

12.3.5. Ein einzelner Bedienungsfehler oder das Auftreten eines einzigen beliebigen Fehlers in der Einrichtung darf nicht 
zum ungewollten Öffnen der Kupplung bei normaler Straßenfahrt führen. Ein Fehler in der Einrichtung muss von 
ihr unmittelbar angezeigt werden, oder er muss spätestens bei der nächsten Betätigung z. B. durch eine Fehl­
funktion erkennbar sein. 

12.3.6. Bei Versagen der Fernbetätigung muss es möglich sein, die Kupplung im Notfall auf mindestens eine andere Weise 
zu öffnen. Falls hierzu Werkzeug erforderlich ist, muss es im Bordwerkzeug enthalten sein. Für Handhebel, die 
ausschließlich dem Öffnen der Kupplung im Notfall dienen, gelten die Vorschriften nach Absatz 3.6 nicht. 

12.3.7. Die zur Einrichtung für Fernbetätigung gehörenden Bedienungs- und Anzeigeelemente müssen unverwechselbar 
und dauerhaft gekennzeichnet sein.
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ANHANG 6 

Prüfung der mechanischen Verbindungseinrichtungen oder -Bauteile 

1. ALLGEMEINE PRÜFVORSCHRIFTEN 

1.1. An Mustern von Verbindungseinrichtungen sind Festigkeits- und Funktionsprüfungen durchzuführen. Physika­
lische Prüfungen müssen soweit möglich durchgeführt werden; sofern nichts anders vorgeschrieben ist, kann die 
Genehmigungsbehörde oder der technische Dienst jedoch auf eine physikalische Festigkeitsprüfung verzichten, 
wenn eine rechnerische Überprüfung aufgrund der einfachen Bauweise eines Bauteils möglich ist. Rechnerische 
Überprüfungen dürfen auch zur Ermittlung der Bedingungen für den ungünstigsten Fall durchgeführt werden. In 
jedem Fall muss bei einer rechnerischen Überprüfung die Gleichwertigkeit der Ergebnisse mit denen von 
dynamischen bzw. statischen Prüfungen gewährleistet sein. Im Zweifelsfall ist das Ergebnis einer physikalischen 
Prüfung maßgeblich. 

Siehe dazu Absatz 4.8 dieser Regelung. 

1.2. Bei Verbindungseinrichtungen ist die Festigkeit durch eine dynamische Prüfung (Dauerschwingversuch) nach­
zuweisen. In bestimmten Fällen können zusätzliche statische Prüfungen erforderlich sein (siehe Absatz 3 dieses 
Anhangs). 

1.3. Der Dauerschwingversuch (ausgenommen die Prüfung nach Absatz 3.10 dieses Anhangs) ist mit möglichst 
sinusförmiger Beanspruchung (wechselnd und/oder schwellend) mit einer vom Werkstoff abhängigen Lastspiel­
zahl durchzuführen. Hierbei dürfen keine Anrisse bzw. Brüche auftreten. 

1.4. Bei den vorgeschriebenen statischen Prüfungen sind nur geringfügige bleibende Verformungen zulässig. Sofern 
nichts anderes vorgeschrieben ist, darf die dauerhafte plastische Verformung nach der Entlastung nicht mehr als 
10 % der während der Prüfung gemessenen maximalen Verformung betragen. Wenn die Messung der Ver­
formung während der Prüfung eine Gefährdung für den Prüfer darstellt, darf von diesem Teil der statischen 
Prüfung abgesehen werden, vorausgesetzt die selbe Messgröße wird bei anderen Prüfungen, so z. B. bei der 
dynamischen Prüfung, gemessen. 

1.5. Die Grundlage für die Lastannahme bilden die horizontale Kraftkomponente in der Fahrzeuglängsachse und die 
vertikale Kraftkomponente. Horizontale Kraftkomponenten quer zur Fahrzeuglängsachse sowie Momente blei­
ben, solange sie von untergeordneter Bedeutung sind, unberücksichtigt. Diese Vereinfachung gilt nicht für das 
Prüfverfahren nach Absatz 3.10 dieses Anhangs. 

Wenn durch die Konstruktion der Verbindungseinrichtung, durch ihre Anbringung am Fahrzeug oder durch 
den Anbau von zusätzlichen Einrichtungen (wie Stabilisierungseinrichtungen, Kurzkuppelsysteme usw.) zusätz­
liche Kräfte oder Momente erzeugt werden, so können weitere Prüfungen von der Genehmigungsbehörde oder 
dem technischen Dienst gefordert werden. 

Die horizontale Kraftkomponente in der Fahrzeuglängsachse wird durch eine rechnerisch ermittelte Vergleichs­
kraft, den D- oder D c -Wert, dargestellt. Die vertikale Kraftkomponente wird gegebenenfalls durch die statische 
Stützlast S am Kuppelpunkt und eine angenommene Vertikalkraft V oder bei Sattelkupplungen durch die 
Sattellast U gebildet. 

1.6. Die den Prüfungen zugrunde zu legenden Kennwerte D, D c , S, V und U, die in Absatz 2.11 dieser Regelung 
definiert werden, sind den Angaben des Herstellers in seinem Antrag auf Erteilung einer Genehmigung zu 
entnehmen (siehe Mitteilungsblatt nach Anhang 1 und 2). 

1.7. Jede formschlüssige Sicherung, die mit Federkraft in Position gehalten wird, muss in ihrer Schließstellung 
verbleiben, wenn eine in die ungünstigste Richtung verlaufende Kraft auf sie einwirkt, die der dreifachen Masse 
des Sicherungsmechanismus entspricht. 

2. DURCHFÜHRUNG DER PRÜFUNGEN 

Wenn das Prüfverfahren nach Absatz 3.10 dieses Anhangs angewandt wird, so gelten die Absätze 2.1, 2.2, 2.3 
und 2.5 nicht.
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2.1. Bei den dynamischen Prüfungen und den statischen Prüfungen ist durch die Befestigung des Prüfmusters in 
einem geeigneten Prüfgestell und durch die Wahl der Krafteinleitungsvorrichtung dafür zu sorgen, dass außer 
der vorgesehenen Prüfkraft keine zusätzlichen Kräfte oder Momente eingeleitet werden. Bei Prüfungen mit 
wechselnder Beanspruchung darf die Richtung der Krafteinleitung nicht mehr als ± 1° von der vorgesehenen 
Richtung abweichen. Bei schwellender und statischer Prüfung ist der Winkel bei maximaler Prüfkraft einzustel­
len. In der Regel ist es hierzu erforderlich, an der Krafteinleitungsstelle (d. h. am Kuppelpunkt) ein Gelenk und 
in ausreichendem Abstand davon ein zweites Gelenk vorzusehen. 

2.2. Die Prüffrequenz darf 35 Hz nicht überschreiten. Die ausgewählte Prüffrequenz muss ausreichenden Abstand 
von den Resonanzfrequenzen der Prüfeinrichtung einschließlich des Prüfmusters haben. Bei asynchroner Prü­
fung müssen die Frequenzen der beiden Kraftkomponenten ca. 1 % bis max. 3 % voneinander abweichen. Bei 
Verbindungseinrichtungen aus Stahl beträgt die Lastspielzahl 2 × 10 6 . Bei Verbindungseinrichtungen aus ande­
ren Werkstoffen als Stahl kann eine höhere Lastspielzahl erforderlich sein. Die Rissprüfung erfolgt mit dem 
Farbeindringverfahren oder einem anderen gleichwertigen Verfahren. 

2.3. Bei schwellender Prüfung wechselt die Kraft zwischen der maximalen und der minimalen Prüfkraft, die 5 % der 
maximalen Prüfkraft nicht überschreiten darf, sofern in den besonderen Prüfvorschriften nicht anders angege­
ben. 

2.4. Bei statischen Prüfungen, mit Ausnahme der besonderen Prüfungen nach Absatz 3.2.3 dieses Anhangs, ist die 
Prüfkraft gleichförmig und zügig aufzubringen und mindestens 60 Sekunden lang zu halten. 

2.5. Die zu prüfenden Verbindungseinrichtungen und -bauteile sind in der Regel möglichst starr auf einem Prüf­
gestell in der Position zu befestigen, in der sie am Fahrzeug tatsächlich eingesetzt werden. Es sind diejenigen 
Befestigungselemente zu verwenden, die vom Hersteller oder Antragsteller vorgeschrieben und die für die 
Befestigung der Einrichtung oder des Bauteils am Fahrzeug bestimmt sind und/oder gleiche mechanische 
Merkmale aufweisen. 

2.6. Verbindungseinrichtungen oder -bauteile sind in dem Zustand, wie sie für den Straßengebrauch vorgesehen 
sind, zu prüfen. Elastische Glieder dürfen nach Ermessen des Herstellers und in Übereinstimmung mit dem 
technischen Dienst unwirksam gemacht werden, wenn es für das Prüfverfahren erforderlich ist und die Prüf­
ergebnisse dadurch nicht verfälscht werden. 

Elastische Glieder, die während des komprimierten Prüfverfahrens überhitzt werden, dürfen während der Prü­
fung ausgetauscht werden. Die Prüfkräfte dürfen über besondere spielfreie Einrichtungen eingeleitet werden. 

3. BESONDERE PRÜFVORSCHRIFTEN 

Wenn das Prüfverfahren nach Absatz 3.10 dieses Anhangs angewandt wird, so gelten die Absätze 3.1.1 bis 
3.1.6 nicht. 

3.1. Kupplungskugeln und Halterungen 

3.1.1. Mechanische Verbindungseinrichtungen mit Kupplungskugeln lassen sich unterscheiden in: 

i) einteilige Kupplungskugeln einschließlich nicht austauschbarer, abnehmbarer Kugeln (siehe Abbildungen 20a 
und 20b), 

ii) Kupplungskugeln, die aus mehreren abnehmbaren Teilen bestehen (siehe Abbildungen 20c, 20d und 20e), 

iii) Halterungen ohne angebrachte Kugel (siehe Abbildung 20f).
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Abbildung 20 

Anordnungsmöglichkeiten von Halterungen und Kupplungskugeln
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3.1.2. Grundsätzlich ist eine dynamische Prüfung (Dauerschwingversuch) durchzuführen. Das Prüfmuster besteht aus 
der Kupplungskugel, dem Kugelhals und den notwendigen Halterungen zur Befestigung der gesamten Vor­
richtung am Fahrzeug. Die Kupplungskugel und Halterung wird auf einer Prüfeinrichtung, die in der Lage ist, 
eine wechselnde Kraft zu erzeugen, in der Position starr befestigt, die für ihre tatsächliche Verwendung vor­
gesehen ist. 

3.1.3. Die Lage der Befestigungspunkte für die Anbringung der Kupplungskugel und Halterung wird vom Fahrzeug­
hersteller vorgegeben (siehe Absatz 5.3.2 dieser Regelung). 

3.1.4. Die zur Prüfung vorgelegten Einrichtungen müssen mit allen Teilen und konstruktiven Einzelheiten versehen 
sein, die einen Einfluss auf die Festigkeit haben können (z. B. Steckdosenhalterung, sämtliche Kennzeichnungen 
usw.). Das Prüfmuster muss alle Teile bis zu den Punkten für die Verankerung oder Befestigung am Fahrzeug 
umfassen. Die geometrische Lage der Kupplungskugel und der Befestigungspunkte der Verbindungseinrichtung 
im Verhältnis zur Bezugslinie muss vom Fahrzeughersteller angegeben und im Prüfbericht festgehalten werden. 
Alle Lagen der Befestigungspunkte im Verhältnis zur Bezugslinie, über die der Hersteller des Zugfahrzeugs dem 
Hersteller der Verbindungseinrichtung alle notwendigen Informationen anzugeben hat, müssen auf dem Prüf­
stand reproduziert werden. 

3.1.5. Die auf dem Prüfstand aufgebaute Einrichtung muss einer Dauerfestigkeitsprüfung unterzogen werden, die in 
dem in Abbildung 21 oder 22 dargestellten Winkel auf die Kugel einwirkt. 

Maßgeblich für die Richtung des Prüfwinkels ist die vertikale Lage einer durch die Kugelmitte verlaufenden 
horizontalen Bezugslinie im Verhältnis zu einer horizontalen Linie, die durch den höchsten Befestigungspunkt 
der Verbindungseinrichtung verläuft, welcher in einer horizontalen Ebene der quer durch die Kugelmitte ver­
laufenden vertikalen Ebene am nächsten liegt. Liegt die durch den Befestigungspunkt verlaufende Linie über der 
horizontalen Bezugslinie, so ist für die Prüfung ein Winkel von a = + 15° ± 1° zu wählen, und liegt sie darunter, 
so ist ein Prüfwinkel von a = – 15° ± 1° zu wählen (siehe Abbildung 21). Die bei der Bestimmung des 
Prüfwinkels zu berücksichtigenden Befestigungspunkte entsprechen den vom Fahrzeughersteller angegebenen, 
an denen die stärksten Zugkräfte auf den Aufbau des Zugfahrzeugs übertragen werden. 

Dieser Winkel wurde gewählt, um die vertikalen statischen und dynamischen Lasten zu berücksichtigen, und 
gilt nur bis zu einer zulässigen vertikalen Stützlast von 

S = 120 × D [N]. 

Liegt die Stützlast über dem vorstehend berechnetem Wert, ist der Prüfwinkel in beiden Fällen auf 20° zu 
erhöhen. 

Die dynamische Prüfung muss mit folgender Prüfkraft durchgeführt werden: 

F hs res = ± 0,6 D 

3.1.6. Das Prüfverfahren wird wie folgt bei den verschiedenen Typen von Verbindungseinrichtungen (siehe Absatz 
3.1.1 dieses Anhangs) angewendet: 

3.1.6.1. Einteilige Kupplungskugeln einschließlich Einrichtungen mit nicht austauschbaren, abnehmbaren Kugeln (siehe 
Abbildungen 20a und 20b) 

3.1.6.1.1. Die Festigkeitsprüfung für Einrichtungen nach den Abbildungen 20a und 20b sind entsprechend den Vor­
schriften von Absatz 3.1.5 durchzuführen.
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Abbildung 21 

Angriffswinkel der Prüfkraft 

Anmerkung: Die Parallele zur Bezugslinie verläuft durch die Mitte des höchsten und nächsten Punktes für die 
Befestigung der Halterung am Fahrzeug (siehe Anhang 6 Absatz 3.1.5). 

Abbildung 22 

Angriffswinkel der Prüfkraft 

Anmerkung: Die Richtung der wechselnden Prüfkraft F hs res hängt ab von der Lage der durch die Kugelmitte 
verlaufenden horizontalen Bezugslinie im Verhältnis zu ihrer Parallele (siehe Abbildung 21). 

3.1.6.2. Kupplungskugeln mit abbaubaren Teilen 

Folgende Arten werden unterschieden: 

a) Halterung mit Kugel (siehe Abbildung 20c), 

b) Halterung mit Kugel mit integriertem Sockel (siehe Abbildung 20d), 

c) Halterung mit abnehmbarer Kugel (siehe Abbildung 20e), 

d) Halterung ohne Kugel (siehe Abbildung 20f). 

3.1.6.2.1. Festigkeitsprüfung für die Einrichtungen nach den Abbildungen 20c bis 20f ist entsprechend den Vorschriften 
nach Absatz 3.1.5 durchzuführen. Die Abmessungen e und f sind mit einer Herstellungstoleranz von ± 5 mm 
im Prüfbericht anzugeben. 

Die Prüfung der Halterung allein (siehe Abbildung 20f) muss mit einer angebauten Kugel (samt Sockel) durch­
geführt werden. Dabei wird nur das Ergebnis berücksichtigt, das sich an der Halterung selbst zwischen den 
Befestigungspunkten und der Anbaufläche des Kugelsockels zeigt.
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Die Abmessungen e und f sind vom Hersteller der Verbindungseinrichtung mit einer Herstellungstoleranz von 
± 5 mm anzugeben. 

3.1.6.3. Kupplungseinrichtungen mit veränderlichen Abmessungen e und f für abbaubare und austauschbare Kupp­
lungskugeln (siehe Abbildung 22) 

3.1.6.3.1. Die Festigkeitsprüfungen für solche Halterungen sind entsprechend den Vorschriften von Absatz 3.1.5 durch­
zuführen. 

3.1.6.3.2. Können sich der Hersteller und die Genehmigungsbehörde oder der technische Dienst auf eine Prüfanordnung 
einigen, die dem ungünstigsten Fall entspricht, so ist eine Prüfung allein nach dieser Anordnung ausreichend. 

Andernfalls ist die Kugel in verschiedenen Lagen nach einem vereinfachten Prüfablauf entsprechend Absatz 
3.1.6.3.3 zu prüfen. 

3.1.6.3.3. In einem vereinfachten Prüfablauf liegt der Wert f zwischen einem bestimmten Kleinstwert f min und einem 
Höchstwert f max , der nicht mehr als 100 mm betragen darf. Der Abstand e max zwischen Kugel und Halterung 
muss 130 mm betragen. Um alle möglichen Lagen der Kugel in dem Feld zu erfassen, das aus dem horizontalen 
Abstand von der Befestigungsfläche und dem vertikalen Bereich von f (f min bis f max ) vorgegebenen wird, müssen 
zwei Einrichtungen geprüft werden: 

i) eine mit der Kugel in der höchsten Lage (f max ) und 

ii) eine mit der Kugel in der niedrigsten Lage (f min ). 

Je nach Lage der durch die Kugelmitte verlaufenden horizontalen Bezugslinie im Verhältnis zu ihrer durch den 
höchsten und nächsten Befestigungspunkt der Verbindungseinrichtung verlaufenden Parallele hat die Prüfkraft 
einen positiven oder negativen Angriffswinkel. Die zu wählenden Prüfwinkel sind in Abbildung 22 dargestellt. 

3.1.7. Werden zur Befestigung abnehmbarer Kugeleinheiten andere Befestigungsmittel als Schraubbefestigungen ver­
wendet, z. B. Federklammern, und wird das formschlüssige Eingreifen des Befestigungsmittels während der 
dynamischen Prüfung nicht geprüft, so ist das Befestigungsmittel einer statischen Prüfung zu unterziehen, die 
in der geeigneten Richtung auf die Kugel oder das formschlüssige mechanische Befestigungsmittel einwirkt. 
Wird die Kugeleinheit durch das formschlüssige mechanische Befestigungsmittel vertikal festgehalten, so besteht 
die statische Prüfung aus dem Einwirken einer dem D-Wert entsprechenden vertikalen Kraft nach oben. Wird 
die Kugeleinheit durch eine horizontale Konstruktion des formschlüssigen mechanischen Befestigungsmittels in 
Querrichtung festgehalten, so besteht die statische Prüfung aus dem Einwirken einer Kraft von 0,25 D in diese 
Richtung. Dabei darf kein Versagen oder keine Verformung des formschlüssigen mechanischen Befestigungs­
mittels auftreten, die seine Funktion beeinträchtigt. 

3.1.8. Die Befestigungspunkte der Hilfskupplung nach Anhang 5 Absatz 1.5 müssen einer 2 D entsprechenden, 
horizontalen statischen Kraft von maximal 15 kN standhalten. Ist ein eigener Befestigungspunkt für ein Abreiß­
seil vorhanden, so muss er einer D entsprechenden horizontalen statischen Kraft standhalten. 

3.2. Zugkugelkupplungen 

3.2.1. Grundsätzlich sind an ein und demselben Prüfmuster nacheinander eine dynamische Prüfung (Dauerschwing­
versuch) mit wechselnder Prüfkraft und eine statische Prüfung (Abhebeversuch) durchzuführen. 

3.2.2. Die dynamische Prüfung wird mit einer Kupplungskugel der Klasse A von entsprechender Festigkeit durch­
geführt. Die Zugkugelkupplung und die Kupplungskugel werden nach Herstelleranweisung auf dem Prüfstand 
angeordnet und entsprechend ihrer Lage zueinander bei normaler Verwendung ausgerichtet. Es ist zu verhin­
dern, dass zusätzlich zu der Prüfkraft andere Kräfte auf das Prüfmuster einwirken können. Die Prüfkraft wird in 
einer Kraftwirkungslinie eingeleitet, die durch die Kugelmitte verläuft und um 15 o nach hinten unten geneigt ist 
(siehe Abbildung 23). Es wird ein Dauerschwingversuch an einem Prüfmuster mit folgender Prüfkraft durch­
geführt: 

F hs res w = ± 0,6 D 

Ist die zulässige Stützlast S größer als 120 D, dann ist der Prüfwinkel auf 20° zu vergrößern.
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Abbildung 23 

Dynamische Prüfung 

3.2.3. Zusätzlich ist ein statischer Trennungsversuch durchzuführen. Die für den Versuch verwendete Kupplungskugel 
muss einen Durchmesser von 49,00 mm bis 49,13 mm aufweisen, um eine abgenutzte Kupplungskugel dar­
zustellen. Die Trennkraft F a verläuft im rechten Winkel zur Längs- und Quermittelachse der Kupplungskugel 
und wird gleichförmig und zügig auf einen Wert von 

F a = g (C + S/1 000) kN 

gesteigert und 10 Sekunden lang gehalten. 

Dabei darf sich die Zugkugelkupplung nicht von der Kupplungskugel trennen und kein Teil der Zugkugelkupp­
lung darf eine dauerhafte Verformung aufweisen, die ihre Funktionsfähigkeit beeinträchtigt. 

3.3. Bolzenkupplungen und Zugstangen 

3.3.1. Es ist eine dynamische Prüfung (Dauerschwingversuch) an einem Prüfmuster durchzuführen. Die Verbindungs­
einrichtung ist mit allen Befestigungsteilen zu versehen, die für ihre Anbringung am Fahrzeug nötig sind. 
Zwischen der Bolzenkupplung und dem Fahrzeugrahmen eingebaute Zwischenelemente (Zugstangen) sind 
mit den gleichen Prüfkräften wie die Bolzenkupplung zu prüfen. Bei der Prüfung von Zugstangen, die für 
genormte Bolzenkupplungen bestimmt sind, ist die vertikale Last in einem Längsabstand von der vertikalen 
Ebene der Befestigungspunkte aufzubringen, der der Position der entsprechenden genormten Kupplung ent­
spricht. 

3.3.2. Bolzenkupplungen zur Verwendung mit vertikal schwenkbaren Zugeinrichtungen (S = 0) 

Die dynamische Prüfung ist mit einer horizontal wirkenden wechselnden Prüfkraft von F hw = ± 0,6 D in einer 
Kraftwirkungslinie durchzuführen, die parallel zum Boden in der Längsmittelebene des Zugfahrzeugs durch den 
Mittelpunkt des Kupplungsbolzens verläuft. 

3.3.3. Bolzenkupplungen für Zentralachsanhänger (S > 0) 

3.3.3.1. Masse des Zentralachsanhängers bis einschließlich 3,5 Tonnen 

Bolzenkupplungen für Zentralachsanhänger mit einer Gesamtmasse von bis zu 3,5 Tonnen werden wie Kupp­
lungskugeln und Halterungen nach Absatz 3.1 dieses Anhangs geprüft. 

3.3.3.2. Masse des Zentralachsanhängers über 3,5 Tonnen 

Die Prüfkräfte werden in einem asynchronen Dauerschwingversuch in horizontaler und vertikaler Richtung auf 
das Prüfmuster aufgebracht. Die horizontale Kraftwirkungslinie entspricht einer in der Längsmittelebene des 
Zugfahrzeugs durch den Mittelpunkt des Kupplungsbolzens verlaufenden Parallele zum Boden. Die vertikale 
Kraftwirkungslinie verläuft im rechten Winkel zur horizontalen Kraftwirkungslinie durch die Längsmittelachse 
des Kupplungsbolzens. 

Die Befestigungselemente für die Bolzenkupplung und die Zugöse an der Prüfeinrichtung müssen den Befes­
tigungselementen entsprechen, die nach den Montageanweisungen des Herstellers für den Anbau am Fahrzeug 
bestimmt sind.
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Folgende Prüfkräfte sind aufzubringen: 

Tabelle 14 

Prüfkräfte 

Prüfkraft Mittelwert (kN) Amplitude (kN) 

horizontale Kraft 0 ± 0,6 D c (siehe Anmerkung) 

vertikale Kraft S × g/1 000 ± 0,6 V (siehe Anmerkung) 

Anmerkung: Bei Bolzenkupplungen für besondere Zwecke (Klasse T) sind diese Werte auf ± 0,5 D c und ± 0,5 V 
herabzusetzen. 

Die vertikalen und horizontalen Komponenten müssen sinusförmig sein und asynchron eingeleitet werden, 
wobei ihre Frequenzen zwischen 1 % und 3 % voneinander abweichen müssen. 

3.3.4. Statische Prüfung der Sicherung des Kupplungsbolzens 

Bei Bolzenkupplungen ist außerdem die Prüfung des Verschlusses und jeder Sicherung mit einer in Öffnungs­
richtung wirkenden statischen Kraft von 0,25 D erforderlich. Dabei darf sich die Sicherung nicht öffnen, und es 
dürfen keine Beschädigungen auftreten. Bei zylindrischen Kupplungsbolzen ist eine Prüfkraft von 0,1 D aus­
reichend. 

3.4. Zugösen 

3.4.1. Zugösen sind der gleichen dynamischen Prüfung zu unterziehen wie Bolzenkupplungen. Zugösen, die nur zur 
Verwendung an Anhängern mit vertikal schwenkbarer Zugeinrichtung vorgesehen sind, sind einer Wechselbe­
lastung nach Absatz 3.3.2 auszusetzen. Zugösen, die auch zur Verwendung an Zentralachsanhängern vorgese­
hen sind, werden bis zu einer Anhängermasse C von einschließlich 3,5 Tonnen wie Zugkugelkupplungen 
(Absatz 3.2) und bei Zentralachsanhängern mit einer Gesamtmasse C über 3,5 Tonnen wie Bolzenkupplungen 
(Absatz 3.3.3.2) geprüft. 

3.4.2. Ringförmige Zugösen der Klasse L sind in gleicher Weise wie genormte Zugösen zu prüfen. 

3.4.3. Die Prüfung von Zugösen ist so durchzuführen, dass die Wechselkraft auch auf die Verbindungsteile wirkt, die 
für die Befestigung der Zugöse an der Zugeinrichtung erforderlich sind. Alle flexiblen Zwischenstücke sind zu 
blockieren. 

3.5. Hakenkupplungen 

3.5.1. Hakenkupplungen der Klasse K müssen den Vorschriften für die dynamische Prüfung nach Absatz 3.5.2 dieses 
Anhangs entsprechen. 

3.5.2. Dynamische Prüfung 

3.5.2.1. Die dynamische Prüfung erfolgt mit schwellender Prüfkraft unter Verwendung einer ringförmigen Zugöse der 
Klasse L, wobei die Kupplung mit allen für die Befestigung am Fahrzeug nötigen Teilen wie vorgesehen an 
einem Fahrzeug angebaut ist. Mit Zustimmung der Genehmigungsbehörde oder des technischen Dienstes dürfen 
allerdings alle beweglichen Elemente unwirksam gemacht werden. 

3.5.2.2. Bei Hakenkupplungen, die zur Verwendung mit Anhängern mit vertikal schwenkbarer Zugeinrichtung bestimmt 
sind, bei denen die Stützlast S an der Kupplung gleich 0 ist, ist die Prüfkraft in horizontaler Richtung so 
einzuleiten, dass sie eine Zugkraft am Haken simuliert und zwischen 0,05 D und 1,00 D wechselt. 

3.5.2.3. Bei Hakenkupplungen, die zur Verwendung mit Zentralachsanhängern bestimmt sind, muss die Prüfkraft der 
Resultierenden aus den auf die Kupplung einwirkenden horizontalen und vertikalen Kräften entsprechen und in 
einem Winkel -α wirken, d. h. von vorne oben nach unten hinten (siehe Abbildung 21), welcher dem errech­
neten Winkel der Resultierenden aus den auf die Kupplung wirkenden horizontalen und vertikalen Kräften 
entspricht. Die Kraft F hs res wird wie folgt berechnet: 

F hs res ¼ ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi F 2 
h þ F 2 

s q 
wobei F h ¼ D c and F s ¼ 

9:81S 
1 000 þ 0;8 V 

3.5.2.4. Die eingeleitete Kraft liegt zwischen 0,05 F hs res und 1,00 F hs res .
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3.5.3. Statische Prüfung der Kupplungssicherung 

Bei Hakenkupplungen ist außerdem die Prüfung des Verschlusses und jeder Sicherung mit einer in Öffnungs­
richtung wirkenden statischen Kraft von 0,25 D erforderlich. Dabei darf sich die Sicherung nicht öffnen, und es 
dürfen keine Beschädigungen auftreten. 

3.6. Zugeinrichtungen 

3.6.1. Zugeinrichtungen sind grundsätzlich wie Zugösen zu prüfen (siehe Absatz 3.4). Falls wegen der einfachen 
Konstruktion eines Teils ein rechnerischer Nachweis der Festigkeit möglich ist, kann die Genehmigungsbehörde 
oder der technische Dienst auf einen Dauerschwingversuch verzichten. Die konstruktionsgemäßen Lastenannah­
men für die rechnerische Prüfung bei Zugeinrichtungen von Zentralachsanhängern bis zu einer Gesamtmasse C 
von einschließlich 3,5 Tonnen sind der Norm ISO 7641/1-1983 zu entnehmen. Die Lastenannahmen für die 
rechnerische Prüfung von Verbindungseinrichtungen für Zentralachsanhänger mit einer Gesamtmasse von über 
3,5 Tonnen sind wie folgt zu berechnen: 

F sp = (g × S/1 000) + V 

wobei V der Kraftamplitude gemäß Absatz 2.11.4 dieser Regelung entspricht. 

Für Anhänger mit einer Gesamtmasse C über 3,5 Tonnen gelten die zulässigen Spannungen aufgrund der 
Lastenannahme nach Absatz 5.3 der Norm ISO 7641/1-1983. Bei gekröpften Zugeinrichtungen (z. B. Schwa­
nenhals-Zugeinrichtungen) und bei Zugeinrichtungen für Vollanhänger ist die horizontale Kraftkomponente F hp 
= 1,0 × D zu berücksichtigen. 

3.6.2. Bei vertikal schwenkbaren Zugeinrichtungen für Vollanhänger ist zusätzlich zum Dauerschwingversuch bzw. 
der Nachrechnung auf Festigkeit die Knicksicherheit entweder durch Nachrechnung mit einer Lastenannahme 
von 3,0 × D oder in einem Knickversuch mit einer Kraft von 3,0 × D zu überprüfen. Bei Nachrechnung gelten 
die zulässigen Spannungen nach Absatz 5.3 der Norm ISO 7641/1:1983. 

3.6.3. Bei gelenkten Achsen ist die Biegefestigkeit durch Nachrechnung oder durch einen Biegeversuch zu überprüfen. 
Eine horizontale statische Querkraft ist in der Mitte des Kupplungspunktes einzuleiten. Die Größe dieser Kraft 
ist so zu wählen, dass ein Moment von 0,6 × A v × g (kNm) um den Mittelpunkt der Vorderachse wirkt. Es 
gelten die zulässigen Spannungen nach Absatz 5.3 der Norm ISO 7641/1-1983. 

Sind die gelenkten Achsen jedoch in einem vorderen Doppelachsgestell (Drehschemel) zusammengefasst, ist das 
Moment auf 0,95 × A v × g (kNm) zu erhöhen. 

3.7. Sattelkupplungen 

3.7.1. Es sind grundsätzlich eine dynamische und eine statische Prüfung (Abhebeversuch) durchzuführen. An Sattel­
kupplungen, die für die Zwangslenkung von Sattelanhängern vorgesehen sind, muss eine zusätzliche statische 
Prüfung (Biegeversuch) durchgeführt werden. Für die Prüfungen ist die Sattelkupplung mit allen Befestigungs­
teilen zu versehen, die für ihre Anbringung am Fahrzeug erforderlich sind. Der Aufbau hat so zu erfolgen, wie 
die Sattelkupplung später am Fahrzeug angebracht werden soll. Eine rechnerische Überprüfung anstelle einer 
physikalischen Prüfung ist nicht zulässig. 

3.7.2. Statische Prüfungen 

3.7.2.1. Genormte Sattelkupplungen, die einen Lenkkeil oder eine ähnliche Einrichtung für die Zwangslenkung von 
Sattelanhängern aufnehmen sollen (siehe Absatz 2.7 dieser Regelung), müssen auf ihre ausreichende Festigkeit 
durch einen statischen Biegeversuch im Wirkungsbereich der Lenkeinrichtung unter gleichzeitiger Aufbringung 
der Sattellast geprüft werden. Die zulässige Sattellast U ist mittels einer starren Platte, die groß genug ist, um die 
Kupplung vollständig abzudecken, senkrecht auf die in Betriebsstellung befindliche Kupplung aufzubringen. 

Die Resultierende der aufgebrachten Last muss durch den Mittelpunkt der horizontalen Gelenkverbindung der 
Sattelkupplung verlaufen. 

Gleichzeitig ist eine horizontale Querkraft, die die für die Zwangslenkung des Sattelanhängers erforderliche 
Kraft darstellt, auf die Seiten der Führung des Kupplungszapfens aufzubringen. Die Größe dieser Kraft und die 
Richtung, in die sie wirkt, sind so zu wählen, dass ein Moment von 0,75m × D um den Mittelpunkt des 
Zugsattelzapfens wirkt, das durch eine Kraft an einem Hebelarm von 0,5 m ± 0,1 m Länge aufgebracht wird. 
Eine bleibende plastische Verformung von bis zu 0,5 % aller Nennmaße ist zulässig. Es dürfen keine Anrisse 
auftreten. 

3.7.2.2. An allen Sattelkupplungen ist ein statischer Abhebeversuch durchzuführen. Bis zu einer Abhebekraft von 
F a = g × U darf keine größere bleibende Aufbiegung der Kupplungsplatte als 0,2 % ihrer Breite auftreten.
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Bei genormten Sattelkupplungen der Klasse G50 und vergleichbaren Kupplungen für den gleichen Zapfendurch­
messer darf bei einer Abhebekraft von F a = g × 2,5 U keine Trennung des Zugsattelzapfens von der Sattelkupp­
lung erfolgen. Bei nicht genormten Sattelkupplungen mit einem Zapfendurchmesser über 50 mm, wie z. B. 
Kupplungen mit 90 mm-Zapfen, gilt für die Abhebekraft F a = g × 1,6 U, wobei ihr Mindestwert 500 kN 
betragen muss. 

Die Kraft wird über einen Hebel eingeleitet, der sich auf der einen Seite auf der Kupplungsplatte abstützt und 
auf der anderen Seite im Abstand von 1,0 bis 1,5 m vom Mittelpunkt des Zugsattelzapfens angehoben wird 
(siehe Abbildung 24). 

Der Hebelarm ist dabei in einem Winkel von 90 o zur Einfahrrichtung des Zugsattelzapfens in die Kupplung 
angeordnet. Wenn der ungünstigste Fall eindeutig ersichtlich ist, so ist dieser ungünstigste Fall zu prüfen. Ist er 
nicht eindeutig ersichtlich, so entscheidet die Genehmigungsbehörde oder der technische Dienst, welche Seite zu 
prüfen ist. Es ist nur eine Prüfung erforderlich. 

Abbildung 24 

Abhebeversuch bei Sattelkupplungen 

3.7.3. Dynamische Prüfung 

Die Sattelkupplung ist Wechselbeanspruchungen auf einem Prüfstand zu unterwerfen (asynchroner Dauer­
schwingversuch), bei denen gleichzeitig horizontale Wechsel- und vertikale Schwellkräfte auf die Sattelkupplung 
einwirken. 

3.7.3.1. Bei Sattelkupplungen, die nicht für die Zwangslenkung von Sattelanhängern vorgesehen sind, müssen folgende 
Kräfte eingeleitet werden: 

horizontal: F hw = ± 0,6 × D 

vertikal: F sO = g × 1,2 U 

F sU = g × 0,4 U 

Diese beiden Kräfte müssen in der Längsmittelebene des Fahrzeugs eingeleitet werden, wobei die Wirkungslinien 
der beiden Kräfte F sO und F sU durch den Mittelpunkt der Gelenkverbindung der Sattelkupplung verlaufen. 

Die Vertikalkraft F s wechselt zwischen den Grenzen + g × 1,2 U und + g × 0,4 U und die Horizontalkraft 
zwischen ± 0,6 D. 

3.7.3.2. Bei Sattelkupplungen, die für die Zwangslenkung von Sattelanhängern vorgesehen sind, müssen folgende Kräfte 
eingeleitet werden: 

horizontal: F hw = ± 0,675 D 

vertikal: F sO und F sU wie in Absatz 3.7.3.1. 

Die Kraftwirkungslinien entsprechen denen nach Absatz 3.7.3.1. 

3.7.3.3. Beim Dauerschwingversuch für Sattelkupplungen muss zwischen Kupplungsplatte und Aufliegeplatte ein geeig­
netes Gleitmaterial vorhanden sein, das einen Reibungskoeffizienten F von höchstens 0,15 gewährleistet. 

3.8. Montageplatten für Sattelkupplungen
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Die dynamische Prüfung für Sattelkupplungen nach Absatz 3.7.3 und die statischen Prüfungen nach Absatz 
3.7.2 sind auch an Montageplatten durchzuführen. Bei Montageplatten genügt es, den Abhebeversuch auf einer 
Seite durchzuführen. Bei den Prüfungen muss die größte vorgesehene Bauhöhe der Sattelkupplung, die größte 
vorgesehen Breite und die kleinste vorgesehene Länge der Konstruktion der Montageplatte zugrunde gelegt 
werden. Diese Prüfung braucht bei Montageplatten, die sich lediglich durch eine geringere Breite und/oder eine 
größere Länge und eine niedrigere Gesamthöhe von einer ansonsten baugleichen, bereits geprüften Montage­
platte unterscheiden, nicht durchgeführt werden. Eine rechnerische Überprüfung anstelle einer physikalischen 
Prüfung ist nicht zulässig. 

3.9. Zugsattelzapfen von Sattelanhängern 

3.9.1. An einem Prüfmuster wird auf einem Prüfstand eine dynamische Prüfung mit Wechselbeanspruchung durch­
geführt. Die Prüfung des Zugsattelzapfens darf nicht zusammen mit der Prüfung der Sattelkupplung erfolgen. 
Die Prüfung ist so durchzuführen, dass die Last auch auf die Befestigungsteile wirkt, die für die Befestigung des 
Zugsattelzapfens am Sattelanhänger erforderlich sind. Eine rechnerische Überprüfung anstelle einer physika­
lischen Prüfung ist nicht zulässig. 

3.9.2. An dem Zugsattelzapfen ist in Betriebsstellung ein Dauerschwingversuch mit einer wechselnden horizontalen 
Prüflast von F hw = ± 0,6 D durchzuführen. 

Die Kraftwirkungslinie muss durch den Mittelpunkt des zylindrischen Teils (geringster Durchmesser) des Zugs­
attelzapfens mit einem Durchmesser von 50,8 mm bei Klasse H50 verlaufen (siehe Anhang 5, Abbildung 18). 

3.10 Alternativer Dauerschwingversuch für Kupplungskugeln und Halterungen mit einem Wert D ≤ 14 kN. 

Alternativ zu dem in Absatz 3.1 beschriebenen Prüfverfahren können Kupplungskugeln und Halterungen mit 
einem Wert D ≤ 14 kN unter folgenden Bedingungen geprüft werden. 

3.10.1 Einführung 

Der nachfolgend beschriebene Dauerschwingversuch besteht aus einer mehrachsigen Prüfung mit drei Richtun­
gen der Last, gleichzeitig eingeleiteten Kräften, festgelegten maximalen Amplituden und Schädigungsäquivalen­
zen (Lastintensitätswerte gemäß nachstehender Definition). 

3.10.2 Prüfungsanforderungen 

3.10.2.1 Definition des Lastintensitätswertes (load intensity value — LIV): 

Der LIV ist ein Skalar-Wert, der die Auswirkungen eines Last-Zeit-Verlaufs in Bezug auf Aspekte der Dauer­
festigkeit darstellt (identisch mit der Schadenssumme). Die Schadensakkumulation wird anhand der elementaren 
Miner-Regel berechnet. Hierbei werden die Lastamplituden und die Zahl der Wiederholungen je Amplitude 
berücksichtigt (Auswirkungen mittlerer Kräfte werden nicht berücksichtigt). 

Die S-N-Kurve (Basquin-Kurve) stellt die Lastamplituden der Zahl der Wiederholungen gegenüber (S A,i gegen­
über N i ). Sie weist in einem doppellogarithmischen Diagramm (in dem jede Amplitude/eingeleitete Prüfkraft S A,i 
sich auf eine begrenzte Zahl von Zyklen N i bezieht) eine konstante Neigung k auf. Die Kurve stellt die 
theoretische Ermüdungsgrenze des Prüfmusters dar. 

Der Last-Zeit-Verlauf wird in einem Achsendiagramm aufgeführt, in dem die Lastamplitude der Zahl der Zyklen 
gegenübergestellt wird (S A,i gegenüber n i ). Die Summe der Verhältnisse n i /N i für alle verfügbaren Amplituden 
S A,i entspricht dem LIV.
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3.10.2.2. Vorgeschriebene LIVs und größte Ausschläge 

Das nachfolgende Koordinatensystem ist zu berücksichtigen: 

x-Richtung: Längsrichtung/entgegen der Fahrtrichtung 

y-Richtung: nach rechts in Bezug auf die Fahrtrichtung 

z-Richtung: vertikal nach oben 

Der Last-Zeit-Verlauf kann dann entsprechend den auf den Hauptrichtungen (x, y, z) basierenden Zwischen­
richtungen unter Berücksichtigung folgender Gleichungen (α = 45°; α’ = 35,2°) ausgedrückt werden: 

F xy (t) = F x (t) × cos(α) + F y (t) × sin(α) 

F xz (t) = F x (t) × cos(α) + F z (t) × sin(α) 

F yz (t) = F y (t) × cos(α) + F z (t) × sin(α) 

F xyz (t) = F xy (t) × cos(α’) + F z (t) × sin(α’) 

F xzy (t) = F xz (t) × cos(α’) - F z (t) × sin(α’) 

F yzx (t) = F yz (t) × cos(α’) - F x (t) × sin(α’) 

Die in jede Richtung (auch Kombinationen von Richtungen) aufgebrachten LIVs werden jeweils als Summe des 
Verhältnisses n i /N i für alle verfügbaren Amplituden ausgedrückt, die für die entsprechende Richtung definiert 
sind. 

Als Nachweis der Mindest-Dauerhaltbarkeit der Vorrichtung, die typgenehmigt werden soll, muss die Dauer­
schwingprüfung mindestens folgende LIVs erzielen: 

LIV (1 kN ≤ D ≤ 7 kN) LIV (7 kN < D ≤ 14 kN) 

LIVx 0,0212 0,0212 

LIVy lineare Regression zwischen: 
D = 1 kN: 7,026 e-4; D = 7 kN: 1,4052 e-4 

1,4052 e-4 

LIVz 1,1519 e-3 1,1519 e-3 

LIVxy lineare Regression zwischen: 
D = 1 kN: 6,2617 e-3; D = 7 kN: 4,9884 e-3 

4,9884 e-3 

LIVxz 9,1802 e-3 9,1802 e-3 

LIVyz lineare Regression zwischen: 
D = 1 kN: 7,4988 e-4; D = 7 kN: 4,2919 e-4 

4,2919 e-4 

LIVxyz lineare Regression zwischen: 
D = 1 kN: 4,5456 e-3; D = 7 kN: 3,9478 e-3 

3,9478 e-3 

LIVxzy lineare Regression zwischen: 
D = 1 kN: 5,1977 e-3; D = 7 kN: 4,3325 e-3 

4,3325 e-3 

LIVyzx lineare Regression zwischen: 
D = 1 kN: 4,5204 e-3; D = 7 kN: 2,9687 e-3 

2,9687 e-3 

Zur Ableitung eines Last-Zeit-Verlaufs auf der Grundlage dieser LIVs soll die Neigung k = 5 (siehe Definition in 
Absatz 3.10.2.1) sein. Die Basquin-Kurve soll durch den Punkt einer Amplitude S A = 0,6 × D verlaufen, die 
Zahl der Zyklen N = 2 × 10 6 sein. 

Die statische Vertikallast S (gemäß Definition in Absatz 2.11.3. dieser Regelung), die gemäß Erklärung des 
Herstellers auf die Verbindungseinrichtung übertragen wird, wird zu den Vertikallasten addiert. 

Während der Prüfung sollten die maximalen Amplituden die folgenden Werte nicht überschreiten: 

längs Fx [–] quer Fy [–] vertikal Fz [–] 

maximal + 1,3 × D + 0,45× D + 0,6 × D + S 

minimal – 1,75 × D – 0,45 × D – 0,6 × D + S
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Ein Beispiel für einen Last-Zeit-Verlauf, der diesen Anforderungen entspricht, findet sich unter: 

http://www.unece.org/trans/main/wp29/wp29wgs/wp29grrf/grrf-reg55.html 

3.10.3. Prüfbedingungen 

Die Verbindungseinrichtung wird an einen starren Prüfstand oder an ein Fahrzeug montiert. Falls das Signal 
eines dreidimensionalen Zeitverlaufs angewandt wird, so ist es von drei Betätigungseinrichtungen für die gleich­
zeitige Aufbringung und Kontrolle der Kraftkomponenten Fx (längs), Fy (quer) und Fz (vertikal) aufzubringen. In 
anderen Fällen können Zahl und Position der Betätigungseinrichtungen in Absprache zwischen dem Hersteller 
und den technischen Diensten gewählt werden. Die Prüfeinrichtung muss auf jeden Fall in der Lage sein, die 
erforderlichen Kräfte gleichzeitig aufzubringen, um die nach Absatz 3.10.2.2 geforderten LIVs zu erreichen. 

Alle Schrauben müssen mit dem den Anleitungen des Herstellers entsprechenden Drehmoment angezogen 
werden. 

3.10.3.1. Verbindungseinrichtung auf eine starre Vorrichtung montiert: 

Die Nachgiebigkeit der Befestigungspunkte der Verbindungseinrichtung darf nicht mehr als 1,5 mm vom 
Bezugspunkt der „0-Last“ während der Aufbringung der maximalen und minimalen Kräfte Fx, Fy, Fz, separat 
auf den Kupplungspunkt aufgebracht, betragen. 

3.10.3.2. Verbindungseinrichtung an der Fahrzeugkarosserie oder einem Teil davon montiert: 

In diesem Fall ist die Verbindungseinrichtung an der Karosserie oder einem Teil des Fahrzeugtyps zu montieren, 
für den die Verbindungseinrichtung konstruiert wurde. Das Fahrzeug oder der Teil ist auf einem geeigneten 
Prüfgestell oder Prüfstand so zu befestigen, dass etwaige Auswirkungen der Fahrzeugaufhängung ausgeschlossen 
werden. 

Die genauen Bedingungen während der Prüfung sind im diesbezüglichen Prüfbericht anzugeben. Mögliche 
Resonanzeffekte müssen durch ein geeignetes Kontrollsystem der Prüfstelle ausgeglichen werden und können 
durch zusätzliche zwischen der Karosserie und dem Prüfgestell angebrachte Befestigungsmittel oder eine Fre­
quenzänderung verringert werden. 

3.10.4. Kriterien für das Nichtbestehen 

Zusätzlich zu den in Absatz 4.1 dieser Regelung genannten Kriterien, die durch die Eindringprüfung überprüft 
werden, gilt die Prüfung der Verbindungseinrichtung als nicht bestanden, wenn: 

a) sichtbare plastische Verformungen festgestellt werden; 

b) Funktionalität und Sicherheit der Verbindungseinrichtung beeinträchtigt werden (z. B. sichere Verbindung 
des Anhängers, Höchstabstand); 

c) ein etwaiger Drehmomentverlust der Schrauben von mehr als 30 % des Nenndrehmoments, gemessen in der 
Schließrichtung, auftritt; 

d) eine Verbindungseinrichtung mit lösbarem Teil nicht mindestens dreimal gelöst und wieder angebracht 
werden kann. Beim ersten Lösen ist ein Aufschlag zulässig.
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ANHANG 7 

ANBAUVORSCHRIFTEN UND SPEZIELLE VORSCHRIFTEN 

1. Anbauvorschriften und spezielle Vorschriften 

1.1. Anbau von Kupplungskugeln und Halterungen 

1.1.1. Kupplungskugeln und Halterungen sind an Fahrzeugen der Klassen M1, M2 (mit einer höchstzulässigen Masse bis 
3,5 t) und N1 ( 1 ) so zu befestigen, dass der in der Abbildung 25 dargestellte Freiraum und die dort angegebenen 
Höhenabmessungen eingehalten sind. Die Höhe ist bei den in der Anlage 1 zu diesem Anhang angegebenen 
Beladungszuständen des Fahrzeugs zu messen. 

Die vorgeschriebenen Höhenabmessungen gelten nicht für Geländefahrzeuge der Klasse G nach der Definition in 
der Anlage 7 zur Gesamtresolution über Fahrzeugtechnik (R.E.3)(Dokument TRANS/WP.29/78/Rev.1/Amend.2). 

1.1.1.1. In dem in den Abbildungen 25a und 25b dargestellten Freiraum können nicht (beim An- und Abkuppeln) zu 
demontierende Ausrüstungsteile, wie z. B. ein Reserverad, untergebracht werden, sofern der Abstand von der 
Mitte der Kugel zu einer Vertikalebene am hintersten Punkt des Ausrüstungsteils nicht größer als 300 mm ist. 
Das Ausrüstungsteil muss so befestigt sein, dass für das An- und Abkuppeln ein ausreichender Zugang vor­
handen ist, damit sich der Neutzer nicht verletzen kann und die Winkelbeweglichkeit der Kupplung nicht 
eingeschränkt wird. 

1.1.2. Für Kupplungskugeln und Halterungen muss der Fahrzeughersteller eine Anbauanweisung mitliefern undr an­
geben, ob der Befestigungsbereich verstärkt werden muss. 

1.1.3. Zugkugelkupplungen müssen eingekuppelt und entkuppelt werden können, wenn die Längsachse der Zugkugel­
kupplung relativ zur Mittellinie der Kupplungskugel und des Halters 

horizontal um 60° nach rechts oder links geschwenkt (β = 60°, siehe Abbildung 25), 

vertikal um 10° nach oben oder unten geschwenkt (α = 10°, siehe Abbildung 25), 

axial um 10° nach rechts oder links verdreht ist.
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( 1 ) Siehe die Definitionen in der Regelung Nr. 13 zum Übereinkommen von 1958 über die Annahme einheitlicher technischer Vor­
schriften für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet werden können, 
und die Bedingungen für die gegenseitige Anerkennung von Genehmigungen, die nach diesen Vorschriften erteilt wurden. Die 
Definition ist außderdem in der Anlage 7 zur Gesamtresolution über Kraftfahrzeugtechnik (R. E. 3) (Dokument TRANS/ WP. 29/ 
78/ Rev. 1/ Amend. 2) enthalten.



Abbildung 25a) 

Freiraum und Höhe der Kupplungskugel (Seitenansicht)
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Abbildung 25b) 

Freiraum der Kupplungskugel (Draufsicht) 

1.1.4. Ist der Anhänger nicht an das Zugfahrzeug gekuppelt, dürfen die angebaute Halterung mit Kupplungskugel den 
für die Anbringung des hinteren Kennzeichens am Zugfahrzeug vorgesehenen Platz nicht verdecken oder die 
Sichtbarkeit des hinteren Kennzeichens beeinträchtigen. Verdecken die Kupplungskugel oder andere Gegenstände 
das hintere Kennzeichen, so müssen sie ohne Zuhilfenahme von Werkzeug abnehmbar oder verstellbar sein; 
ausgenommen ist z. B. ein leicht (d. h. mit einer Kraft von höchstens 20 Nm) zu betätigender Schlüssel, der im 
Fahrzeug mitgeführt wird. 

1.2. Anbau von Zugkugelkupplungen 

1.2.1. Zugkugelkupplungen der Klasse B sind für Anhänger mit einer Gesamtmasse bis einschließlich 3,5 Tonnen 
zulässig. Sie sind so anzubauen, dass bei horizontal stehendem Anhängeraufbau und bei zulässiger Achslast 
die Mittellinie des kugelförmigen Aufnahmebereichs für die Kupplungskugel 430 ± 35 mm über der horizontalen 
Radaufstandsebene liegt. 

Bei Wohnanhängern und Lastanhängern ist die Stellung als horizontal anzusehen, in der der Fußboden oder die 
Ladefläche horizontal ausgerichtet ist. Bei Anhängern ohne derartige Bezugsfläche (z. B. Bootsanhänger oder 
ähnliche) ist vom Hersteller des Anhängers eine geeignete Bezugslinie zur Bestimmung der Horizontalstellung 
anzugeben. Die geforderte Höhe gilt nur für Anhänger, die an die in Absatz 1.1.1 dieses Anhangs aufgeführten 
Fahrzeuge angehängt werden sollen.
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In jedem Fall ist die Horizontalstellung innerhalb von ± 1° zu bestimmen. 

1.2.2. Zugkugelkupplungen müssen innerhalb des Freiraums der Kupplungskugel nach den Abbildungen 25a und 25b 
bis zu den Winkeln α = 25° und β = 60° sicher betätigt werden können. 

1.3. Anbau von Bolzenkupplungen und Montageblöcken 

1.3.1. Anschlussmaße für genormte Bolzenkupplungen 

Bei Typen von genormten Bolzenkupplungen sind die in Abbildung 15 und Tabelle 10 angegebenen Anschluss­
maße am Fahrzeug einzuhalten. 

1.3.2. Notwendigkeit einer Kupplung mit Fernbetätigung 

Falls sich eine oder mehrere Vorschriften bezüglich der leichten und sicheren Betätigung (Absatz 1.3.3), der 
Erreichbarkeit (Absatz 1.3.5) oder des Freiraums für den Handhebel (Absatz 1.3.6) nicht einhalten lassen, muss 
eine Kupplung mit einer Einrichtung zur Fernbetätigung nach Anhang 5 Absatz 12.3 verwendet werden. 

1.3.3. Leichte und sichere Betätigung 

Bolzenkupplungen müssen am Fahrzeug so angebaut werden, dass sie leicht und sicher zu betätigen sind. 

Hierzu zählt neben den Funktionen des Öffnens (und gegebenenfalls Schließens) auch die Prüfung der Stellung 
des Anzeigers für die geschlossene und gesicherte Stellung des Kupplungsbolzens (durch Blick und Tasten). 

In dem Bereich, in dem sich die Person zur Betätigung der Kupplung aufhalten muss, müssen Gefahrenstellen wie 
scharfe Kanten, Ecken usw. konstruktiv vermieden bzw. so gesichert werden, dass Verletzungen nicht zu erwarten 
sind. 

Der Fluchtweg aus diesem Bereich darf auf beiden Seiten durch Anbauteile der Kupplung oder der Fahrzeuge 
weder eingeengt noch versperrt werden. 

Der Unterfahrschutz darf die Person nicht daran hindern, die zur Betätigung der Kupplung erforderliche Kör­
perhaltung einzunehmen. 

1.3.4. Mindestwinkel für das An- und Abkuppeln 

Es muss möglich sein, die Zugöse an- und abzukuppeln, wenn die Längsachse der Zugöse relativ zur Mittellinie 
des Fangmauls gleichzeitig 

horizontal 50° nach rechts oder links geschwenkt, 

vertikal 6° nach oben oder unten geschwenkt, 

axial 6° nach rechts oder links verdreht ist. 

Diese Vorschrift gilt auch für Hakenkupplungen der Klasse K. 

1.3.5. Zugänglichkeit 

Der Abstand zwischen der Mitte des Kupplungsbolzens und der hinteren Ende des Fahrzeugaufbaus darf 550 mm 
nicht überschreiten. Ist der Abstand größer als 420 mm, muss die Kupplung mit einem Betätigungsmechanismus 
ausgestattet sein, der in einem Abstand von höchstens 420 mm von der Karosserieaußenseite eine sichere 
Betätigung ermöglicht. 

Bei nachweislicher technischer Notwendigkeit und vorausgesetzt, dass die leichte und sichere Betätigung der 
Bolzenkupplung nicht beeinträchtigt wird, kann der Abstand von 550 mm überschritten werden, und zwar: 

i) bis zu einem Abstand von 650 mm bei Fahrzeugen mit kippbaren Aufbauten oder Heckanbaugeräten, 

ii) bis zu einem Abstand von 1 320 mm, wenn die lichte Höhe wenigstens 1 150 mm beträgt, 

iii) bei Autotransportern mit mindestens zwei Ladeebenen, bei denen das Anhängefahrzeug im Normalbetrieb 
nicht vom Zugfahrzeug getrennt wird.
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1.3.6. Handhebelfreiraum 

Zur gefahrlosen Betätigung von Bolzenkupplungen muss ein ausreichender Freiraum um den Handhebel vor­
handen sein. 

Als ausreichend werden die in Abbildung 26 dargestellten Freiraummaße betrachtet. Sind verschiedene Typen 
von Bolzenkupplungen für die Anbringung an dem Fahrzeugtyp vorgesehen, so sind die Freiräume so zu 
bemessen, dass die Bedingungen auch für die nach Anhang 5 Absatz 3 größtmögliche Kupplung der entspre­
chenden Klasse erfüllt sind. 

Abbildung 26 

Handhebelfreiraum 

Für Bolzenkupplungen mit nach unten gerichteten Handhebeln oder anderen Hebelformen gelten die Freiraum­
maße sinngemäß. 

Die Freiraummaße müssen innerhalb der nach Absatz 1.3.4 dieses Anhangs geforderten Mindestwinkel beim Ein- 
und Auskuppeln gewährleistet sein. 

1.3.7. Freiraum für die freie Beweglichkeit der Bolzenkupplung 

Die am Fahrzeug angebrachte Bolzenkupplung muss auch bei Berücksichtigung aller geometrisch möglichen 
Stellungen nach Anhang 5 Absatz 3 einen freien Mindestabstand von 10 mm von allen anderen Fahrzeugteilen 
haben. 

Sind verschiedene Typen von Bolzenkupplungen für die Anbringung an dem Fahrzeugtyp vorgesehen, so sind die 
Freiräume so zu bemessen, dass die Bedingungen auch für die nach Anhang 5 Absatz 3 größtmögliche Kupplung 
der entsprechenden Klasse erfüllt sind. 

1.3.8. Zulässigkeit von Bolzenkupplungen mit besonderem Gelenk für vertikale Beweglichkeit (siehe Anhang 5 Absatz 
3.4) 

Kupplungen mit einem zylindrischen Kupplungsbolzen, bei denen die Vertikalbeweglichkeit der gekuppelten 
Zugöse durch ein besonderes Gelenk erreicht wird, sind nur zulässig, wenn eine technische Notwendigkeit 
nachweisbar ist. Dies kann z. B. an Heckkippern der Fall sein, bei denen der Kupplungskopf abklappbar sein 
muss, oder aber bei Kupplungen an Schwerlasttransportern, bei denen aus Festigkeitsgründen ein zylindrischer 
Kupplungsbolzen verwendet wird. 

1.4. Anbau von Zugösen und Zugeinrichtungen an Anhängern 

1.4.1. Zugeinrichtungen für Zentralachsanhänger müssen eine höhenverstellbare Stützeinrichtung haben, falls die Stütz­
last an der Zugöse des Anhängers mehr als 50 kg beträgt, wenn der Anhänger bis zur technisch zulässigen 
Höchstmasse gleichmäßig beladen ist.
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1.4.2. Beim Anbau von Zugösen und Zugeinrichtungen an Zentralachsanhängern mit einer Gesamtmasse C über 3,5 
Tonnen und mehr als einer Achse müssen diese mit einer Einrichtung zum Achslastausgleich ausgerüstet sein. 

1.4.3. Vertikal schwenkbare Zugeinrichtungen dürfen nicht bis auf den Boden reichen. Werden sie aus einer waa­
gerechten Stellung gelöst, dürfen sie nicht unter einen Bodenabstand von 200 mm fallen (siehe auch Anhang 5 
Absätze 5.3 und 5.4). 

1.5. Anbau von Sattelkupplungen, Montageplatten und Zugsattelzapfen an Fahrzeugen 

1.5.1. Sattelkupplungen der Klasse G50 dürfen nicht direkt auf dem Fahrzeugrahmen montiert werden, außer es ist 
vom Fahrzeughersteller ausdrücklich zugelassen. Sie müssen über eine Montageplatte mit dem Fahrzeugrahmen 
verbunden werden und die Montageanleitungen des Fahrzeug- und des Kupplungsherstellers sind zu beachten. 

1.5.2. An Sattelanhängern muss eine Stützeinrichtung oder sonstige Vorrichtung vorhanden sein, die das Abkuppeln 
und Abstellen des Sattelanhängers ermöglicht. Wenn Sattelanhänger so ausgerüstet sind, dass die Verbindung der 
Kupplungsteile sowie der elektrischen und bremstechnischen Anschlüsse selbsttätig erfolgen kann, müssen die 
Anhänger eine Stützeinrichtung haben, die sich nach dem Ankuppeln des Sattelanhängers selbsttätig vom Boden 
abhebt. 

Diese Vorschriften gelten nicht für Sattelanhänger, die für besondere Zwecke konstruiert sind und die in der 
Regel nur in einer Werkstatt oder beim Be- und Entladen in eigens dafür ausgelegten Arbeitsbereichen aus­
gekuppelt werden. 

1.5.3. Bei der Befestigung des Zugsattelzapfens in der Aufliegeplatte des Sattelanhängers sind die Anleitungen des 
Fahrzeugherstellers bzw. des Herstellers des Zugsattelzapfens zu beachten. 

1.5.4. Ist ein Sattelanhänger mit einem Lenkkeil ausgerüstet, so gelten die Vorschriften nach Anhang 5 Absatz 7.8. 

2. FERNBETÄTIGUNG UND -ANZEIGE 

2.1. Beim Anbau von Einrichtungen zur Fernbetätigung und -anzeige sind alle einschlägigen Vorschriften nach 
Anhang 5 Absatz 12 zu beachten.
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Anlage 1 

Beladungszustände für die Messung der Anbauhöhe der Kupplungskugel 

1. Die Höhe muss den Angaben in Anhang 7 Absatz 1.1.1 entsprechen. 

2. Bei Fahrzeugen der Klasse M1 muss die Fahrzeugmasse, bei der diese Höhe zu messen ist, vom Fahrzeughersteller 
angegeben und in das Mitteilungsblatt (Anhang 2) eingetragen werden. Sie muss entweder der nach den Angaben 
des Fahrzeugherstellers auf die Achsen verteilten zulässigen Gesamtmasse entsprechen oder der Masse, die bei der 
Beladung des Fahrzeugs nach Absatz 2.1 dieser Anlage gegeben ist. Diese Masse umfasst: 

2.1. die vom Zugfahrzeughersteller angegebene Gesamtmasse des Fahrzeugs in fahrbereitem Zustand (siehe Mittei­
lungsblatt, Anhang 2 Absatz 6) sowie 

2.1.1. zwei Massen von jeweils 68 kg in den Außensitzen jeder Sitzreihe, wobei die Sitze in der hintersten bei normaler 
Fahrt möglichen Position eingestellt sind und die Massen wie folgt angeordnet sind: 

2.1.1.1. 2.1.1.1 bei Verbindungseinrichtungen und -bauteilen, die zur Erstausrüstung gehören und vom Fahrzeughersteller 
zur Genehmigung eingereicht werden, etwa in einem Punkt, der bei verstellbaren Sitzen 100 mm und bei 
anderen Sitzen 50 mm vor dem Punkt „R“ liegt, welcher nach der Regelung Nr. 14 Absatz 5.1.1.2 festgelegt 
ist, bzw. 

2.1.1.2. bei Verbindungseinrichtungen und -bauteilen, die von einem unabhängigen Hersteller zur Genehmigung einge­
reicht werden und zum nachträglichen Einbau bestimmt sind, etwa in der Position einer sitzenden Person. 

2.1.2. Zusätzlich muss für jede einzelne Masse mit 68 kg eine Masse von 7 kg stellvertretend für persönliches Gepäck 
gleichmäßig im Gepäckbereich des Fahrzeugs verteilt werden. 

3. Bei Fahrzeugen der Klasse N11 muss die Höhe bei folgender Fahrzeugmasse gemessen werden: 

3.1. bei nach den Angaben des Zugfahrzeugherstellers auf die Achsen verteilter zulässiger Gesamtmasse (siehe Mit­
teilungsblatt, Anhang 2 Absatz 6).
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IV 

(Vor dem 1. Dezember 2009 in Anwendung des EG-Vertrags, des EU-Vertrags und des Euratom-Vertrags 
angenommene Rechtsakte) 

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 19. November 2009 

über die staatlichen Beihilfen C 38/A/04 (ex NN 58/04) und C 36/B/06 (ex NN 38/06), die Italien 
zugunsten von Alcoa Trasformazioni gewährt hat 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 8112) 

(Nur der italienische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/460/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 88 Absatz 2 
Unterabsatz 1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme ( 1 ) nach 
Maßgabe der vorerwähnten Vorschriften und unter Berücksich­
tigung der Stellungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Sache C 38/A/04 

(1) Mit Schreiben vom 4. Dezember 2003 wurde den 
Dienststellen der Kommission eine Reihe von Pressear­
tikeln zur Kenntnis gebracht, denen zufolge die italie­
nische Regierung beabsichtigte, bestimmten Unterneh­
men auf Sardinien einen Vorzugsstromtarif einzuräumen. 

(2) Die Einführung dieses Tarifs erfolgte gemäß Artikel 1 des 
Dekrets des Präsidenten des Ministerrats (Decreto del Pre­
sidente del Consiglio dei Ministri) vom 6. Februar 2004. 
Das Dekret hatte zwei Wirkungen: a) die Einführung 
eines Vorzugsstromtarifs zugunsten der Unternehmen 
Portovesme Srl ( 2 ), ILA ( 3 ) und Euroallumina ( 4 ) und b) 
die Verlängerung des bereits existierenden Vorzugstarifs 
zugunsten des Primäraluminiumherstellers Alcoa Trasfor­
mazioni (nachstehend „Alcoa“). 

(3) Mit Schreiben vom 22. Januar 2004 und vom 19. März 
2004 ersuchten die Dienststellen der Kommission um 
ergänzende Auskünfte zu diesen Maßnahmen. Die italie­
nischen Behörden reagierten darauf mit Schreiben vom 

6. Februar 2004 und vom 9. Juni 2004. Mit Schreiben 
vom 20. September 2004 übermittelten sie weitere Er­
läuterungen. 

(4) Mit Schreiben vom 16. November 2004 teilte die Kom­
mission Italien ihre Entscheidung mit, im Zusammen­
hang mit der vorerwähnten Beihilfemaßnahme das Ver­
fahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten. 

(5) Die Entscheidung der Kommission zur Einleitung des 
Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen Union ( 5 ) 
veröffentlicht. Die Kommission forderte darin alle Betei­
ligten auf, zu der fraglichen Maßnahme Stellung zu neh­
men. 

(6) Mit Schreiben vom 4. Februar 2005 und vom 
11. Februar 2005 übermittelte Italien seine Stellungnah­
men. 

(7) Die Kommission leitete die bei ihr eingegangenen Stel­
lungnahmen Beteiligter mit Schreiben vom 22. März 
2005 an Italien weiter und gab Italien Gelegenheit, sich 
dazu zu äußern. Italien nahm mit Schreiben vom 
20. September 2005 dazu Stellung. 

(8) Mit Schreiben vom 23. Dezember 2005 forderte die 
Kommission weitere Auskünfte an, die die italienischen 
Behörden mit Schreiben vom 3. März 2006 übermittel­
ten. Ein erneutes Ersuchen um Auskünfte vom 
22. August 2006 beantwortete Italien mit Schreiben 
vom 28. September 2006. 

(9) Am 29. Oktober 2008 wurde die Beihilfesache unterteilt: 
Teil A betrifft die Maßnahme zugunsten von Alcoa, Teil 
B betrifft die Unternehmen Portovesme, ILA und Euroal­
lumina. Die vorliegende Entscheidung bezieht sich aus­
schließlich auf Alcoa (Teil A).
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( 1 ) ABl. C 30 vom 5.2.2005, S. 7 und ABl. C 214 vom 6.9.2006, S. 5. 
( 2 ) Zinkhersteller. 
( 3 ) Hersteller von Aluminiumprodukten. 
( 4 ) Hersteller von Aluminiumoxid (Zwischenstoff, der aus Bauxit abge­

schieden und zur Erzeugung von Primäraluminium verwendet wird). ( 5 ) ABl. C 30 vom 5.2.2005, S. 7.



1.2. Sache C 36/B/06 

(10) Im Zusammenhang mit einer ähnlich gelagerten Beihilfe­
sache ( 6 ) hat die Kommission erfahren, dass Alcoa eine 
zweite Verlängerung des ermäßigten Stromtarifs geneh­
migt worden war. Grundlage dieser Verlängerung war 
Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzesdekrets (Decreto-legge) 
Nr. 35 vom 14. März 2005, das am 14. Mai 2005 in das 
Gesetz Nr. 80 („Disposizioni urgenti nell’ambito del 
Piano di azione per lo sviluppo economico, sociale e 
territoriale“) umgewandelt wurde. Begünstigte dieser Maß­
nahme waren Alcoa und die drei aus der Terni SpA 
hervorgegangenen Unternehmen ( 7 ). 

(11) Mit Schreiben vom 23. Dezember 2005 ersuchte die 
Kommission die italienischen Behörden um einschlägige 
Auskünfte, die ihr mit Schreiben vom 24. Februar 2006 
zugeleitet wurden. Mit Schreiben vom 2. März und 
27. April 2006 übermittelten die italienischen Behörden 
weitere ergänzende Angaben. 

(12) Mit Schreiben vom 19. Juli 2006 setzte die Kommission 
Italien von ihrer Entscheidung in Kenntnis, wegen dieser 
beiden Maßnahmen das Verfahren nach Artikel 88 Ab­
satz 2 EG-Vertrag einzuleiten (Sache C 36/06). 

(13) Die Entscheidung der Kommission über die Einleitung 
des Verfahrens wurde im Amtsblatt der Europäischen 
Union ( 8 ) veröffentlicht. Die Kommission forderte darin 
alle Beteiligten auf, zu den fraglichen Maßnahmen Stel­
lung zu nehmen. 

(14) Mit Schreiben vom 25. Oktober 2006 übermittelte Italien 
seine Stellungnahme. Mit Schreiben vom 9. November 
und 7. Dezember 2006 wurden der Kommission weitere 
ergänzende Angaben zugeleitet. 

(15) Die Kommission übermittelte die weiteren bei ihr einge­
gangenen Stellungnahmen der Beteiligten an Italien und 
gab Italien Gelegenheit, sich dazu zu äußern. Dies er­
folgte mit Schreiben vom 22. Dezember 2006. 

(16) Mit Schreiben vom 20. Februar 2007 ersuchte die Kom­
mission Italien um weitere Auskünfte zu dieser Tarifrege­
lung, die von den italienischen Behörden mit Schreiben 
vom 10. und 14. Mai 2007 übermittelt wurden. 

(17) Am 18. September 2007 wurde die Beihilfesache unter­
teilt: Teil A betrifft die drei aus der Aufspaltung der Terni 
SpA entstandenen Unternehmen, Teil B betrifft Alcoa. 

Am 20. November 2007 erließ die Kommission eine 
endgültige negative Entscheidung zu den aus Terni her­
vorgegangenen Unternehmen und ordnete die Rückzah­
lung der gewährten Beihilfe an ( 9 ). 

(18) Zwischenzeitlich teilte die Kommission mit Schreiben 
vom 19. Januar 2007 mit, die Möglichkeit von Über­
gangsmaßnahmen für die Alcoa auf Sardinien einge­
räumte Tarifregelung zu erkunden, sofern Italien ein Pro­
gramm zur Abtretung virtueller Kapazitäten (Virtual 
Power Plant, nachstehend „VPP“) einführe. Italien antwor­
tete mit Schreiben vom 16. April und 5. November 
2007. Am 13. März 2008 fand ein Treffen der italie­
nischen Behörden mit den Dienststellen der Europäischen 
Kommission statt, bei dem Italien zur Stellungnahme bis 
spätestens 12. Mai 2008 ersucht wurde; Italien bat mit 
Schreiben vom 29. Mai 2008 zunächst um Verlängerung 
der Frist für die angeforderte Stellungnahme und über­
mittelte dann mit Schreiben vom 12. Juni und 7. Juli 
2008 entsprechende Informationen. 

(19) Italien bat um ein Gespräch mit der Kommission, um die 
möglichen Modalitäten für ein VPP vorzustellen. Dieses 
Gespräch fand am 9. Dezember 2008 statt. Mit Schrei­
ben vom 19. Dezember 2008 und vom 19. Mai 2009 
übermittelte Italien weitere Erläuterungen. 

(20) Am 26. Mai 2009 fand ein weiteres Treffen statt. Mit 
Schreiben vom 10. Juli und vom 18. August 2009 über­
mittelte Italien weitere ergänzende Informationen. 

2. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER MASSNAHME 

2.1. Die wichtigsten Sachverhalte des Falls 

(21) Der Aluminiumhersteller Alcoa erhält seit 1996 für seine 
beiden Primäraluminiumhütten auf Sardinien (Por­
tovesme) und im Veneto (Fusina) einen Vorzugsstrom­
tarif. Dieser im Rahmen einer Privatisierungsmaßnahme 
eingeführte Tarif war ursprünglich für einen Zeitraum 
von zehn Jahren (bis zum 31. Dezember 2005) vorgese­
hen. Der Tarif war von der Kommission auf der Grund­
lage der Bestimmungen über staatliche Beihilfen durch 
eine Entscheidung genehmigt worden, in der sie die Auf­
fassung vertrat, dass dieser Stromtarif keine staatliche 
Beihilfe darstelle. Der Tarif wurde jedoch später verändert 
und von Italien zweimal verlängert, zuerst 2004 und 
dann noch einmal im Jahr 2005. 

(22) Die Subventionierung des streitigen Stromtarifs durch 
Barleistungen aus der Ausgleichskasse ( 10 ), einer öffent­
lichen Einrichtung, bewirkt eine Reduzierung des zwi­
schen Alcoa und dem Stromversorger ENEL vereinbarten 
Preises. Die erforderlichen Mittel werden durch eine steu­
erähnliche Abgabe aufgebracht, die alle Stromverbraucher 
über die Komponente A4 des Stromtarifs zu entrichten 
haben.
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( 6 ) Staatliche Beihilfe N 587/05, Vorzugsstromtarif für energieintensive 
Industriezweige auf Sardinien (nachstehend C 13/06). 

( 7 ) ThyssenKrupp (Stahl), Cementir (Zementherstellung) und Nuova 
Terni Industrie Chimiche (Chemieprodukte). 

( 8 ) ABl. C 214 vom 6.9.2006, Seite 5. 
( 9 ) Entscheidung 2008/408/EG (ABl. L 144 vom 4.6.2008, S. 37. 

( 10 ) Vgl. 2.2.2.2.



2.2. Die streitigen gesetzlichen Bestimmungen und 
das Regelungsumfeld 

(23) Die Einführung des Alcoa gewährten ermäßigten Strom­
tarifs erfolgte auf der Grundlage der entsprechenden ge­
setzlichen Bestimmungen (2.2.1) und des Regelungsrah­
mens der italienischen Strom- und Gasregulierungs­
behörde AEEG (2.2.2.1). Die Ausgleichskasse ist für die 
Verwaltung des Systems zuständig (2.2.2.2). Die Europäi­
sche Kommission muss also bei der Untersuchung der 
Tarifregelung für Alcoa sowohl den gesetzlichen Bestim­
mungen als auch dem italienischen Regelungsumfeld 
Rechnung tragen. 

2.2.1. Die gesetzlichen Bestimmungen 

(24) Die relevanten gesetzlichen Bestimmungen sind Artikel 1 
des Dekrets des Präsidenten des Ministerrats (Decreto del 
Presidente del Consiglio dei Ministri) vom 6. Februar 
2004 ( 11 ) (nachstehend „Dekret von 2004“) in seiner 
Ausgestaltung durch die einschlägigen Vorschriften sowie 
Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzesdekrets Nr. 35 vom 
14. März 2005, umgewandelt in das Gesetz Nr. 80/2005 
„Dringlichkeitsbestimmungen im Rahmen des Aktions­
plans für die wirtschaftliche, soziale und territoriale Ent­
wicklung“ („Disposizioni urgenti nell’ambito del Piano di 
azione per lo sviluppo economico, sociale e territoriale“) 
in seiner Ausgestaltung durch die einschlägigen Vor­
schriften (nachstehend „Gesetz Nr. 80/2005“) ( 12 ). 

2.2.2. Das Regelungsumfeld in Italien 

2.2.2.1. Die italienische Strom- und Gasregulierungs­
behörde AEEG 

(25) 1995 wurde die italienische Strom- und Gasregulierungs­
behörde (Autorità per l’energia elettrica e il gas, nach­
stehend „AEEG“) eingerichtet ( 13 ). Der AEEG wurden ein 
breites Spektrum von Regulierungsaktivitäten und um­
fangreiche Befugnisse übertragen. Insbesondere legt die 
Behörde die Stromtarife und die Modalitäten der Beitrei­
bung der erforderlichen Mittel zur Deckung der Gemein­
kosten des Systems fest und aktualisiert sie ( 14 ). Bei der 

Wahrnehmung ihrer Funktionen berücksichtigt die AEEG 
die politischen Leitlinien der Regierung für die Erbrin­
gung von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 
für das Land ( 15 ). 

(26) Im Rahmen der ihr übertragenen Befugnisse hat die 
AEEG im Lauf der Jahre zahlreiche Beschlüsse mit detail­
lierten Vorschriften zur Abwicklung der Vorzugstarife in 
Italien gefasst. 

2.2.2.2. Die Ausgleichskasse 

(27) Die Verwaltung der Aufpreise und sonstigen Abgaben im 
Elektrizitätssektor obliegt der Ausgleichkasse für die Elek­
trizitätswirtschaft (Cassa Conguaglio per il Settore Elet­
trico, nachstehend „Ausgleichskasse“), einer durch das Ge­
setzesdekret Nr. 98 vom 26. Januar 1948 eingerichteten 
öffentlichen Einrichtung. Die Ausgleichskasse übt ihre 
Tätigkeit gemäß den Anweisungen der AEEG aus. Sie 
steuert insbesondere die Finanzströme im Zusammen­
hang mit den Vorzugstarifen (Beitreibung der Abgaben 
und Auszahlung an die Endbegünstigten). 

2.3. Kontext der Einführung des Vorzugstarifs und 
Entwicklung des Tarifs 

(28) Zur Bewertung des Vorzugstarifs für Alcoa, der Gegen­
stand dieser Entscheidung ist, ist es erforderlich, den Kon­
text seiner Einführung und seiner weiteren Entwicklung 
zu rekonstruieren. 

2.3.1. Einführung des Tarifs: Die Entscheidung Alumix von 
1996 

(29) Zu Beginn der 1990 er Jahre war der italienische Alumi­
niumhersteller Alumix im Zuge der Liquidation der staat­
lichen Holding-Gesellschaft EFIM ( 16 ) umstrukturiert und 
an Alcoa veräußert worden. Alumix betrieb seinerzeit je 
eine Verhüttungsanlage in Portovesme (Sardinien) und in 
Fusina (Veneto). 

(30) Die Übernahme von Alumix durch Alcoa war unter der 
Voraussetzung erfolgt, dass der staatliche Stromversorger 
ENEL für den Betrieb der beiden Anlagen einen Vorzugs­
stromtarif einräumte. 

(31) Der Alcoa eingeräumte Vorzugstarif wurde durch das 
Ministerialdekret („Decreto Ministeriale“) vom 
19. Dezember 1995 eingerichtet (nachstehend „Dekret 
von 1995“). In diesem Dekret wurde festgelegt, dass Al­
coa durch Beschluss Nr. 13/1992 des Interministeriellen 
Preisausschusses (Comitato Interministeriale dei Prezzi 
CIP) eine bevorzugte Behandlung bis zum Jahr 2005 
zu gewähren sei ( 17 ). Nach diesem Datum sei der dem 
Unternehmen gewährte Tarif an den für die anderen 
Stromkunden geltenden anzugleichen.
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( 11 ) Artikel 1 des Dekrets von 2004 lautet: „1. In Ergänzung der in 
Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c des Dekrets des Präsidenten des 
Ministerrats vom 31. Oktober 2002 angeführten Kriterien sorgt die 
Strom- und Gasregulierungsbehörde für die Ausweitung der Be­
handlung gemäß Punkt 2 des Dekrets des Ministeriums für Indus­
trie, Handel und Handwerk vom 19. Dezember 1995 im Hinblick 
auf die Stromversorgung von Unternehmen, die Aluminium, Blei, 
Silber und Zink herstellen oder verarbeiten, begrenzt auf Betriebs­
stätten, die bei Inkrafttreten des vorliegenden Dekrets bereits beste­
hen und in Inselgebieten liegen, die unzureichend oder gar nicht an 
das nationale Strom- und Gasnetz angeschlossen sind. 2. Die in 
Absatz 1 vorgesehene tarifliche Behandlung gilt für einen Über­
gangszeitraum bis zur Fertigstellung bzw. zum Ausbau des natio­
nalen Strom- und Gasnetzes, längstens jedoch bis zum 30. Juni 
2007.“ 

( 12 ) In Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 80/2005 heißt es: „Zum 
Zweck der Entwicklung und Umstrukturierung der Produktion der 
betreffenden Unternehmen wird die Anwendung von Vorzugstari­
fen für die Elektrizitätslieferung gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buch­
stabe c des Gesetzesdekrets Nr. 25 vom 18. Februar 2003, mit 
Änderungen umgewandelt in das Gesetz Nr. 83 vom 17. April 
2003, unter Beibehaltung der am 31. Dezember 2004 gültigen 
Tarife bis Ende 2010 verlängert.“ Mit der zitierten Bestimmung 
des Gesetzesdekrets Nr. 25/03 wird die Einstufung des Alcoa-Tarifs 
als Gemeinkosten bestätigt. 

( 13 ) Gesetz Nr. 481/1995. 
( 14 ) Artikel 2 Absatz 12 Buchstabe e des Gesetzes Nr. 481/1995. 

( 15 ) Artikel 2 Absatz 21 des Gesetzes Nr. 481/1995. 
( 16 ) EFIM (Ente Partecipazioni e Finanziamento Industrie Manifatturiere) 

war eine öffentliche Holding mit Beteiligungen an Unternehmen in 
verschiedenen Industriesektoren. Die Privatisierung von EFIM er­
folgte im Zeitraum 1992 — 1996. 

( 17 ) Artikel 2 des Dekrets von 1995 hat den folgenden Wortlaut: Die 
durch Beschluss des Interministeriellen Preisausschusses CIP Nr. 13 
vom 24. Juli 1992 und nachfolgende Änderungen vorgesehene, für 
die [Elektrizitäts]versorgung der bei Inkrafttreten dieses Dekrets be­
stehenden Anlagen zur Herstellung vom Primäraluminium geltende 
Behandlung der Aufpreise wird zum 31. Dezember 2005 aufgeho­
ben. Ab diesem Datum wird die Behandlung an die für alle Strom­
verbraucher geltenden angeglichen.



(32) Die Beurteilung des ermäßigten Tarifs erfolgte auf der 
Grundlage der Beihilfevorschriften im Zusammenhang 
mit der Sache C 38/1992. In der Entscheidung vom 
4. Dezember 1996 ( 18 ) (nachstehend „Entscheidung Alu­
mix“) war die Kommission auf der Grundlage der nach­
folgend zusammengefassten Erwägungen zu der Auffas­
sung gelangt, dass dieser Vorzugstarif keine staatliche 
Beihilfe darstellte. 

(33) Im Rahmen dieser Regelung setzte der Staat den für 
Alcoa anzuwendenden Tarif fest, und ENEL, seinerzeit 
der einzige Stromversorger Italiens, lieferte Alcoa den 
Strom zu diesem Tarif. Für beide Aluminiumhütten 
wurde der Preis für einen Zeitraum von zehn Jahren 
wie folgt festgesetzt: für das Werk auf Sardinien auf 
36,3 LIT/kWh im Jahr 1996, mit schrittweiser Anhebung 
bis auf 39,6 LIT/kWh im Jahr 2005; für das Werk im 
Veneto war eine Anhebung bis auf 39,9 LIT/kWh im Jahr 
2005 vorgesehen. Umgerechnet in Euro lagen diese 
Preise zwischen 18 und 20 EUR/MWh. 

(34) ENEL war seinerzeit ein öffentliches Unternehmen, das 
als Stromlieferant eine Monopolstellung innehatte ( 19 ). 
Die Kommission hatte deshalb geprüft, ob ENEL bei 
der Festlegung des Preises für Alcoa nach marktwirt­
schaftlichen Grundsätzen agierte. 

(35) Die Kommission hatte das Stromangebot in den beiden 
betroffenen Regionen mit Blick auf den Zehnjahreszeit­
raum, für den der Vorzugstarif vorgesehen war, einer 
Bewertung unterzogen. Dabei hatte sie festgestellt, dass 
der Strommarkt auf Sardinien und im Veneto durch Pro­
duktionsüberkapazitäten gekennzeichnet war, deren Ab­
bau in den nächsten zehn Jahren eher unwahrscheinlich 
erschien. Des Weiteren hatte sie festgestellt, dass die Er­
zeuger aufgrund der ungenügenden Vernetzung mit dem 
italienischen Festland im Fall von Sardinen und wegen 
fehlender Nachfrage aus den Nachbarregionen in dem 
des Veneto nicht in der Lage waren, Strom aus diesen 
Regionen zu exportieren ( 20 ). 

(36) Vor diesem Hintergrund war die Kommission zu der 
Ansicht gelangt, dass ein großer Industriekunde wie Al­
coa eine beträchtliche Verhandlungsstärke gegenüber 
ENEL besitze, weil die Schließung der beiden Betriebs­
stätten, die zu den besten Kunden von ENEL in Italien 
zählten, die Überkapazität noch weiter erhöht und die 
Kostenstruktur von ENEL verschlechtert hätte. Deshalb 
habe es im wirtschaftlichen Interesse von ENEL gelegen, 
die beiden Anlagen in Portovesme und Fusina zu einem 
besonders günstigen Preis mit Strom zu beliefern. 

(37) Die Kommission war davon ausgegangen, dass ein markt­
wirtschaftlich orientierter Stromlieferant bereit wäre, zu 
einem Preis zu verkaufen, der die durchschnittlichen 

Grenzkosten der Stromerzeugung auf der Grundlage des 
in den Kraftwerken der betreffenden Regionen tatsächlich 
verwendeten Brennstoffmixes deckte, zuzüglich eines be­
scheidenen Beitrags zu den Fixkosten. Es stellte sich he­
raus, dass der mit Alcoa vereinbarte Preis diesen Kriterien 
entsprach. Die für die folgenden zehn Jahre vereinbarten 
bescheidenen jährlichen Preiserhöhungen hatte die Kom­
mission in der Annahme, dass die Grenzkosten von 
ENEL aufgrund von Verbesserungen beim Brennstoffmix 
und bei der Produktionstechnologie im Lauf der Jahre 
sinken würden, für gerechtfertigt gehalten. 

(38) Die Kommission war somit zu dem Schluss gelangt, dass 
sich ENEL bei der Vereinbarung des Vorzugstarifs wie ein 
rationaler Marktteilnehmer verhielt, und hatte deshalb 
erklärt, dass die Maßnahme keine staatliche Beihilfe im 
Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellte. 

2.4. Umwandlung des Alcoa-Tarifs in einen Teil der 
„Gemeinkosten der Stromerzeugung“ und wichtige 

Änderungen des Finanzierungsmechanismus 

(39) In den Jahren nach der Entscheidung Alumix wurde das 
italienische Stromnetz im Hinblick auf die schrittweise 
Liberalisierung des europäischen Elektrizitätsmarktes ( 21 ) 
umstrukturiert. 

(40) 1997 wurde der Standardtarif ( 22 ) in mehrere Tarifkom­
ponenten aufgeteilt ( 23 ). Dabei wurde die Alcoa-Regelung 
erstmals geändert. Der als einziger Stromlieferant in Ita­
lien diesen Tarif unmittelbar weiter: der Alumix–Tarif, 
vor der Reform ein Pauschaltarif, wurde zur Anpassung 
an die neue Tarifstruktur in mehrere Bestandteile unter­
gliedert. Bei Alcoa wurden die anzuwendenden Tarifkom­
ponenten so weit reduziert, dass der Endpreis exakt dem 
der Entscheidung Alumix entsprach. In dieser Phase ge­
währte ENEL Alumix-Preis wurde auf Alcoa angewendet, 
ohne dass eine entsprechende Kompensation für die Er­
bringung der Versorgungsleistung erfolgte.
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( 18 ) ABl. C 288 vom 1.10.1996, S. 4. 
( 19 ) Vgl. Entscheidung in der Sache Nr. IV.JV.2 — ENEL/FT/DT (ABl. 

C 178 vom 23.6.1999, S. 15). 
( 20 ) In den Regionen Lombardei, Emilia Romagna und Piemont wurde 

der gesamte Strombedarf durch die direkte Erzeugung vor Ort und 
durch langfristige, bis 2003 geltende Lieferverträge gedeckt. 

( 21 ) Eingeführt mit Richtlinie 96/92/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 19. Dezember 1996 betreffend gemeinsame 
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt (ABl. L 27 vom 
30.1.1997, S. 20), die in Italien mit Gesetzesdekret Nr. 79 vom 
16.3.1999 umgesetzt wurde. 

( 22 ) Der Standardtarif spiegelt die Aufschlüsselung der Kosten des 
Stromnetzes und ihre Zuordnung zu den unterschiedlichen Katego­
rien von Verbrauchern wieder. 

( 23 ) Der Standardtarif wurde in zwei Bestandteile (Teil A und Teil B) 
zerlegt und diese wiederum in verschiedene Komponenten unter­
gliedert. Teil A spiegelte die fixen Kosten der Stromerzeugung ein­
schließlich der Gemeinkosten der Stromerzeugung wieder, Teil B die 
variablen Kosten der Stromerzeugung (insbesondere die Brennstoff­
kosten). Die Gemeinkosten der Stromerzeugung umfassten zunächst 
nur die folgenden Komponenten: die in den Jahren 1994, 1995 
und 1996 angefallenen außerordentlichen Kosten (Komponente 
A1), die Kosten für die Stilllegung von Kernkraftwerken (Kom­
ponente A2) und die Kosten für die Errichtung von Anlagen zur 
Nutzung erneuerbarer Energiequellen auf der Grundlage des CIP- 
Beschlusses 6/92 (Komponente A3). Später wurden weitere Kosten­
kategorien in die Gemeinkosten einbezogen: die ermäßigten Tarife 
(Komponente A4), bestimmte Forschungskosten (Komponente A5) 
und die verlorenen Kosten der Stromerzeuger (Komponente A6).



(41) Mit der Umsetzung der ersten Liberalisierungsrichtlinie 
der EU durch Italien im Jahr 1999 ( 24 ) verlor ENEL seine 
Monopolstellung als Stromlieferant und wurde in meh­
rere unabhängige Unternehmen aufgeteilt. 

(42) Im Jahr 2000 beschloss Italien, den Alumix-Tarif in die 
„Gemeinkosten der Stromerzeugung“ zu übernehmen ( 25 ). 
Dieser neue Status führte zur ersten signifikanten Ände­
rung beim Finanzierungsmechanismus des Alumix-Tarifs. 
Während ENEL zuvor Alcoa den gelieferten Strom direkt 
zum Vorzugstarif verkauft hatte, erhielt der Stromversor­
ger aufgrund des neuen Mechanismus ( 26 ) jetzt den nor­
malen Preis für industrielle Großkunden in voller Höhe, 
und die Mittel, die erforderlich waren, damit Alcoa weiter 
nur den Alumix-Preis zahlen musste, wurden von den 
übrigen Stromverbrauchern aufgebracht. So wurde Alcoa 
zwar nominell der volle Preis berechnet, das Unterneh­
men erhielt aber einen Rechnungsrabatt. ENEL finanzierte 
diesen Rabatt mit den Erträgen einer neuen, von allen 
Verbrauchern zu entrichtenden steuerähnlichen Abgabe, 
die über die Komponente A4 des Stromtarifs erhoben 
wurde ( 27 ). 2002 schloss Alcoa mit ENEL einen Vertrag 
ab, bei dem der vereinbarte Strompreis in etwa dem 
Standardtarif von ENEL für die Lieferung von Hochspan­
nungsstrom entsprach. 

(43) Eine weitere signifikante Änderung erfolgte 2004 mit 
Beschluss Nr. 148/04 der AEEG, in dem die Abwicklung 
des Tarifs allein der Ausgleichskasse übertragen wurde. 
Nun behielt ENEL die Erträge aus der Komponente A4 
nicht mehr ein, sondern leitete sie in vollem Umfang an 
die Ausgleichskasse weiter, die die Berechnungen durch­
führte und die Rückerstattung an Alcoa vornahm. Alcoa 
bezahlte also den mit ENEL vertraglich vereinbarten 
Strompreis, erhielt aber nachträglich von der Ausgleichs­
kasse einen Kompensationsbeitrag zurück, so dass das 
Unternehmen faktisch weiterhin den Alumix-Preis ent­
richtete. Dieser im September 2004 eingerichtete Preis­

mechanismus für Alcoa findet noch heute 
Anwendung ( 28 ). 

2.5. Die erste beanstandete Verlängerung des Alcoa- 
Tarifs 

(44) Mit dem Dekret von 2004 verlängerte die italienische 
Regierung den per Dekret von 1995 eingeführten Vor­
zugsstromtarif für „Stromlieferungen an Unternehmen, 
die Aluminium, Blei, Silber und Zink herstellen, begrenzt 
auf Anlagen, die bei Inkrafttreten des vorliegenden De­
krets bereits existierten und in Inselgebieten liegen, die 
unzureichend oder gar nicht an das nationale Strom- und 
Gasnetz angeschlossen sind“ ( 29 ), bis zum 30. Juni 2007. 

(45) In der Praxis hatte das Dekret von 2004 die folgenden 
Zielsetzungen: a) die Verlängerung des für Alcoa gelten­
den Tarifs bis Juni 2007 und b) die Erweiterung dieser 
tariflichen Behandlung auf weitere auf Sardinien ansässige 
Unternehmen (Portovesme, ILA und Euroallumina). 

(46) Die Umsetzung der mit dem Dekret von 2004 erlassenen 
Verlängerung des Alcoa-Tarifs erfolgte mit Beschluss 
148/04 der AEEG, mit dem auch der in Erwägungsgrund 
43 beschriebene Finanzierungsmechanismus geändert 
wurde. 

(47) Diese erste Verlängerung ist Gegenstand des im Zusam­
menhang mit dem Dekret von 2004 in der Sache C 
38/04 eingeleiteten förmlichen Prüfverfahrens ( 30 ). Nach 
dem Vorbringen Italiens ( 31 ) wurde das Dekret von 2004 
in Bezug auf Alcoa nicht umgesetzt, sondern das Unter­
nehmen nahm weiter den in der ursprünglichen Rechts­
grundlage, dem Dekret von 1995 vorgesehenen Tarif in 
Anspruch. 

2.6. Die zweite beanstandete Verlängerung des Al­
coa-Tarifs 

(48) Mit Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 80/2005 
haben die italienischen Behörden den Vorzugsstromtarif 
für Alcoa unter den am 31. Dezember 2004 geltenden 
Tarifbedingungen bis 2010 verlängert ( 32 ). Gemäß diesem 
Gesetz sollte die Verlängerung des Tarifs am 1. Januar 
2005 in Kraft treten. Dieses Datum wurde jedoch auf 
Anweisung der italienischen Behörden mit Beschluss Nr. 
286/05 der AEEG durch den 1. Januar 2006 ersetzt.
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( 24 ) Vgl. Fußnote 21. 
( 25 ) Mit Artikel 2 des Dekrets des Ministeriums für Industrie, Handel 

und Handwerk vom 26. Januar 2000 wurden die bestehenden Vor­
zugstarife, darunter auch der für Alcoa, als neue Kategorie der 
Gemeinkosten der Stromerzeugung eingestuft. Diese Klassifizierung 
wurde in später verabschiedeten gesetzlichen Bestimmungen bestä­
tigt, zuletzt in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c des Gesetzes Nr. 83 
vom 17. April 2003. 

( 26 ) Eingeführt mit Beschluss Nr. 204/99 der AEEG. 
( 27 ) Auf der Grundlage des mit Beschluss Nr. 204/09 der AEEG einge­

führten Systems wurde die Abwicklung der Vorzugstarife auf die 
lokalen Versorgungsunternehmen und die Ausgleichskasse übertra­
gen. Die lokalen Versorgungsunternehmen zogen die Erträge aus 
der Komponente A4 ein und leiteten sie an die Ausgleichskasse 
weiter, die zu diesem Zweck ein Adhoc-Konto zum Ausgleich der 
durch Sondertarife entstehenden Lasten führte. Wenn das Versor­
gungsunternehmen einem seiner Kunden einen Vorzugstarif einräu­
men musste, konnte es als Ausgleich für den gewährten Rabatt die 
Erträge einbehalten, die ihm von seinen anderen Kunden aus Kom­
ponente A4 zuflossen. Reichten diese Erträge des Versorgungsunter­
nehmens nicht aus, musste die Ausgleichskasse mit Hilfe der Mittel 
aus dem genannten Adhoc-Konto den Differenzbetrag auszahlen. 
Vgl. auch den Beschluss Nr. 228/01 der AEEG, insbesondere die 
Artikel 43 und 56 des Testo Integrato im Anhang (Kompendium 
der Regelungen für Stromlieferungen in Italien). 

( 28 ) Anzumerken ist jedoch, dass ein Teil des Beschlusses Nr. 148/04 
der AEEG auf Alcoa keine Anwendung mehr fand. Mit dem Be­
schluss war für die Begünstigten der Vorzugstarife ein neues Ver­
fahren zur Berechnung der Ausgleichszahlung eingeführt worden. 
Für Alcoa hätte dies eine geringere Subventionierung bzw. eine 
Nettoerhöhung des Vorzugstarifs bedeutet. Alcoa erhob vor dem 
Verwaltungsgericht der Region Lombardei Klage gegen diese Be­
stimmung. Mit Urteil vom 10. Mai 2005 erklärte das Gericht den 
Beschluss im Hinblick auf die Anwendung auf Alcoa für unwirk­
sam. Deshalb erfolgt die Ausgleichszahlung von Alcoa weiter nach 
dem früheren, in Beschluss Nr. 148/04 geregelten Verfahren, und 
Alcoa bezahlt nach wie vor den Alumix-Preis. 

( 29 ) Dies ist der Wortlaut von Artikel 1 des Dekrets von 2004. Er gilt 
auch für das Werk von Alcoa in Fusina, auch wenn es nicht in 
einem Inselgebiet liegt und durchaus an das Strom- und Gasnetz 
angeschlossen ist. 

( 30 ) Entscheidung der Kommission K(2004) 4329 vom 16. November 
2004 (ABl. C 30 vom 5.2.2005, S. 7. 

( 31 ) Schreiben vom 3. März 2006. 
( 32 ) Zum vollständigen Wortlaut von Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes 

Nr. 80/2005 vgl. Fußnote 12.



(49) Zur Ermittlung des Preises, den Alcoa nach 2005 zu entrichten hatte, wurde in Gesetz Nr. 80/2005 
ein Indexierungsmechanismus eingeführt, wonach ab dem 1. Januar 2006 der ermäßigte Strompreis 
(d.h. der in der Entscheidung Alumix für das Jahr 2005 festgelegte Preis) um 4 % jährlich oder, wenn 
dieser letzte Wert höher wäre, um die durchschnittliche Erhöhung des an den europäischen Ener­
giebörsen in Amsterdam und Frankfurt registrierten Großhandelspreises steigen würde ( 33 ). 

(50) Nach Konsultation mit den Begünstigten gelangte die AEEG jedoch zu einer anderen Auslegung des 
Aktualisierungsmechanismus. So wurde in Beschluss Nr. 217/05 der AEEG festgelegt, dass der jähr­
liche Anstieg des Strompreises der Entwicklung des durchschnittlichen Großhandelspreises zu folgen 
hatte, 4 % aber nicht überschreiten durfte. Dieser Aktualisierungsmechanismus führte in der Praxis zu 
einem geringeren Anstieg des ermäßigten Strompreises als ursprünglich im Gesetz vorgesehen. 

(51) Die zweite Verlängerung ist Gegenstand des förmlichen Prüfverfahrens im Rahmen der Sache C 
36/06. Nachdem die Kommission das förmliche Prüfverfahren im Hinblick auf Artikel 11 Absatz 
12 des Gesetzes Nr. 80/2005 eingeleitet hatte, knüpfte die AEEG per Beschluss Nr. 190/06 die gemäß 
Gesetz Nr. 80/2005 fälligen Auszahlungen an die Bedingung, dass Alcoa eine Bank- bzw. Konzern­
bürgschaft beibringt, um das Risiko der Rückforderung der Beihilfe abzudecken. 

(52) Die Zahlungen der Ausgleichskasse an Alcoa im Zeitraum Januar 2006 – Januar 2009 sind in der 
nachfolgenden Tabelle aufgelistet. Die Zahlen für das Jahr 2009 sind unvollständig, da sie nur die im 
Januar geleisteten Zahlungen umfassen, während Alcoa auch in den nachfolgenden Monaten Zah­
lungen erhielt. 

(in EUR) 

2006 2007 2008 2009 

Fusina (Veneto) 38 984 539,22 36 978 386,83 449 534 611,10 3 776 733,70 

Portovesme 
(Sardinien) 

133 556 933,73 121 087 555,95 160 529 510,20 12 365 849,45 

Insgesamt 172 541 472,95 158 065 942,78 210 064 121,30 16 142 583,15 

3. ENTSCHEIDUNG ÜBER DIE EINLEITUNG DES VERFAHRENS NACH ARTIKEL 88 ABSATZ 2 
EG-VERTRAG 

(53) Die Entscheidung der Kommission über die Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens basiert auf den 
im Folgenden dargelegten Gründen: 

3.1. Sache C 38/A/04 

(54) Die Kommission hat die mit dem Dekret von 2004 eingeführten Tarife als Betriebsbeihilfe eingestuft 
und geprüft, ob diese Beihilfe auf der Grundlage der Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regionaler 
Zielsetzung genehmigt werden könnte ( 34 ), weil Sardinien im Jahr 2004 ein nach Artikel 87 Absatz 3 
Buchstabe a EG-Vertrag förderbares Gebiet war. Die Kommission äußerte Zweifel an der Möglichkeit, 
die Beihilfe auf dieser Grundlage zu genehmigen, weil eine solche, nur einer begrenzten Zahl von 
Unternehmen gewährte Ad-hoc-Beihilfe nicht auf die Förderung der regionalen Entwicklung aus­
gerichtet zu sein schien. 

(55) Im Hinblick auf den spezifischen Fall des Unternehmens Alcoa unterstrich die Kommission, dass sich 
der neue Tarif insofern vom Alumix-Tarif zu unterscheiden schien, als letzterer vom italienischen 
Energiemonopolisten ENEL eingeräumt worden war, während der neue Tarif auf einem selektiven 
staatlichen Eingriff zum Ausgleich der Differenz zwischen dem mit einem Stromerzeuger vereinbarten 
Marktpreis und dem 1996 festgelegten ermäßigten Strompreis beruhte. 

(56) Des Weiteren äußerte die Kommission Zweifel dahingehend, dass die Maßnahme zur Reduzierung der 
Steuerlast des Unternehmens führen könne. Eine solche Reduzierung hätte ihre Rechtsgrundlage in 
der Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaft­
lichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom ( 35 ) 
haben müssen.
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( 33 ) Artikel 11 Absatz 13 des Gesetzes Nr. 80/2005. 
( 34 ) ABl. C 74 vom 10.3.1998, S. 9. Ziffer 4.15-4.17. 
( 35 ) ABl. L 283 vom 31.10.2003, S. 51.



3.2. Sache C 36/B/06 

(57) Die Entscheidung von 2006 über die Einleitung des 
förmlichen Prüfverfahrens bezog sich speziell auf den 
Alcoa-Tarif ( 36 ). Die Kommission stellte fest, dass zur 
Zeit der Entscheidung Alumix der Regelungsrahmen 
und die Marktbedingungen anders waren als in dem Zeit­
raum, auf den sich die Entscheidung bezog. Der Elektri­
zitätsmarkt war liberalisiert und die Durchführung der 
Regelung der Ausgleichskasse übertragen worden. Aus 
diesem Grund hielt die Kommission eine erneute Über­
prüfung für erforderlich, ob der Alcoa-Tarif eine staatli­
che Beihilfe darstelle. 

(58) Die Kommission stufte den Tarif aus vier Gründen als 
staatliche Beihilfe ein: a) die Reduzierung des Stromtarifs 
stellte einen wirtschaftlichen Vorteil dar; b) die Entschei­
dung über die Einräumung des Tarifs wurde von den 
italienischen Behörden gefällt und durch den Transfer 
staatlicher Mittel vermittels einer steuerähnlichen Abgabe 
finanziert; c) die Maßnahme drohte den Wettbewerb zu 
verfälschen; d) sie beeinträchtigte den Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten, da Aluminium auf den Weltmärkten 
gehandelt wird. Die Kommission betrachtete die Maß­
nahme als Betriebsbeihilfe. 

(59) Weiter erklärte die Kommission, die frühere Schlussfolge­
rung, der Alumix-Tarif stelle keine staatliche Beihilfe dar, 
mache die neue Maßnahme nicht zur bestehenden Bei­
hilfe. Die Genehmigung des Alumix-Tarifs durch die 
Kommission, die auf der wirtschaftlichen Einschätzung 
der damaligen Umstände gründete, war zeitlich befristet 
und konnte nicht auf die mit Gesetz Nr. 80/2005 ver­
fügte Verlängerung des Tarifs angewendet werden. 

(60) Im Hinblick auf die Vereinbarkeit prüfte die Kommission, 
ob der Vorzugstarif auf der Grundlage der Leitlinien für 
staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung genehmigt 
werden könnte. 

(61) Zu der Anlage im Veneto stellte die Kommission fest, 
dass diese nicht in einem Fördergebiet nach Artikel 87 
Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag liege und deshalb nicht 
für eine Regionalförderung in Betracht komme. 

(62) Sardinien war bis Ende 2006 ein Fördergebiet im Sinne 
von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG-Vertrag. Die 
Kommission bezweifelte jedoch, dass die Maßnahme auf 
der Grundlage der seinerzeit anzuwendenden Leitlinien 
für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung geneh­
migt werden könnte ( 37 ). 

(63) Zwar beharrte Italien darauf, dass die hohen Strompreise 
auf Sardinien ein Hindernis für die Entwicklung der Insel 
darstellten, doch die Kommission gelangte zu dem 
Schluss, dass Italien den Nachweis deutlich höherer 
Strompreise auf Sardinien im Allgemeinen und für 
stromintensive Unternehmen im Besonderen nicht er­
bracht hatte (Italien hatte keine Angaben zu den zwi­

schen diesen Unternehmen und ihren Stromlieferanten 
abgeschlossenen Verträgen vorgelegt mit der Begründung, 
diese Angaben seien nicht öffentlich zugänglich). Zudem 
hatte Italien keine Erklärung geliefert, aus welchem 
Grund höhere Strompreise ein Hindernis für die regionale 
Entwicklung darstellten und auf welche Weise der in 
Rede stehende Tarif zur Entwicklung der Region beitra­
gen werde. Die Kommission wies darauf hin, dass sie in 
der Sache C 34/02 ( 38 ) die fehlende Anbindung Sardi­
niens an das nationale Strom- und Gasnetz nicht als 
Hindernis für die Entwicklung der KMU der Region an­
erkannt und eine negative Entscheidung getroffen hatte. 
Deshalb äußerte die Kommission Zweifel an der Notwen­
digkeit der Beihilfe. 

(64) Des Weiteren bezweifelte die Kommission, dass eine der­
artige Ad-hoc-Beihilfe den regionalen Nachteilen in ei­
nem angemessenen Verhältnis entsprach, auch weil die 
Methode zur Ermittlung des ermäßigten Strompreises in 
keinem Zusammenhang zu den anderswo in Italien zu 
zahlenden Preisen stand. 

(65) Die Kommission hat festgestellt, dass angesichts der Be­
grenzung der Tariferhöhung auf 4 % realiter keine degres­
sive Staffelung vorlag. 

(66) Weiter hat die Kommission festgestellt, dass Sardinien 
gemäß den Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regiona­
ler Zielsetzung 2007-2013 ( 39 ) nicht mehr für Regional­
beihilfen gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG- 
Vertrag in Frage kommen wird, insbesondere nicht 
mehr für Betriebsbeihilfen. Zwar war auf der Grundlage 
der Regionalleitlinien die Genehmigung eines Übergangs­
zeitraums von zwei Jahren für den linearen Abbau der 
bestehenden Betriebsbeihilfen möglich, doch erschien es 
nicht angebracht, eine Betriebsbeihilfe für wenige Monate 
einzuführen und dann schrittweise wieder auslaufen zu 
lassen, nicht zuletzt angesichts der bereits geäußerten 
Zweifel und des wettbewerbsverzerrenden Charakters 
der Beihilfe. 

(67) Als Schlussfolgerung äußerte die Kommission Zweifel an 
der Möglichkeit einer Genehmigung des Vorzugstarifs für 
Alcoa als Regionalbeihilfe oder auf einer anderen Rechts­
grundlage, die von Italien im Übrigen auch nicht darge­
legt wurde. 

3.3. Klage von Alcoa gegen die Entscheidung zur 
Einleitung des Verfahrens von 2006 

(68) Die Entscheidung von 2006 über die Einleitung des 
förmlichen Prüfverfahrens wurde von Alcoa vor dem Ge­
richt erster Instanz der Europäischen Union angefochten. 
Am 25. März 2009 erließ das Gericht ein Urteil (nach­
stehend „Urteil des Gerichts“), in dem die Entscheidung 
bestätigt und die Argumente von Alcoa in vollem Um­
fang abgewiesen wurden ( 40 ).
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( 36 ) Die Entscheidung zur Einleitung des Verfahrens von 2006 betraf 
auch das Unternehmen Terni. Die Tarife für Terni und für Alcoa 
wurden jedoch getrennt geprüft. 

( 37 ) ABl. C 74 vom 10.3.1998, S. 9. Ziffer 4. 

( 38 ) Entscheidung der Kommission K(2002) 3715 vom 16.10.2002, 
Maßnahmen zur Senkung der Energiekosten von kleinen und mitt­
leren Unternehmen (ABl. L 91 vom 8.4.2003, S. 38). 

( 39 ) ABl. C 54 vom 4.3.2006, S. 13. 
( 40 ) Urteil des Gerichts erster Instanz vom 25. März 2009 in der 

Rechtssache T-332/06, Alcoa Trasformazioni, noch nicht veröffent­
licht (im Rechtsmittelverfahren).



4. STELLUNGNAHMEN DRITTER 

(69) Nach der Aufforderung der Kommission zur Abgabe von 
Stellungnahmen zu den beiden Entscheidungen über die 
Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens haben sich Al­
coa und andere Beteiligte gemeldet. Im Folgenden werden 
ausschließlich die Stellungnahmen zum Alcoa-Tarif zu­
sammengefasst. 

4.1. Stellungnahme von Alcoa 

4.1.1. Sache C 38/A/04 

(70) Alcoa führt aus, dieser Tarif sei dazu bestimmt, ein 
Marktversagen zu beheben, da der vor kurzem liberali­
sierte Energiemarkt nicht in der Lage sei, Strom zu wett­
bewerbsfähigen Preisen zu liefern, was auf die starke 
Marktposition der etablierten Stromversorger zurück­
zuführen sei. In Sardinien sei das Versagen des Marktes 
besonders deutlich ausgeprägt. Unter diesen Umständen 
seien Regulierungsmaßnahmen auch in Form von Tarif­
regelungen erforderlich, um den Übergang vom Mono­
polbetrieb zum vollständigen Wettbewerb zu begleiten. 

(71) Bei seiner rechtlichen Analyse beharrt Alcoa darauf, dass 
der Tarif keine Beihilfe gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG- 
Vertrag darstelle, da die Grundlagen der Entscheidung 
von 1996 für das Nichtvorliegen einer Beihilfe in der 
Sache Alumix nach wie vor vorhanden seien. Insbeson­
dere gewähre der Tarif keinen Vorteil, der Finanzierungs­
mechanismus sei nicht mit dem Transfer staatlicher Mit­
tel verbunden, und angesichts der besonderen Merkmale 
des Handels mit Primäraluminium führe der Tarif weder 
zur Behinderung des innergemeinschaftlichen Handels 
noch zur Verzerrung des Wettbewerbs. 

(72) Des Weiteren trägt Alcoa vor, auch wenn die Maßnahme 
als staatliche Beihilfe betrachtet würde, wäre der sardische 
Stromtarif auf der Grundlage der Leitlinien für staatliche 
Beihilfen mit regionaler Zielsetzung mit dem Gemein­
samen Markt vereinbar. 

4.1.2. Sache C 36/B/06 

(73) Alcoa führt aus, der Tarif behebe ein Marktversagen, sei 
nicht als staatliche Beihilfe bzw. allenfalls als bestehende 
staatliche Beihilfe zu betrachten, und der Grundsatz des 
Vertrauensschutzes stehe einer Rückforderung entgegen. 

(74) Alcoa liefert umfangreiche Informationen über die Her­
stellung von Aluminium und den Handel damit. Die Ge­
winnung von Primäraluminium (Verhüttung) ist das ener­
gieaufwändigste aller industriellen Verfahren (mit einem 
Energieeinsatz von 15 KWh/kg erzeugtem Aluminium). 
Weltweit wurden im Jahr 2006 etwa 33,7 Mio. t Alumi­
nium hergestellt, davon nur 4,5 Mio. t im Europäischen 
Wirtschaftsraum. Die EU-25 und der EWR sind bedeu­
tende Nettoimporteure von Primäraluminium. Die EU-25 
hat im Jahr 2006 4,7 Mio. t eingeführt, und für 2010 
wird mit einem Importvolumen von 5,5 Mio. t gerech­
net. Im Jahr 2006 waren in der Aluminiumindustrie der 

EU-25 106 000 Personen direkt ( 41 ) und etwa 300 000 
indirekt beschäftigt. Zum Zeitpunkt der Stellungnahme 
von Alcoa waren in der EU-25 insgesamt 22 Verhüt­
tungsanlagen mit der Herstellung von Primäraluminium 
beschäftigt, und 31 im EWR; alle waren bei voller Aus­
lastung in Betrieb. 

(75) Primäraluminium ist ein Grunderzeugnis, dessen Welt­
markt-Referenzpreis an der Londoner Metallbörse fest­
gelegt wird. Die beiden italienischen Verhüttungsanlagen 
in Fusina und Portovesme erzeugen ca. 200 000 t. Alcoa 
zufolge kann dieses begrenzte Herstellungsvolumen den 
Preis für Primäraluminium nicht beeinflussen. 

4.1.2.1. Unabdingbarkeit von Vereinbarungen über die 
Lieferung von Strom 

(76) Elektrizität ist das wichtigste Kostenelement bei der Ge­
winnung von Primäraluminium. Gemäß dem Vorbringen 
von Alcoa können die Anlagen nur durch langfristige 
Vereinbarungen mit den Stromerzeugern betrieben wer­
den. Langfristige, kostenorientierte Verträge mit entspre­
chend motivierten Stromerzeugern seien auch heute 
durchaus möglich, was die Vereinbarung von Alcoa in 
Island beweise ( 42 ). Ohne solche kostenorientierten ver­
traglichen Vereinbarungen müssten die Betriebsstätten ge­
schlossen werden. Aus diesem Grund hätten seit 2003 in 
der EU-25 bereits drei Aluminiumhütten den Betrieb ein­
gestellt, weitere Schließungen seien angekündigt worden. 
Alcoa sehe sich somit bei ausbleibender Verlängerung des 
Vorzugstarifs gezwungen, die beiden italienischen Stand­
orte in Fusina (Veneto) und Portovesme (Sardinien) um­
gehend zu schließen. 

(77) Alcoa weist darauf hin, dass die Regierungen mehrerer 
Mitgliedstaaten den Abschluss langfristiger, kostenorien­
tierter Verträge zwischen Stromerzeugern und strom­
intensiven Industrieunternehmen unterstützten, da die 
Strommärkte nicht reibungslos funktionierten. Solche Lö­
sungen würden als vorübergehende Maßnahmen für not­
wendig gehalten, um angemessene Preise zu gewährleis­
ten und Betriebsschließungen zu verhindern. Alcoa legt 
eine kurz gefasste Darstellung der Maßnahmen folgender 
Länder vor: Finnland (Konsortien, die in einen neuen 
Atomreaktor investieren, mit Bezugsrechten zu einem 
Preis, der auf den Erzeugungskosten basiert), Deutschland 
(35-50 % Rabatt auf die Übertragungskosten plus einer 
Ermäßigung der zur Förderung der Energieerzeugung aus 
erneuerbaren Energien bestimmten EEG-Umlage für 
große industrielle Stromverbraucher), Spanien (regulierte 
Stromtarife), Frankreich (Konsortien großer Stromver­
braucher, die in neue Kernkraftwerke investieren, regu­
lierte „Rückkehrtarife“), Schweden (Konsortien für Inves­
titionen in neue Kraftwerke) und Belgien (Einkaufskon­
sortium).
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( 41 ) Diese von Alcoa vorgelegte Zahl beinhaltet nicht nur die Gewin­
nung von Primäraluminium, sondern auch die erheblich arbeits­
intensivere Weiterverarbeitung. 

( 42 ) In dieser Vereinbarung hat sich das isländische Stromversorgungs­
unternehmen dazu verpflichtet, ein neues Wasserkraftwerk zu er­
richten und Alcoa für seine Betriebsstätte Strom zu einem Preis zu 
liefern, der dem Versorgungsunternehmen eine Rendite von 5,5 % 
pro Jahr garantierte. Die EFTA-Überwachungsbehörde hat das Pro­
jekt mit Entscheidung Nr. 40/03/COL vom 14. März 2003 geneh­
migt.



(78) Alcoa betont, die Kommission erkenne in der Untersuchung des Energiesektors an ( 43 ), dass die 
europäischen Elektrizitätsmärkte nicht zufrieden stellend funktionierten. Des Weiteren listet Alcoa 
eine Reihe von Initiativen auf, die die Kommission im Energiesektor angekündigt bzw. ergriffen hat, 
wie zum Beispiel die Arbeit der Hochrangigen Gruppe für Wettbewerbsfähigkeit, Energie und Um­
welt ( 44 ). 

4.1.2.2. Keine staatliche Beihilfe 

(79) Alcoa vertritt die Ansicht, dass der Tarif aus den folgenden Gründen keine staatliche Beihilfe darstelle: 
a) es habe keine nennenswerte Veränderung gegenüber den Umständen stattgefunden, die die Kom­
mission zu der Einschätzung veranlasst hatten, dass der Alumix-Tarif keinen Vorteil darstelle; ins­
besondere stehe der von Alcoa zu zahlende Preis weiter mit den Parametern in Einklang, die die 
Kommission in der Entscheidung Alumix angeführt habe; b) die Maßnahme führe weder zu einer 
Verzerrung des Wettbewerbs noch zu einer Beeinträchtigung des Handels zwischen den Mitglied­
staaten, und c) sie sei nach der Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte nicht mit dem Transfer 
staatlicher Mittel verbunden. 

4.1.2.3. Kein Vorteil 

(80) Nach dem Dafürhalten von Alcoa muss bei der Prüfung, ob ein Vorteil für das Unternehmen vorliegt, 
vor allem festgestellt werden, ob der von Alcoa gezahlte Strompreis unter dem „normalen Marktpreis“ 
liegt. Alcoa behauptet, der ermäßigte Preis entspreche dem Preis, den das Unternehmen unter „nor­
malen“ Marktbedingungen, d. h. auf einem vollständig wettbewerbsorientierten Markt zu zahlen hätte. 
Im Fall Alumix war die Kommission zu dem Schluss gelangt, dass in einem vollständig dem Wett­
bewerb geöffneten Markt ein privater Anbieter seinen besten Kunden den Strom zu den Grenzkosten 
der Erzeugung mit einem geringen Aufschlag für die Fixkosten anbieten würde und der Staat einen 
Tarif anhand dieser Kriterien festlegen könne. Somit müsse, so Alcoa, im vorliegenden Fall geprüft 
werden, ob die vom Unternehmen gezahlten Preise über oder unter den Grenzkosten seines Strom­
lieferanten (zuzüglich eines bestimmten Beitrags zu den Fixkosten) lägen. Zur Unterstützung dieser 
These legt Alcoa die folgenden Rechenbeispiele vor: 

(in EUR/MWh) 

2005 2006 

Sardinien 

Vorzugstarif für Alcoa Portovesme 24,94 25,90 

Mindestpreis Strompool Region Sardinien 20,02 21,00 

Veneto 

Vorzugstarif für Alcoa Fusina (EUR/MWh) 25,70 27,10 

Mindestpreis Strompool Region Norditalien (EUR/MWh) 20,02 21,00 

(81) Für Sardinien wie für den Veneto legt Alcoa als Näherungswerte für die Grenzkosten der Erzeugung 
die Mindestpreise der Strombörse IPEX (20,20 bzw. 21,00 EUR/MWh in den Jahren 2005 und 2006) 
zugrunde, da kein Lieferant den Strom auf den Spotmärkten unter seinen Grenzkosten verkaufen 
würde und die Mindestpreise auf dem Spotmarkt deshalb stets über den Grenzkosten der Erzeugung 
lägen. Das Unternehmen erklärt, die Zuverlässigkeit der angegebenen Mindestpreise lasse sich durch 
den Vergleich mit den Standardgrenzkosten für Kohlekraftwerke bestätigen, die Alcoa auf 20 EUR/ 
MWh schätzt. 

(82) Zusammenfassend werde, so Alcoa, im Veneto wie auf Sardinien durch die in den Erwägungsgründen 
80 und 81 genannten Methoden bestätigt, dass die von Alcoa gezahlten Preise die Kriterien der 
Entscheidung Alumix erfüllten. 

(83) Alcoa stellt die vermutete Verwendung der durchschnittlichen IPEX-Preise als Parameter zur Ermitt­
lung eines Vorteils durch die Kommission in Frage. Der durchschnittliche IPEX-Preis sei nicht reprä­
sentativ für den Preis eines großen Industriekunden wie Alcoa, der rund um die Uhr Strom ver­
brauche und diesen nicht auf dem Spotmarkt kaufe, sondern einen langfristigen Vertrag mit einem 
Versorgungsunternehmen abgeschlossen habe.
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( 43 ) Vgl. Untersuchung des Energiesektors — Mitteilung der Kommission — Untersuchung der europäischen Gas- und 
Elektrizitätssektoren gemäß Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 (Abschlussbericht) SEK(2006) 
1724/KOM(2006)0851 endgültig. 

( 44 ) Erster Bericht der Hochrangigen Gruppe: „Contributing to an integrated approach on competitiveness, energy and 
environment policies“ (http://ec.europa.eu/enterprise/environment/hlg_en.htm). Der Hochrangigen Gruppe gehören 
Vertreter der Europäischen Kommission und leitende Angestellte der Unternehmen an.

http://ec.europa.eu/enterprise/environment/hlg_en.htm


(84) Weiter führt Alcoa aus, dass ENEL fast überall in Italien eine dominierende Position als Stromver­
sorger einnehme. In Sardinien sei ENEL zudem wegen der ungenügenden Vernetzung mit dem 
italienischen Festland vor Konkurrenz durch nicht in der Region ansässige Stromversorger geschützt. 
Deshalb herrsche in Italien derzeit weder auf dem Spotmarkt noch auf dem Markt für langfristige 
Verträge echter Wettbewerb. Die von ENEL gegenüber Alcoa erhobenen Preise spiegelten somit nicht 
die Preise wider, die auf einem vollständig wettbewerbsorientierten Markt auf Sardinien oder im 
Veneto herrschen würden. 

(85) Abschließend führt Alcoa aus, dass die Preise, die das Unternehmen in Italien bezahlt hat, nach wie 
vor mit den von der Kommission in der Entscheidung Alumix festgelegten Kriterien in Einklang 
stünden und exakt das widerspiegelten, was auf einem korrekt funktionierenden Markt ablaufen 
würde. Das Unternehmen gelange somit nicht in den Genuss eines Vorteils, den es in einem voll­
ständig wettbewerbsorientierten Markt nicht erhalten könnte. 

4.1.2.4. Keine Beeinträchtigung des Handels 

(86) Alcoa vertritt die Ansicht, dass der Tarif weder zu einer Beeinträchtigung des Handels zwischen den 
Mitgliedstaaten noch zu einer Verzerrung des Wettbewerbs führe. Die Londoner Metallbörse lege den 
Preis für Primäraluminium fest, und Veränderungen bei den örtlichen Herstellungskosten würden sich 
nicht in Preisunterschieden niederschlagen. In Italien werde so wenig Primäraluminium produziert, 
dass Auswirkungen auf den Weltmarktpreis auszuschließen seien. 

(87) Die Nachfrage nach Primäraluminium ist in der EU-25 kontinuierlich angestiegen (Steigerung um 
42 % im Zeitraum 1996-2005). Die europäische Produktion ist jedoch nicht im selben Rhythmus 
gefolgt. 2004 wurde die Nachfrage in der EU-25 nur zu 41 % durch in der Europäischen Union 
hergestelltes Primäraluminium gedeckt (gegenüber 50 % im Jahr 1996). Somit verzeichnet die EU ein 
anhaltendes Produktionsdefizit, während die Nachfrage zunehmend durch Importe aus Drittländern 
gedeckt wird. 

(88) Nach dem Dafürhalten von Alcoa könnte im Fall des Verschwindens der italienischen Aluminium­
industrie kein neuer Produzent aus Italien oder der EU die weggefallenen Kapazitäten ersetzen, weil 
die Anlagen in den Mitgliedstaaten bereits voll ausgelastet seien und kein etablierter oder neuer 
Hersteller einen Anreiz zur Erweiterung seiner Produktionskapazität habe, da die langfristige Aussicht 
auf eine kostengünstige Stromversorgung unsicher sei. 

(89) Des Weiteren erklärt Alcoa, die Interessen der anderen europäischen Hersteller würden durch die 
Verlängerung der italienischen Tarifregelungen nicht beeinträchtigt, da diese einen Strompreis sicher­
stellten, der nur geringfügig unter dem gewichteten Durchschnittswert der Preise liege, die die Her­
steller von Primäraluminium in der EU-25 zu zahlen hätten. 

(90) Vergleich der durchschnittlichen Tarife für Aluminiumhütten 

(in EUR/MWh) 

2002 2003 2004 2005 

Gewichteter Durchschnittstarif für Aluminium­
hütten in Italien 

22,00 23,40 24,20 25,10 

Gewichteter Durchschnittstarif für Aluminium­
hütten in der EU-25 

24,90 24,00 25,10 26,40 

Gewichteter Durchschnittstarif für Aluminium­
hütten im EWR 

21,40 21,20 22,00 23,30 

Gewichteter Durchschnittstarif für Aluminium­
hütten weltweit 

21,10 19,30 19,40 21,20 

4.1.2.5. Keine staatlichen Mittel 

(91) Zur Untermauerung des Arguments, dass die fragliche Maßnahme nicht aus staatlichen Mitteln 
finanziert werde, stützt sich Alcoa auf die Rechtsprechung in den Fällen Preussen-Elektra ( 45 ) und 
Pearle ( 46 ). Alcoa führt aus, der Transfer der zur Finanzierung des Tarifs erforderlichen Mittel erfolge 
von Privatunternehmen (Stromverbrauchern) an ein anderes Privatunternehmen (Alcoa), während der 
Staat seine Rolle auf die Verabschiedung eines Gesetzes über die Entrichtung der geforderten Beträge 
beschränkt habe, ohne Ermessensspielraum im Hinblick auf die Verwendung der Mittel, die aus­
schließlich für die im Gesetz vorgesehene Tarifregelung zu erfolgen habe. Insbesondere übe die 
Ausgleichskasse keinerlei Kontrolle über die Mittel aus, sondern habe lediglich eine buchhalterische 
Mittlerfunktion.
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( 45 ) Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 13. März 2001 in der Rechtssache C-379/98 Preussen-Elektra, Slg. 2001, 
S. I-02099. 

( 46 ) Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 15. Juli 2004 in der Rechtssache C-345/02 Pearle u. a., Slg. 2004, 
S. I-7139.



4.1.2.6. Keine neue, sondern eine bestehende Beihilfe 

(92) Nach dem Vorbringen von Alcoa sei der Tarif, wenn er 
denn als Beihilfe betrachtet würde, als „bestehende Bei­
hilfe“ und nicht als „neue Beihilfe“ einzustufen. 

(93) Alcoa führt an, die Entscheidung Alumix sei nicht zeitlich 
befristet gewesen, und ihre Anwendbarkeit habe nicht am 
31. Dezember 2005 geendet. Das Argument der Kom­
mission, eine „Änderung der Umstände“ habe die Geltung 
der Entscheidung Alumix hinfällig werden lassen, sei un­
haltbar, da weder die Liberalisierung des Strommarkts 
noch die der Ausgleichskasse übertragene Rolle zu einer 
wesentlichen Veränderung im Hinblick auf den Vorteil 
(bzw. das Nichtvorliegen eines Vorteils) aus der Alu­
mix-Regelung geführt hätten. Alcoa habe nach den Re­
formen weiter denselben Nettopreis bezahlt, und dieser 
Preis gewähre, wie aus der Entscheidung Alumix hervor­
gehe, dem Stromkäufer keinen Vorteil. Die Reformen 
hätten also nicht zu einer „Änderung der Umstände“ 
geführt, die die Ungültigkeit der Entscheidung Alumix 
bewirken würde. Zur Rolle der Ausgleichskasse vertritt 
Alcoa die Ansicht, dies sei eine rein verwaltungstech­
nische Veränderung ohne Auswirkung auf den Finanzie­
rungsmechanismus. 

(94) Des Weiteren erklärt Alcoa, selbst bei Annahme einer 
Änderung der Umstände habe das Unternehmen nach 
Artikel 1 Buchstabe b Ziffer v erster Satz der Verordnung 
(EG) 659/1999 ( 47 ) (Maßnahmen, die zu dem Zeitpunkt, 
zu dem sie eingeführt wurden, keine Beihilfe waren und 
später aufgrund der Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes zu Beihilfen wurden) dennoch Anspruch auf 
die Behandlung als „bestehende Beihilfe“. Dies sei durch 
die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zu 
den Koordinationszentren mit Sitz in Belgien bestätigt 
worden ( 48 ). Der Gerichtshof habe nämlich entschieden, 
dass die Kommission, sobald festgestellt wurde, dass eine 
Regelung keine staatliche Beihilfe darstellt, bei einer Än­
derung ihres Standpunktes nur nach dem Verfahren für 
die Überprüfung bestehender Beihilfen vorgehen könne 
und dass eine solche Revision nur für die Zukunft Wir­
kung entfalten könne. 

(95) Nach Ansicht von Alcoa ist es unerheblich, dass die Li­
beralisierung der Energiemärkte erst nach Erlass der Ent­
scheidung Alumix durch die Kommission erfolgte, da die 
Liberalisierung nichts an dem Grundgedanken des Nicht­
vorliegens einer staatlichen Beihilfe geändert habe (weil 
die Preise die Grenzkosten abdeckten), und deshalb auch 
nicht zu einer Änderung des Charakters der Maßnahme 
habe führen können. Somit könne die Kommission nicht 
Artikel 1 Buchstabe b Ziffer v zweiter Satz der Verord­
nung (EG) Nr. 659/1999 ( 49 ) geltend machen, um die 
Maßnahme zu einer „neuen Beihilfe“ zu erklären. Außer­
dem könne nach der geltenden Rechtsprechung in der 

Sache Alzetta ( 50 ) die Kommission ihre Argumentation 
selbst dann, wenn die Liberalisierung eine Rolle gespielt 
haben sollte, nicht auf Artikel 1 Buchstabe b Ziffer v 
zweiter Satz der Verordnung Nr. 659/1999 gründen. 

(96) Die Liberalisierung des Strommarkts war jedoch vor Ver­
abschiedung der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 erfolgt. 
Deshalb kann diese Verordnung selbst dann nicht auf 
Maßnahmen im Stromsektor Anwendung finden, wenn 
sie infolge der Liberalisierung zu Beihilfen wurden; solche 
Maßnahmen unterliegen vielmehr Artikel 1 Buchstabe b 
Ziffer v erster Satz der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 
(bestehende Beihilfe) und der Rechtsprechung des Ge­
richtshofs in der Sache Alzetta. 

4.1.2.7. Vertrauensschutz 

(97) Alcoa macht weiter geltend, dass das Unternehmen auch 
dann, wenn die gegenwärtige Regelung nicht als beste­
hende Beihilfe zu betrachten wäre, in jedem Fall das 
Recht habe, sich auf den Vertrauensschutz zu berufen, 
zum einen aufgrund der erheblichen Investitionen in 
die beiden Betriebsstätten, die in der Annahme getätigt 
worden seien, der Tarif stelle keine Beihilfe dar, zum 
anderen aufgrund der Präzedenzfälle in der Entschei­
dungspraxis der Kommission, die auf einen gewissen Ent­
scheidungsspielraum im Hinblick auf die „Behandlung als 
bestehende Beihilfe“ schließen ließen, insbesondere die 
Entscheidung der Kommission über Steuervergünstigun­
gen für Auslandsniederlassungen von Unternehmen ( 51 ). 

4.1.2.8. Vereinbarkeit des sardischen Stromtarifs mit 
dem Gemeinsamen Markt als staatliche Beihilfe 
mit regionaler Zielsetzung 

(98) Alcoa macht geltend, dass die beanstandete Maßnahme 
jedenfalls in Hinblick auf die sardische Betriebsstätte die 
Anforderungen an die Gewährung staatlicher Beihilfen 
mit regionaler Zielsetzung erfülle. 

(99) Alcoa beschreibt die regionalen Benachteiligungen Sardi­
niens und die Probleme stromintensiver Unternehmen 
aufgrund der ungenügenden Anbindung an das italie­
nische Festland und der Duopolstellung der beiden 
Stromversorger ENEL und ENDESA, die den normalen 
Wettbewerb beeinträchtige und die Preise auch für die 
großen Stromverbraucher hoch halte. Mit dem Vorzugs­
tarif solle dieser Nachteil ausgeglichen werden. 

(100) Die Schließung der beiden Betriebsstätten hätte, so Alcoa, 
als unmittelbare Auswirkung den Verlust von 2 500 Ar­
beitsplätzen zur Folge. Da Alcoa einer der wichtigsten 
Arbeitgeber in der Region sei, wären indirekt noch Tau­
sende weitere Arbeitsplätze gefährdet. Noch dramati­
schere Auswirkungen seien zu befürchten, wenn der Be­
trieb nicht schrittweise heruntergefahren, sondern sofort 
eingestellt würde.
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( 47 ) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1. 
( 48 ) Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 22. Juni 2006 in den 

verbundenen Rechtssachen Belgien/Kommission C-182/03 und 
C-217/03, Slg. 2006, S. I-05479 Randnr. 77. 

( 49 ) Artikel 1 Buchstabe b Ziffer v zweiter Satz der Verordnung (EG) Nr. 
659/1999 lautet: „Werden bestimmte Maßnahmen im Anschluss an 
die Liberalisierung einer Tätigkeit durch gemeinschaftliche Rechts­
vorschriften zu Beihilfen, so gelten derartige Maßnahmen nach dem 
für die Liberalisierung festgelegten Termin nicht als bestehende Bei­
hilfen.“ 

( 50 ) Urteil des Gerichts erster Instanz vom 15. Juni 2000 in den ver­
bundenen Rechtssachen Alzetta u. a./Kommission T 298/97, T 
312/97, T 313/97, T 315/97, T 600/97, T 1/98, T 3/98, T 6/98 
und T 23/98, Slg. 2000, S. II-2319, bestätigt vom Gerichtshof mit 
Urteil vom 29. April 2004 in der Rechtssache C-298/00, Slg. 2004, 
S. I-04087 Randnrn. 142-143. 

( 51 ) Entscheidung der Kommission 2002/347/EGKS (ABl. L 126 vom 
13.5.2002, S. 27, Erwägungsgrund 33).



(101) Der Tarif erfülle das Erfordernis der Verhältnismäßigkeit, 
da er auf das zur Behebung des Marktversagens (Fehlen 
eines Wettbewerbsmarkts auf Sardinien) notwendige Maß 
begrenzt sei und der Preis dem gewichteten Durch­
schnittswert der von den anderen Aluminiumhütten in 
der EU-25 zu zahlenden Strompreise entspreche. 

(102) Für die Feststellung, dass die Beihilfe nicht degressiv ge­
staffelt sei, gebe es keinen Nachweis. Die Degressivität 
müsse im Hinblick auf die Grenzkosten der Stromliefe­
ranten beurteilt werden; um nachzuweisen, dass der Tarif 
nicht degressiv gestaffelt sei, müsse die Kommission ei­
nen Anstieg dieser Kosten belegen. Hinsichtlich der Be­
grenzung der Preiserhöhung auf 4 %, die die Kommission 
beanstandet hat, weil sie die Degressivität des Tarifs nicht 
sicherstelle, führt Alcoa aus, es sei normal, dass der Preis 
für einen bestimmten Zeitraum festgelegt werde. Außer­
dem müsse ein Höchstwert die normale Entwicklung wi­
derspiegeln, nicht aber unvorhersehbaren Ereignissen wie 
einem unerwartet starken Anstieg des Ölpreises Rech­
nung tragen. Im Übrigen habe die Kommission die De­
gressivität eines Mechanismus anerkannt, der vier bis fünf 
Jahre lang einen Vorteil gewährt, um ihn dann schritt­
weise zurückzunehmen ( 52 ). 

(103) Alcoa vertritt die Ansicht, dass es sich um einen vorüber­
gehenden Tarif handle, da er nur bis zu dem Zeitpunkt 
gelte, an dem das Problem der ungenügenden Anbindung 
an das italienische Festland gelöst sei (voraussichtlich 
2010). Außerdem sei das Vorbringen der Kommission, 
die Maßnahme sei bereits seit mehr als fünf Jahren in 
Kraft, unbegründet, da der Tarif bislang keine Beihilfe 
dargestellt habe. 

(104) Abschließend führt Alcoa an, die Leitlinien für staatliche 
Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007-2013 ( 53 ) seien 
nicht anzuwenden, da der Vorzugstarif bereits vor 2007 
eingeräumt worden sei und somit, wie in den Übergangs­
bestimmungen der Leitlinien von 2007 angegeben, auf 
der Grundlage der Leitlinien für staatliche Beihilfen mit 
regionaler Zielsetzung von 1998 ( 54 ) bewertet werden 
müsse. 

4.2. Stellungnahmen Dritter 

4.2.1. Beihilfesache C 38/A/04 

(105) Ein Konkurrent von Portovesme Srl ( 55 ) hat eine Analyse 
des Alumix-Tarifs übermittelt, derzufolge alle Vorzugs­
tarife, die Italien auf Sardinien auf der Grundlage des 
Dekrets von 2004 gewährt hat, rechtswidrige staatliche 
Beihilfen darstellten, die nicht auf der Grundlage der Leit­
linien für staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 
genehmigungsfähig seien, sondern für unvereinbar mit 
dem Gemeinsamen Markt erklärt werden müssten. 

4.2.2. Beihilfesache C 36/B/06 

(106) Zwei Herstellerverbände im Aluminiumsektor halten die 
Tarife für notwendig, um zu verhindern, dass die Unter­
nehmen ihre Betriebsstätten in Drittländer verlagern, so­
lange keine langfristigen Lösungen vorlägen. 

(107) Der in Erwägungsgrund 105 erwähnte Konkurrent von 
Portovesme Srl ersuchte die Kommission, seinen Beitrag 
in der Sache C 13/06 ( 56 ) auch bei der Bewertung des 
vorliegenden Falls zu berücksichtigen. Das Unternehmen 
gelangt erneut zu dem Schluss, dass die Tarife für unver­
einbar erklärt werden müssten. 

(108) Italien ersuchte die Kommission, diese Bemerkungen 
nicht zu berücksichtigen; sie seien unbeachtlich, da die 
Sache C 13/06 einen anderen Sachverhalt betreffe: die 
dort geprüften Maßnahmen stellten eine neue Beihilfe 
dar, während es sich beim Alcoa-Tarif um die Verlänge­
rung einer bestehenden Beihilfe handele. Zudem sei der 
beteiligte Dritte kein Aluminiumhersteller und somit von 
der Maßnahme zugunsten von Alcoa nicht unmittelbar 
betroffen. 

(109) Die Kommission kann dem Ersuchen Italiens nicht statt­
geben. Die Tatsache, dass der Alcoa-Tarif einen anderen 
Hintergrund hat als die anderen Tarife, ändert nichts an 
der Relevanz der vorgelegten Stellungnahme, soweit es 
sich um relevante Fragen wie den Beihilfecharakter der 
sardischen Stromtarife, ihren Beitrag zur regionalen Ent­
wicklung und die Verzerrung des Wettbewerbs handelt. 
Zudem ist es im Rahmen eines Prüfverfahrens nach 
Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag nicht erforderlich, dass 
ein Dritter, der eine Stellungnahme zu einer Maßnahme 
abgegeben hat, unmittelbar und individuell von ihr be­
troffen sein muss. 

5. STELLUNGNAHME ITALIENS 

5.1. Sache C 38/A/04 

5.1.1. Behebung eines Marktversagens durch den Tarif 

(110) Italien betont, dass der Strommarkt in der EU noch nicht 
vollständig für den Wettbewerb geöffnet sei, was auch die 
Kommission anerkenne. Vor allem stromintensiven Un­
ternehmen sei es in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
nicht möglich, Strom zu vergleichbaren Bedingungen 
zu kaufen. 

(111) In Italien existierten trotz der Liberalisierung des Strom­
sektors strukturelle Defizite (zum Beispiel eine ungenü­
gende Vernetzung). Sie führten zu höheren Energieprei­
sen und einer Marktkonzentration, die den zugelassenen 
Kunden die Wahl ihres Stromversorgers erschwere. In 
Sardinien, wo es nur zwei Stromlieferanten gebe, seien 
diese Probleme besonders akut. Italien macht daher gel­
tend, dass ein ermäßigter Tarif, der die Nachfrage wider­
spiegelt, als gerechtfertigte ordnungspolitische Maßnahme 
zur Simulation der Mechanismen eines vollständig wett­
bewerbsfähigen Markts betrachtet werden könne. So wür­
den zwischen stromintensiven Unternehmen in unter­
schiedlichen Mitgliedstaaten wieder gleiche Wettbewerbs­
bedingungen hergestellt.
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( 52 ) E 24/95 Programm für unmittelbare Bürgschaften des Bundes und 
der Länder in den neuen Bundesländern und Berlin Ost, Entschei­
dungen der Kommission SG (96) D/5500 vom 18. Juni 1996 und 
SG (98) D/54570 vom 11. November 1998. 

( 53 ) ABl. C 54 vom 4.3.2006, S. 13. 
( 54 ) Vgl. Fußnote 34. 
( 55 ) Vor der Aufteilung betraf die Beihilfesache C 38/04 noch andere 

Begünstigte: Portovesme (Zink), ILA (Aluminiumerzeugnisse) und 
Euroallumina (Aluminium). 

( 56 ) In der Beihilfesache C13/06 geht es um die Ausweitung des Alcoa- 
Tarifs kraft Artikel 11 Absatz 12 des Gesetzes Nr. 80/2005 auf 
Portovesme, ILA und Euroallumina.



5.1.2. Keine staatliche Beihilfe 

(112) Im Hinblick auf Alcoa stellt Italien fest, dass die Kommis­
sion den mit dem Dekret von 1995 festgelegten ur­
sprünglichen Alumix-Tarif nicht als staatliche Beihilfe ein­
gestuft habe, weil er objektiv mit dem Verbrauchsprofil 
der Aluminiumhütte verknüpft sei und die spezifische 
Situation bei Energieangebot und -nachfrage in den be­
troffenen Regionen widerspiegele. 

(113) Nach Ansicht Italiens gründet das Dekret von 2004 auf 
denselben Sachverhalten, die die Kommission zu der 
Schlussfolgerung bewogen haben, dass keine staatliche 
Beihilfe vorliege, auch unter Berücksichtigung der gegen­
wärtigen Krise in der sardischen metallurgischen Indus­
trie. Das neue System unterscheide sich vom alten allein 
durch die „Tarifstruktur“. Die Änderungen seien durch 
den Start des Energie-Binnenmarktes und zur Sicherstel­
lung der „Tarifneutralität“ erforderlich geworden. 

(114) Genau genommen falle der Alcoa-Tarif nicht unter das 
Verbot gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag, weil er 
keinen Transfer staatlicher Mittel mit sich bringe und 
weder zur Verzerrung des Wettbewerbs noch zu einer 
Beeinträchtigung des Handels zwischen den Mitgliedstaa­
ten führen könne. Da die Tarifregelung keine staatliche 
Beihilfe darstellte, habe Italien die Notifizierung des De­
krets von 2004 nicht für notwendig gehalten. Das Dekret 
von 2004 sei nach der Einleitung einer eingehenden 
Prüfung jedenfalls nicht mehr auf Alcoa angewendet wor­
den. 

5.1.3. Keine staatlichen Mittel 

(115) Zum Einsatz staatlicher Mittel bringt Italien vor, der Al­
coa-Tarif sei völlig vergleichbar mit dem Tarifsystem, zu 
dem der Europäische Gerichtshof in der Rechtssache 
Preussen-Elektra erklärt hat, dass es sich nicht um die 
Verwendung staatlicher Mittel handle. Die Ausgleichs­
kasse könne als „rein buchhaltungstechnische Einrich­
tung“ nicht frei über die finanziellen Mittel des Systems 
verfügen, sondern verwalte diese lediglich. Dass die AEEG 
und das Finanzministerium eine gewisse Kontrolle über 
die Tätigkeit der Ausgleichskasse ausübten, bedeute nicht, 
dass der italienische Staat frei über diese Mittel verfügen 
könne. 

5.1.4. Keine Beeinträchtigung des Handels 

(116) Die Argumente, die Italien zur Frage der Beeinträchtigung 
des Handels zwischen den Mitgliedstaaten vorbringt, sind 
identisch mit denen von Alcoa (siehe Erwägungsgründe 
86-90). 

5.1.5. Vereinbarkeit des sardischen Tarifs mit den Bestimmun­
gen zu staatlichen Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 

(117) Nach Ansicht Italiens kann der auf Sardinien anzuwen­
dende Stromtarif aus den nachfolgenden Gründen als mit 
dem Gemeinsamen Markt vereinbare staatliche Beihilfe 
mit regionaler Zielsetzung betrachtet werden: Die Mängel 
des Elektrizitätsmarkts in Bezug auf die Stromversorgung 
auf Sardinien stellten einen regionalen Nachteil dar, der 
durch den Tarif behoben werden solle. Der Tarif habe 
positive Auswirkungen auf die Beschäftigung und trage 
zur Bewahrung der sozialen und wirtschaftlichen Struk­
turen der Insel bei. Der Tarif stehe in einem angemesse­
nen Verhältnis zu den auszugleichenden Nachteilen und 
sei eine kurzfristige Übergangsmaßnahme. 

5.2. Beihilfesache C 36/B/06 

5.2.1. Nichtvorliegen einer staatlichen Beihilfe 

(118) Italien hielt es nicht für erforderlich, die Verlängerung des 
in Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 80/2005 ver­
fügten Tarifs auf der Grundlage der Bestimmungen für 
staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung anzumel­
den, da die Maßnahme weiterhin keine staatliche Beihilfe 
darstelle. Italien vertritt die Auffassung, dass die Verlän­
gerung einer Maßnahme, die keine Beihilfe darstellt, et­
was anderes sei als die Verlängerung einer Maßnahme, 
die als Beihilfe zu betrachten ist, denn nur letztere könne 
eine neue Beihilfe darstellen. 

(119) Wie Alcoa bringt auch Italien vor, dass die Entscheidung 
Alumix nicht befristet gewesen sei. Der Verzicht auf eine 
zeitliche Begrenzung sei bewusst erfolgt und mache deut­
lich, dass auch die Kommission die Notwendigkeit einer 
langfristigen Maßnahme anerkannt habe. Italien habe 
diese Argumentation mit einem Verweis auf den Erwä­
gungsgrund der Entscheidung Alumix bestätigt, in dem 
die Kommission erklärt: „Die Umstrukturierung und Wie­
derherstellung der Lebensfähigkeit der Alumix-Betriebe 
gewährleistet, dass die Entwicklung dieser Gebiete nicht 
nur kurzzeitig, sondern auf Dauer erfolgt.“ 

5.2.2. Kein Vorteil, kein Einsatz staatlicher Mittel und keine 
Beeinträchtigung des Handels 

(120) Italien trägt vor, dass der Tarif aus den bereits von Alcoa 
angeführten und in den Erwägungsgründen 80-85 dar­
gestellten Gründen keinen Vorteil biete, dass er den Han­
del zwischen den Mitgliedstaaten nicht beeinträchtige 
(vgl. Erwägungsgründe 86-90) und nicht mit einem 
Transfer von staatlichen Mitteln verbunden sei (vgl. Er­
wägungsgrund 115). 

(121) Italien verweist auf die Überkapazität bei der Stromerzeu­
gung auf Sardinien und unterstreicht, dass Alcoa in einer 
derartigen Situation normalerweise eine sehr starke Ver­
handlungsposition hätte und einen konkurrenzfähigen 
Preis nur knapp über den Grenzkosten des Stromerzeu­
gers erzielen könnte. Dass dies auf Sardinien nicht mög­
lich sei, liege im Verhalten des dominierenden Stromver­
sorgers begründet, der auf Sardinien den Preis festlegen 
könne und kein kommerzielles Interesse an einem nied­
rigeren Preis habe, weil er wisse, dass Alcoa den benö­
tigten Strom nicht anderswo kaufen könne. Im Übrigen 
könnten die beiden Stromversorger ENEL und ENDESA 
(heute E.ON) ( 57 ) angesichts ihrer Duopolstellung daran 
interessiert sein, einen höheren als den wirtschaftlich op­
timalen Preis zu verlangen und so einen „unerwünschten 
Präzedenzfall“ für den Rest Italiens verhindern. Vor dem 
Hintergrund der nach wie vor erheblichen Marktmacht 
des ehemaligen Monopolisten ENEL ( 58 ) erklärt Italien ab­
schließend, es bestehe kein substanzieller Unterschied
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( 57 ) Im Zuge des Zusammenschlusses von ENEL und ENDESA wurden 
die Vermögenswerte von ENDESA in Italien an E.ON abgetreten 
(siehe Entscheidung in der Sache COMP/M.5171 vom 13. Juni 
2008), http://ec.europa.eu/enterprise/non_ferrous_metals/ 
consultation.htm. 

( 58 ) Die Einflussnahme von ENEL auf die Strompreise in verschiedenen 
Regionen Italiens wurde in der 2004 von der AEEG zusammen mit 
der italienischen Wettbewerbsbehörde Autorità Garante per la Con­
correnza e il Mercato durchgeführten Studie „Indagine conoscitiva 
sullo stato della liberalizzazione dei settori dell’energia elettrica e del 
gas“ anerkannt.

http://ec.europa.eu/enterprise/non_ferrous_metals/consultation.htm.
http://ec.europa.eu/enterprise/non_ferrous_metals/consultation.htm.


zwischen dem Preis, der Alcoa in einer Monopol-Situa­
tion gewährt wurde (genehmigt von der Kommission in 
der Entscheidung Alumix), und dem Tarif, der unter den 
gegenwärtigen, recht unzureichenden Marktbedingungen 
angewendet wird. 

(122) Aus den gleichen Motiven wie in Erwägungsgrund 83 
dargelegt stellt Italien auch die Bezugnahme auf die 
durchschnittlichen IPEX-Preise in Frage. 

5.2.3. Keine Rechtswidrigkeit der Maßnahme 

(123) Italien trägt weiter vor, dass sich die wirtschaftliche 
Grundlage, auf der die Entscheidung Alumix basierte, 
nicht geändert habe. Die Verlängerung des Tarifs bein­
halte also kein neues Element und könne nicht als neue 
Beihilfe betrachtet werden. Es sei auch nicht korrekt, die 
Maßnahme als rechtswidrige Beihilfe zu betrachten. 

5.2.4. Begründetheit des Tarifs 

(124) Italien trägt vor, die Kommission hätte bei ihrer Bewer­
tung auch den Schlussfolgerungen im ersten Bericht der 
Hochrangigen Gruppe für Wettbewerbsfähigkeit, Energie 
und Umwelt Rechnung tragen müssen, in dem zwei neue 
Faktoren genannt würden, die die Aluminiumerzeugung 
in den letzten Jahren begrenzt hätten, nämlich die Glo­
balisierung und der Start des Energie-Binnenmarktes. 

(125) Insbesondere sei das seit 1996 bestehende, in der Ent­
scheidung Alumix anerkannte Problem der hohen Strom­
kosten bei der Erzeugung von Aluminium auf Sardinien 
und im Veneto bis heute ungelöst. Dies rechtfertige die 
Verlängerung des Tarifs, der in jedem Fall als langfristige 
Maßnahme zur Förderung der industriellen Entwicklung 
geplant gewesen sei. Auch die Umstände, denen die 
Kommission in der Entscheidung Alumix Rechnung ge­
tragen habe, hätten sich nicht geändert; dies gelte ins­
besondere für das spezifische Verbrauchsprofil der Alu­
miniumhütten und die unzureichende Liberalisierung des 
Strommarkts. 

(126) Italien macht geltend, dass es bis zur vollständigen Libe­
ralisierung des Marktes erforderlich sei, diese Vorzugs­
tarife und eventuell in anderen Mitgliedstaaten einge­
führte analoge Instrumente zur Förderung der Wett­
bewerbsfähigkeit der europäischen Industrie zu verlän­
gern. 

(127) Die einzige langfristige Lösung zur Senkung der Strom­
kosten sei der Aufbau einer angemessenen Erzeugungs- 
und Verbindungsinfrastruktur, durch die der Markt wirk­
sam für neue Stromversorger geöffnet werde. Italien ver­
weist auf die Gaspipeline GALSI, durch die Erdgas aus 

Algerien über Sardinien nach Europa gelangen wird, und 
auf das Hochspannungs-Seekabel SAPEI zur Verbesserung 
der Verbindung mit dem italienischen Festland. Diese 
Infrastruktureinrichtungen seien gegenwärtig im Bau, 
und bis zu ihrer Fertigstellung müssten die Vorzugstarife 
beibehalten werden. 

(128) Im Übrigen sei der vorliegende Fall nicht mit der in der 
Entscheidung zur Einleitung des Verfahrens von 2006 
zitierten Beihilfesache C 34/02 vergleichbar; dieser Ver­
weis habe die Annahme nahe legen sollen, die Kommis­
sion habe bereits festgestellt, dass die ungenügende Ver­
netzung für Sardinien keinen regionalen Nachteil dar­
stellt. Nach Ansicht Italiens bezieht sich die zitierte Bei­
hilfesache auf kleine und mittlere Unternehmen, die keine 
großen Stromverbraucher seien und unter der fehlenden 
Infrastruktur und den Mängeln des sardischen Strom­
markts weniger zu leiden hätten als Unternehmen wie 
Alcoa. 

(129) Italien merkt des Weiteren an, die Hochrangige Gruppe 
sei sich der Notwendigkeit bewusst, stromintensive In­
dustrien wie die Eisenmetallindustrie und die NE-Metall­
industrie ( 59 ) in der Europäischen Union zu halten, indem 
ihre Wettbewerbsfähigkeit verbessert und ihnen insbeson­
dere eine Stromversorgung zu wettbewerbsfähigen Prei­
sen ermöglicht wird. 

(130) Italien liefert eine detaillierte Beschreibung der Maßnah­
men, die andere Mitgliedstaaten wie Deutschland, Spa­
nien, Frankreich, Finnland und Griechenland ergriffen ha­
ben, um die Elektrizitätskosten für stromintensive Unter­
nehmen zu senken und ihre Abwanderung in Drittländer 
zu verhindern. Italien weist darauf hin, dass diese Maß­
nahmen ungeachtet ihrer unterschiedlichen Formen die 
gleichen wirtschaftlichen Auswirkungen hätten wie der 
italienische Vorzugstarif. Es sei wünschenswert, diese 
Maßnahmen unionsweit so zu harmonisieren, dass die 
Wettbewerbsbedingungen zwischen den europäischen 
Unternehmen und ihren Konkurrenten in den Drittlän­
dern angeglichen werden. Kurzfristig müsse bei den von 
Italien ergriffenen Maßnahmen jedenfalls davon aus­
gegangen werden, dass sie keine staatlichen Beihilfen dar­
stellten, und sie müssten mit demselben Maßstab bewer­
tet werden wie die Maßnahmen anderer Mitgliedstaaten. 

6. WÜRDIGUNG DER MASSNAHME 

6.1. Zeitlicher und materieller Rahmen der Unter­
suchung 

(131) Als ersten Schritt hält es die Kommission für erforderlich, 
den in den Entscheidungen zur Einleitung des Verfahrens 
definierten zeitlichen und materiellen Rahmen der Unter­
suchung zu klären.
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( 59 ) Öffentliche Konsultation zur Wettbewerbsfähigkeit der europäi­
schen Metallindustrie in Abhängigkeit von der Rohstoff- und Ener­
gieversorgung: 
http://ec.europa.eu/enterprise/non_ferrous_metals/consultation.htm

http://ec.europa.eu/enterprise/non_ferrous_metals/consultation.htm


6.1.1. Das Verfahren von 2004 (Sache C 38/A/20) 

(132) Die Notwendigkeit dieser Klärung ergibt sich aus der 
Tatsache, dass bei Inkrafttreten des Dekrets von 2004 
im April 2004 der Vorzugstarif für Alcoa bis Dezember 
2005 als staatliche Beihilfe (Entscheidung Alumix) geneh­
migt war ( 60 ). 

(133) Wegen der zeitlichen Überschneidung der Alumix-Rege­
lung mit den 2004 beanstandeten Bestimmungen ist zu 
klären, ob durch die Entscheidung zur Einleitung des 
Verfahrens die Verlängerung des Alcoa-Tarifs über die 
ursprüngliche Dauer der Alumix-Regelung hinaus (ab 
dem 1. Januar 2006) in Frage gestellt wird oder ob we­
gen der Änderung des Finanzierungsmechanismus die 
gesamte Regelung für den Zeitraum 2004-2005 in Frage 
gestellt wird. 

(134) Bei aufmerksamer Prüfung der Entscheidung wird deut­
lich, dass sie eine allgemeine Beanstandung der neuen, 
mit dem Dekret von 2004 zugunsten der Unternehmen 
Portovesme Srl, ILA Spa, Euroallumina Spa und Alcoa 
eingeführten Tarifregelung darstellt, aber nicht so aus­
gelegt werden kann, als würde die Alumix-Regelung als 
solche in Zweifel gezogen. Diese Schlussfolgerung wird 
durch die nachfolgenden Feststellungen bekräftigt. 

(135) Zum einen erfolgt die Prüfung der Maßnahme in Form 
einer Gesamtprüfung ohne jede Unterscheidung zwischen 
den verschiedenen Begünstigten. Insbesondere wird die 
spezifische Rechtsstellung von Alcoa als dem begünstig­
ten Unternehmen des genehmigten Alumix-Tarifs weder 
im Detail beschrieben noch bewertet. 

(136) Zum zweiten zielen die Bemerkungen der Kommission 
zum substanziellen Unterschied zwischen der Alumix-Re­
gelung und dem neuen Tarif ( 61 ) ausschließlich auf die 
Feststellung ab, dass die Schlussfolgerungen in der Sache 
Alumix nicht auf die neue Tarifregelung übertragbar sind, 
da es sich um einen unterschiedlichen Finanzierungs­
mechanismus handelt. 

(137) Zum dritten wäre in der Entscheidung zur Einleitung des 
Verfahrens von 2004, wenn sie auf die Beanstandung der 
ursprünglichen Alumix-Regelung abgezielt hätte, die 

Rechtsgrundlage für die Genehmigung der ursprünglichen 
Regelung zitiert worden (d.h. das Dekret von 1995), mit­
samt einer Erläuterung der Gründe, warum sich der Tarif­
mechanismus nach der Änderung durch den neuen Re­
gelungsrahmen auf die Gültigkeit der Schlussfolgerungen 
der Kommission in der Sache Alumix vor Ablauf der 
Regelung ausgewirkt habe. 

(138) Deshalb vertritt die Kommission die Auffassung, dass mit 
der Entscheidung zur Einleitung des Verfahrens von 
2004 die Verlängerung der Alumix-Regelung über ihren 
Ablauf zum 31. Dezember 2005 hinaus angefochten 
wird. Die Untersuchung von 2004 war daher auf den 
Zeitraum nach dem 1. Januar 2006 begrenzt. 

(139) Zu diesem Zeitpunkt wurden jedoch die Bestimmungen 
des Dekrets von 2004 durch das Gesetz Nr. 80/2005 
abgelöst, das am 1. Januar 2006 in Kraft trat (s. Erwä­
gungsgründe 48 und 142). Das Dekret von 2004 ist 
daher im wesentlichen für die Zwecke der hier in Rede 
stehenden Untersuchung nicht relevant. 

6.1.2. Das Verfahren von 2006 (Sache C 36/B/06) 

(140) Der Wortlaut der Entscheidung zur Einleitung des Ver­
fahrens von 2006 lässt keine unterschiedlichen Auslegun­
gen zu und richtet sich zweifelsfrei gegen die durch Ge­
setz Nr. 80/2005 ( 62 ) erlassene Verlängerung des Vor­
zugstarifs bis 2010, nicht gegen die Alumix-Regelung 
als solche. 

(141) Zum Zeitraum der Untersuchung von 2006 stellt die 
Kommission fest, dass hier keine Überschneidung mit 
der im Dezember 2005 abgelaufenen Alumix-Regelung 
oder mit der beanstandeten Verlängerung des Tarifs vor­
liegt, die am 1. Januar 2006 in Kraft trat (vgl. Erwägungs­
grund 48). Dies wird im Urteil des Gerichts in Rand­
nummer 132 bestätigt. 

6.1.3. Schlussfolgerungen zum Geltungsbereich der Entschei­
dung 

(142) Da die Bestimmungen des Dekrets von 2004 am 
1. Januar 2006 von Gesetz Nr. 80/2005 abgelöst wur­
den, sind sie nicht mehr die für die Untersuchung anzu­
wendende Rechtsgrundlage. Die Untersuchung stellt auf 
eine konkrete Maßnahme ab: die Verlängerung des Al­
coa-Tarifs für den Zeitraum vom 1. Januar 2006 bis zum 
31. Dezember 2010 auf der Grundlage des Gesetzes Nr. 
80/2005 in Verbindung mit den entsprechenden Verwal­
tungsvorschriften der AEEG. Sollte Italien jedoch die An­
sicht vertreten, dass ungeachtet der Verabschiedung des 
Gesetzes Nr. 80/2005 das Dekret von 2004 auch im 
Zeitraum Januar 2006–Juni 2007 weiter als Rechtsgrund­
lage herangezogen werden könnte, würden die Schluss­
folgerungen der vorliegenden Entscheidung auch für die 
mit dem Dekret von 2004 eingeführte Maßnahme gel­
ten ( 63 ).
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( 60 ) Gemäß dem Vorbringen von Italien wurde das Dekret von 2004 in 
der Praxis nie auf Alcoa angewendet, da dem Unternehmen auf der 
Grundlage des Dekrets von 1995 der Vorzugstarif bis zum 
1. Dezember 2005 weiter gewährt wurde. Es ist nicht Sache der 
Kommission, durch eine Auslegung des italienischen Gesetzes fest­
zustellen, ob dies korrekt war oder nicht, da in dieser Angelegenheit 
nur die italienischen Gerichte eine endgültige Aussage treffen kön­
nen. Die Kommission stellt jedoch fest, dass das Dekret von 2004 
nie außer Kraft gesetzt oder in einer Weise geändert wurde, dass 
nur andere Begünstigte als Alcoa in den Geltungsbereich fielen. De 
facto wurde der Alcoa-Tarif auf der Grundlage des (in der Entschei­
dung zur Einleitung des Verfahrens von 2004 zitierten) Regelungs­
rahmens der AEEG weiter bezahlt. 

( 61 ) Auf der Grundlage der vorliegenden Informationen bezweifelt die 
Kommission, dass die in Rede stehende Maßnahme mit der 1996 
von ihr geprüften und genehmigten vergleichbar ist. 1996 war 
ENEL der einzige Stromerzeuger und -versorger in Italien, und 
der ermäßigte Tarif, den ENEL Alcoa gewährte, war zugunsten 
der Alumix Spa anhand der durchschnittlichen Grenzkosten der 
Stromerzeugung im relevanten Zeitraum festgelegt worden. Im nun­
mehr vorliegenden Fall greifen die italienischen Behörden jedoch 
selektiv zugunsten bestimmter Unternehmen in einen liberalisierten 
Markt ein, um den Unterschied zwischen einem mit einem beliebi­
gen Energieversorger vereinbarten Marktpreis und dem 1996 fest­
gelegten Vorzugstarif auszugleichen. 

( 62 ) Umgesetzt mit den Beschlüssen Nr. 148/04 und 217/05 der AEEG. 
( 63 ) Unabhängig von der Rechtsgrundlage bleibt der oben (insbesondere 

in Erwägungsgrund 42) dargestellte Sachverhalt der Änderung des 
Finanzierungsmechanismus bestehen; aus diesem Grund ist die 
Schlussfolgerung, dass ein Wechsel von einem realen Stromtarif 
zu einer Betriebsbeihilfe erfolgt ist und somit eine neue Beihilfe 
vorliegt, weiterhin gültig.



6.2. Vorliegen einer staatlichen Beihilfe im Sinne 
von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag 

(143) Nach Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag ist eine Maßnahme 
als staatliche Beihilfe zu betrachten, wenn die folgenden 
Bedingungen erfüllt sind: a) die Maßnahme verschafft 
dem Begünstigten einen wirtschaftlichen Vorteil; b) sie 
wird mit staatlichen Mitteln finanziert; c) sie ist selektiv; 
d) sie beeinträchtigt den Handel zwischen den Mitglied­
staaten und ist geeignet, den Wettbewerb in der EU zu 
verzerren. 

(144) Sowohl Italien als auch Alcoa vertreten die Ansicht, dass 
der Tarif keine staatliche Beihilfe darstelle. 

6.2.1. Vorliegen eines Vorteils 

(145) Die Kommission stellt zunächst fest, dass der italienische 
Staat im Rahmen der mit Artikel 11 Absatz 11 des 
Gesetzes Nr. 80/2005 eingeführten Stromtarifregelung 
Maßnahmen ergreift, um einen Strompreis sicherzustel­
len, der erheblich unter dem Preis liegt, den Alcoa unter 
realen Marktbedingungen hätte erzielen können (und er­
zielt hatte). Wenn Alcoa in der Lage gewesen wäre, die­
sen ermäßigten Preis direkt von einem Stromversorger in 
den entsprechenden Regionen zu erhalten, wäre kein 
staatliches Eingreifen erforderlich gewesen. Weder Italien 
noch Alcoa bestreiten, dass die Marktpreise in den be­
troffenen Regionen über dem Preis liegen, den Alcoa 
dank der Erstattung durch die Ausgleichskasse tatsächlich 
bezahlt hat. 

(146) Im Hinblick auf die von Alcoa vorgeschlagene Methode 
zur Prüfung, ob dem Unternehmen ein Vorteil erwuchs 
(d.h. ob der ermäßigte Preis unter dem Preis lag, der auf 
einem vollständig wettbewerbsorientierten Markt hätte 
erzielt werden können), ist zunächst festzustellen, dass 
diese Argumentation bereits im Urteil des Gerichts 
(Randnummer 71) zurückgewiesen wurde. Weder die 
Kommission noch die Gerichte der Gemeinschaft haben 
bei der Prüfung, ob ein Vorteil vorliegt, jemals die Bedin­
gungen auf einem hypothetischen, besser funktionieren­
den Markt zugrunde gelegt. Als Bezugsrahmen wurden 
stets die Bedingungen auf dem realen Markt herangezo­
gen, so zum Beispiel im Fall der niederländischen Gar­
tenbaubetriebe ( 64 ), in dem die Kommission den Test des 
marktwirtschaftlich handelnden Akteurs heranzog, um zu 
prüfen, ob bestimmte Gaspreise mit einem Vorteil ver­
bunden waren. 

(147) Des Weiteren geht Alcoa bei seiner Argumentation da­
von aus, dass es im Falle eines Marktversagens gerecht­
fertigt sei, wenn ein Mitgliedstaat Preise festlegt, die faire 
Wettbewerbsbedingungen simulieren. Bei einem vollstän­
dig wettbewerbsorientierten Markt als Bezugsrahmen wä­
ren die auf diese Weise staatlich festgesetzten Preise nicht 
mit einem Vorteil verbunden. Dieser Gedankengang wi­
derspricht dem in der Gemeinschaftsrechtsprechung fest 
verankerten Grundsatz, dass, „wenn ein Mitgliedstaat ver­
sucht, die Wettbewerbsbedingungen eines bestimmten 
Wirtschaftssektors denen in anderen Mitgliedstaaten 
durch einseitige Maßnahmen anzunähern, dies nach ge­
festigter Rechtsprechung diesen Maßnahmen nicht den 

Charakter von Beihilfen nehmen kann“ ( 65 ). Die Kommis­
sion vertritt den Standpunkt, dass der oben angeführte 
Grundsatz analog auch in Situationen gilt, in denen ein 
Mitgliedstaat versucht, die Wettbewerbsbedingungen de­
nen auf einem vollständig wettbewerbsorientierten Markt 
anzunähern. 

(148) Wollte man dem Vorschlag von Alcoa folgen, wären 
Subventionen eines Mitgliedstaats zum Ausgleich der Dif­
ferenz zwischen einem von zwei Marktteilnehmern frei 
ausgehandelten Preis und dem theoretischen Preis, zu 
dem unter Wettbewerbsbedingungen eine Vereinbarung 
getroffen worden wäre, keine staatliche Beihilfe. Damit 
würde das zentrale Ziel der Überwachung staatlicher Bei­
hilfen vereitelt. 

(149) Alcoa macht jedoch geltend, gerade diese Methode habe 
die Kommission in der Sache Alumix angewendet. 

(150) Die Kommission weist darauf hin, dass die in der Sache 
Alumix verwendete Methode auf eine spezifische Situa­
tion zugeschnitten war. Seinerzeit war der Tarif von 
ENEL gewährt worden, dem damaligen Stromversorger 
in Monopolstellung, der in einem noch nicht liberalisier­
ten Strommarkt agierte ( 66 ). In dieser Situation musste die 
Kommission prüfen, ob ENEL einen künstlich niedrigen 
Preis erhob oder wie ein marktwirtschaftlich orientierter 
Marktteilnehmer handelte. Angesichts der Monopolstel­
lung von ENEL im Bereich der Stromversorgung gab es 
keinen Marktpreis, auf den sich die Kommission hätte 
beziehen können, um das Vorliegen eines Vorteils zu 
prüfen. Die Kommission hatte deshalb eine Methode 
zur Ermittlung des niedrigsten theoretischen Marktpreises 
entwickelt, zu dem ein marktwirtschaftlich orientierter 
Stromlieferant unter den auf Sardinien und im Veneto 
herrschenden spezifischen Marktbedingungen zum Ver­
kauf an seinen „besten Kunden“ (den größten Verbrau­
cher mit einem flachen Verbrauchsprofil) bereit gewesen 
wäre. Ein marktwirtschaftlich orientierter Stromlieferant 
hätte versucht, mindestens seine Erzeugungsgrenzkosten 
zu decken, plus einen Teil der Fixkosten. 

(151) Diese Methode kann jedoch nicht generell und nicht au­
ßerhalb des ursprünglichen Zusammenhangs angewendet 
werden, wie etwa in einer Situation, in der die Preise 
nicht mehr von einem staatlichen Unternehmen mit Mo­
nopolstellung festgesetzt, sondern auf dem Markt frei 
ausgehandelt werden, und der Preis für Alcoa kann nicht 
mehr als Ergebnis einer normalen geschäftlichen Trans­
aktion betrachtet werden, sondern ist ganz klar ein sub­
ventionierter Tarif. Aus der in den Erwägungsgründen 
39-43 dargestellten Entwicklung ergibt sich, dass die Re­
gelung streng genommen kein „Tarif“ mehr ist, da es 
nicht mehr um den Alcoa vom Stromversorger in Rech­
nung gestellten Preis bzw. um einen von Alcoa zu zah­
lenden Nettopreis geht, sondern vielmehr um den „End­
preis“, der sich durch die Erstattungszahlungen der Aus­
gleichskasse in Höhe des Unterschieds zwischen dem ge­
zahlten Preis und dem ermäßigten Preis ergibt. Die in der 
Entscheidung Alumix dargelegte Analyse des Verhaltens 
von ENEL ist hier offensichtlich unerheblich, wie im Ur­
teil des Gerichts insbesondere in Randnummer 132 be­
stätigt wird.
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( 64 ) Entscheidung 85/215/EWG der Kommission vom 13. Februar 1985 
über den Erdgasvorzugstarif für die niederländischen Gartenbau­
betriebe (ABl. L 97 vom 4.4.1985, S. 49). 

( 65 ) Vgl. zum Beispiel das Urteil des Europäischen Gerichtshofs in der 
Sache Italien/Kommission, Rechtssache C-372/97, Slg. 2004, 
S. I-03679, Randnr. 67. 

( 66 ) Die erste Liberalisierungsrichtlinie, Richtlinie 96/92/EG (vgl. Fuß­
note 21) wurde in Italien mit Dekret Nr. 79/1999 umgesetzt.



(152) Da die Kriterien von Alumix für die Prüfung der jetzigen 
Tarifregelung keine Relevanz besitzen, sind auch die von 
Italien und Alcoa vorgelegten Berechnungen unerheblich, 
denen zufolge der Strompreis noch diese Kriterien erfüllt, 
weil er die Erzeugungsgrenzkosten von ENEL deckt. 

(153) Die Kommission vertritt in jedem Fall die Ansicht, dass 
die von Italien und Alcoa vorgelegten Berechnungen zu 
dem Preis, den Alcoa unter „normalen Bedingungen“ auf 
einem vollständig wettbewerbsorientierten Markt bezah­
len würde, zu niedrig angesetzt sind, selbst unter der 
Annahme, dass die Grenzkosten der Erzeugung einen 
geeigneten Vergleichsmaßstab darstellen könnten. 

(154) Die IPEX-Mindestpreise, die laut Alcoa repräsentativ dafür 
sind, was das Unternehmen „normalerweise“ auf einem 
vollständig wettbewerbsorientierten Markt bezahlen 
würde (20 EUR), entsprechen den Erzeugungsgrenzkos­
ten der Grundlastkraftwerke (der wirtschaftlichsten Kraft­
werke). Der Strom dieser Anlagen wird jedoch nur außer­
halb der Spitzenzeiten zu einem niedrigen Preis 
verkauft ( 67 ). In den Spitzenzeiten wird der gesamte er­
zeugte Strom (einschließlich dem der Grundlastkraft­
werke) zu einem sehr viel höheren Preis verkauft, da 
der Preis durch ein so genanntes Grenzkostenkraftwerk 
bestimmt wird, das im Mittellast- oder Spitzenlastbereich 
arbeitet ( 68 ). Alcoa verbraucht Strom nicht nur außerhalb 
der Spitzenlastzeiten, sondern rund um die Uhr. Ein re­
präsentativer Preis, der den uneingeschränkten Wett­
bewerb plausibel widerspiegelt, müsste ein gewogener 
Durchschnitt sein, bei dem die niedrigen Preise außerhalb 
der Spitzenzeiten ebenso berücksichtigt werden wie die 
hohen Preise zu Spitzenzeiten. 

(155) In Sardinien, das keine Erdgasvorkommen hat, wird der 
Strompreis für 80 % des Jahres von den Kohlekraftwer­
ken bestimmt und in den verbleibenden 20 % von den 
Dieselkraftwerken. Auch bei Verwendung der sehr hypo­
thetischen Schätzungen von Alcoa zu den Grenzkosten 
der Stromerzeugung mit Kohle (20 EUR/MWh) und Die­
selöl (60 EUR/MWh) läge ein gewogener Durchschnitt 
der Kosten näher bei 28 EUR/MWh, also über dem Preis, 
den Alcoa gegenwärtig bezahlt (26 EUR/MWh). Nach 
Auffassung der Kommission liegt somit der Alcoa-Tarif 
zumindest auf Sardinien unter den Grenzkosten der 
Stromerzeuger und würde damit auch nicht die Alu­
mix-Kriterien erfüllen, wenn diese Anwendung fänden. 

(156) Alcoa und Italien bringen vor, die Kommission habe zu 
Unrecht vorgeschlagen, die durchschnittlichen IPEX-Preise 
als Näherungswerte für den Marktpreis zu verwenden, 
den große industrielle Stromverbraucher in den in Rede 

stehenden Regionen normalerweise bezahlen (vgl. Erwä­
gungsgrund 83). Dies ist eine falsche Darstellung der 
Begründung in der Entscheidung zur Einleitung des Ver­
fahrens von 2006, wo der Vergleich mit dem gewogenen 
Durchschnitt der Preise ausschließlich dazu diente, Zwei­
fel an der Behauptung zu äußern, dass die Strompreise 
auf Sardinien erheblich höher lägen als in anderen Re­
gionen Italiens. Die Kommission schlug vor, die regiona­
len Unterschiede bei den durchschnittlichen IPEX-Preisen 
als repräsentativ für die Unterschiede bei den bilateralen 
Preisen zu betrachten. 

(157) Insbesondere hat die Kommission zu keinem Zeitpunkt 
vorgeschlagen, die durchschnittlichen IPEX-Preise als Nä­
herungswerte für den Preis heranzuziehen, den Alcoa auf 
dem Markt hätte aushandeln können. Im vorliegenden 
Fall ist es gar nicht erforderlich, auf Näherungswerte zu­
rückzugreifen. Alcoa hatte mit ENEL vertraglich einen 
Nominalpreis vereinbart, der den vorliegenden Informa­
tionen zufolge in etwa dem Standardtarif von ENEL für 
die Lieferung von Hochspannungsstrom entsprach. Diese 
Vereinbarung ist der Bezugswert zur Ermittlung des Vor­
teils, den Alcoa besaß. 

(158) Somit vermindert der Vorzugstarif die Belastungen, die 
Alcoa gemäß dem mit ENEL geschlossenen Vertrag an­
sonsten zu tragen hätte, und nach ständiger Rechtspre­
chung gewährt die Maßnahme Alcoa deshalb einen wirt­
schaftlichen Vorteil ( 69 ). Die Kommission vertritt die Auf­
fassung, dass der gewährte Vorteil den Zahlungen ent­
spricht, die die Ausgleichskasse zur Kompensation des 
Unterschieds zwischen dem vertraglich vereinbarten Preis 
und dem ermäßigten Preis leistet. Diese Schlussfolgerung 
gilt für die beiden Betriebsstätten auf Sardinien und im 
Veneto. 

6.2.2. Selektivität 

(159) Da der ermäßigte Stromtarif ausschließlich für Alcoa gilt, 
ist der gewährte Vorteil selektiv. 

6.2.3. Staatliche Mittel und Zurechenbarkeit an den Staat 

(160) Nach ständiger Rechtsprechung kann ein Vorteil nur 
dann als staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Ab­
satz 1 betrachtet werden, wenn er mittelbar oder unmit­
telbar aus staatlichen Mitteln gewährt wird ( 70 ) und dem 
Staat zuzurechnen ist ( 71 ). 

(161) Wie in Erwägungsgrund 43 beschrieben, erfolgt die Fi­
nanzierung des in Rede stehenden Tarifs mit Hilfe einer 
von der Ausgleichskasse über die Komponente A4 des 
Stromtarifs eingezogenen steuerähnlichen Abgabe. Dabei 
handelt es sich um eine obligatorische Abgabe, die per 
Beschluss der AEEG in Umsetzung eines nationalen Ge­
setzes verfügt wurde. Die Ausgleichskasse ist eine öffent­
lich-rechtliche Einrichtung, die ihren Auftrag anhand von 
präzisen Weisungen aufgrund von Beschlüssen der AEEG 
wahrnimmt.
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( 67 ) Die Spitzenzeiten umfassen gewöhnlich die Zeit von 8 Uhr bis 
20 Uhr an den Werktagen. 

( 68 ) Die Kraftwerke werden nach der Merit-Order eingestuft, d. h. be­
ginnend von den Kraftwerken mit den günstigsten kurzfristigen 
Grenzkosten (variable Erzeugungskosten einschließlich Dieselöl 
und CO 2 -Kosten) bis zu den Kraftwerken mit den höchsten Kosten. 
Die Kraftwerke konkurrieren zu jedem gegebenen Zeitpunkt auf der 
Grundlage ihrer Grenzkosten miteinander und erhalten je nach ihrer 
Reihenfolge in dieser Rangordnung Aufträge zur Stromerzeugung: 
zuerst die Kohlekraftwerke, dann die Kernkraftwerke, die Gaskraft­
werke und die Dieselkraftwerke, bis die Gesamterzeugung zur De­
ckung des Bedarfs ausreicht. Das letzte zur Stromerzeugung auf­
geforderte Kraftwerk wird als Grenzkostenkraftwerk bezeichnet, und 
seine Grenzkosten bestimmen den Strompreis zum jeweiligen Zeit­
punkt des Tages (Clearingpreis). 

( 69 ) Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 26. September 1996 in 
der Sache Frankreich/Kommission, Rechtssache C-241/94, Slg. 
1996, Teil I, S. 4551, Randnr. 34. 

( 70 ) Vgl. u. a. Preussen-Elektra, Randnr. 58. 
( 71 ) Vgl. u. a. das Urteil des Gerichtshofs vom 22. Mai 2002 in der 

Sache Frankreich/Kommission (Stardust Marine), Rechtssache 
C-482/99, Slg. 2002, S. I-4397, Randnr. 24.



(162) Nach gefestigter Rechtsprechung sind die Erlöse aus einer 
Abgabe, die aufgrund der nationalen Gesetzgebung obli­
gatorisch ist und an eine öffentlich-rechtliche Einrichtung 
abgeführt wird, staatliche Mittel im Sinne von Artikel 87 
Absatz 1 EG-Vertrag, wenn sie zur Finanzierung einer 
Maßnahme bestimmt sind, die die anderen Kriterien die­
ses Artikels erfüllt ( 72 ). 

(163) Italien und Alcoa berufen sich zur Stützung der These, 
die Maßnahme sei nicht mit staatlichen Mitteln finanziert, 
auf die Urteile Preussen-Elektra ( 73 ) und Pearle ( 74 ). Beide 
Parteien vertreten die Ansicht, dass der Transfer der zur 
Finanzierung des Tarifs erforderlichen Mittel von Privat­
unternehmen (Stromverbrauchern) an ein anderes Privat­
unternehmen (Alcoa) erfolge, während die Rolle des Staa­
tes auf die Verabschiedung eines Gesetzes beschränkt sei, 
das die Entrichtung der geforderten Beträge vorschreibt, 
ohne jeden Ermessensspielraum bei der Verwendung der 
Mittel, die ausschließlich für die im Gesetz vorgesehene 
Tarifregelung erfolgen darf. Insbesondere übe die Aus­
gleichskasse keinerlei Kontrolle der Mittel aus, sondern 
habe lediglich eine buchhalterische Mittlerfunktion. 

(164) In der Rechtssache Preussen-Elektra hat der Gerichtshof 
entschieden, dass es keine staatliche Beihilfe darstellt, 
wenn den Elektrizitätsversorgungsunternehmen eine 
Pflicht zur Abnahme von Strom aus erneuerbaren Ener­
giequellen zu Mindestpreisen auferlegt wird, die über dem 
tatsächlichen wirtschaftlichen Wert dieses Stroms liegen, 
weil die Maßnahme nicht mit der unmittelbaren oder 
mittelbaren Übertragung staatlicher Mittel verbunden 
ist. Nach Ansicht von Italien und Alcoa ist der vorlie­
gende Fall dem Fall Preussen-Elektra ähnlich, da die Mittel 
ebenfalls von Privatunternehmen (den Stromverbrau­
chern) an ein anderes Privatunternehmen (Alcoa) über­
tragen würden und der Staat keine Kontrolle über die 
in Rede stehenden Mittel ausübe. 

(165) Die Kommission weist darauf hin, dass im Fall Preussen- 
Elektra die zur Finanzierung der Maßnahme erforderli­
chen Mittel direkt von den Versorgungsunternehmen an 
die Erzeuger erneuerbarer Energien übertragen wurden, 
ohne den Umweg über ein öffentliches Unternehmen 
zu nehmen. Bei diesem System standen die zu übertra­
genden Mittel den Behörden des Mitgliedstaats de facto 
nie zur Verfügung. Im vorliegenden Fall hingegen gelan­
gen die Mittel zunächst in eine öffentliche Einrichtung, 
die Ausgleichskasse, und werden dann an den End­
begünstigten weiter geleitet. Die Rechtsprechung in der 
Sache Preussen-Elektra hat einen anderen sachlichen Hin­
tergrund und ist deshalb für den vorliegenden Fall nicht 
relevant. 

(166) Die Rechtsprechung in der Sache Pearle macht Vorgaben 
von größerer Relevanz. Allerdings wird dieses Urteil von 
der Kommission und von Italien bzw. Alcoa unterschied­
lich ausgelegt. In der Rechtssache Pearle war der Gerichts­

hof zu der Schlussfolgerung gelangt, dass die Erträge aus 
einer Abgabe, die über ein öffentliches Unternehmen wei­
tergeleitet werden, unter bestimmten Bedingungen keine 
staatlichen Mittel darstellen. In dieser Sache erfolgte die 
Finanzierung der Maßnahmen in vollem Umfang durch 
einen Wirtschaftssektor und ausschließlich auf Initiative 
dieses Sektors. Die Mittel wurden durch eine steuerähn­
liche Abgabe erhoben und über eine öffentliche Einrich­
tung geleitet, die zu keinem Zeitpunkt über die Mittel 
verfügen konnte. Außerdem zogen diejenigen, die die 
Abgabe entrichteten, gleichzeitig auch Vorteil aus dieser 
Maßnahme. 

(167) Nach Ansicht von Italien und Alcoa ist das Schlüsselkri­
terium in der Sache Pearle die Frage, ob der Staat berech­
tigt ist, über die Mittel auch anders zu verfügen als durch 
die Anwendung der im Gesetz vorgesehenen Regelung. 
Sie machen geltend, dass die Ausgleichskasse keinerlei 
Ermessensspielraum bei der Vergabe der Mittel habe, 
die zur Finanzierung der Stromtarife bestimmt seien 
und somit zu keinem Zeitpunkt zum Bereich der öffent­
lichen Finanzen gezählt werden könnten. Deshalb habe 
der Staat keine Verfügungsgewalt über diese Beträge, die 
somit auch keine staatlichen Mittel darstellten. 

(168) Hier ist zunächst anzumerken, dass in der Sache Pearle 
zwar einige Kriterien subjektiv relevanter erscheinen mö­
gen als andere, es existiert aber kein „Schlüsselkriterium“. 
Die im Urteil aufgezählten Bedingungen sind als kumu­
lativ zu betrachten. Dies ist auch die Auslegung des Ge­
richts erster Instanz in der Rechtssache Earl Salvat ( 75 ), 
das die dort in Rede stehende streitige steuerähnliche 
Abgabe im Lichte der Kriterien der Sache Pearle geprüft 
hat. 

(169) Vor der Überprüfung der Rolle der Ausgleichskasse hat 
die Kommission zunächst geklärt, ob die übrigen in der 
Sache Pearle genannten Kriterien erfüllt sind. Anders als 
in der Sache Pearle wurde der Alcoa-Tarif nicht auf Ini­
tiative eines Wirtschaftssektors eingerichtet, sondern auf 
Veranlassung des Staates. Zudem waren im Fall Pearle die 
Begünstigten der Maßnahme zugleich auch die einzigen 
Abgabepflichtigen, weshalb die Einschaltung der öffent­
lichen Einrichtung nicht auf die Schaffung eines Vorteils 
mit zusätzlichen Belastungen für den Staat abzielte. Im 
vorliegenden Fall trägt nicht das begünstigte Unterneh­
men Alcoa die Finanzierungslast für die Abgabe, sondern 
alle Stromverbraucher. Unabhängig von der Beurteilung 
der Begründetheit der von Alcoa und Italien dargelegten 
Argumentation zur Rolle der Ausgleichskasse als bloßer 
buchhalterischer Mittler ist es deshalb nicht möglich, sich 
auf das Urteil in der Sache Pearle zu stützen. 

(170) Im Hinblick auf die Ausgleichskasse weist die Kommis­
sion darauf hin, dass nach gefestigter Rechtsprechung 
nicht danach unterschieden werden darf, „ob eine Beihilfe 
direkt vom Staat oder von einer öffentlichen oder pri­
vaten Einrichtung gewährt wird, die von diesem Staat

DE 28.8.2010 Amtsblatt der Europäischen Union L 227/79 

( 72 ) Vgl. die Urteile des Gerichtshofs in den Rechtssachen C-78/76, 
Steinike & Weinlig, Slg. 1977, S. 595 und C-47/69, Französischer 
Textilsektor, Slg. 1970, S. 487. 

( 73 ) Vgl. Fußnote 45. 
( 74 ) Vgl. Fußnote 46. 

( 75 ) Urteil des Gerichts erster Instanz vom 20. September 2007 in Earl 
Salvat/Kommission, Rechtssache T-136/05, noch nicht veröffent­
licht, Randnrn. 137-165.



dazu bestimmt oder errichtet wurde“ ( 76 ). Deshalb ist der 
Status der Ausgleichskasse als öffentliche oder private 
Einrichtung für die Anwendung der Bestimmungen für 
staatliche Beihilfen nicht ausschlaggebend. Die Tatsache, 
dass die Ausgleichskasse eine öffentliche Einrichtung ist, 
führt nicht automatisch zur Anwendung von Artikel 87 
EG-Vertrag. ( 77 ) Ebenso wird durch die Einschaltung einer 
öffentlichen Einrichtung die Anwendbarkeit dieses Arti­
kels nicht automatisch ausgeschlossen ( 78 ). 

(171) Die Analyse darf sich jedoch nicht allein auf die Befug­
nisse der Ausgleichskasse als öffentliche Einrichtung be­
schränken. Vielmehr ist generell zu klären, ob der Staat 
unmittelbar oder durch eine von ihm benannte Einrich­
tung die Kontrolle über die Mittel zur Finanzierung des 
Tarifs ausüben kann. Dies wäre auch dann zu prüfen, 
wenn die Ausgleichskasse ein Privatunternehmen wäre. 

(172) Das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache Essent ( 79 ) 
liefert zu diesem Punkt eindeutige Hinweise. In der Sache 
Essent hatten die Niederlande per Gesetz einen Aufschlag 
auf die Stromtarife eingeführt. Dieser Tarifaufschlag 
wurde von den Stromverbrauchern an die Netzbetreiber 
gezahlt, die die Einnahmen an die Gesellschaft SEP wei­
terleiteten. Die SEP hatte bei der Verwaltung der Mittel 
keinerlei Ermessensspielraum und wurde von den Behör­
den streng kontrolliert. Der Gerichtshof befand, dass die 
Erträge aus dem Tarifaufschlag staatliche Mittel darstellten 
und begründete dies mit den folgenden Überlegungen: 
Der Aufschlag wurde per Gesetz verordnet und war des­
halb als Steuer zu betrachten. Die SEP war nicht befugt, 
die Erträge aus dem Aufschlag für andere als die im 
Gesetz festgelegten Zwecke zu verwenden. Deshalb blie­
ben die Mittel unter öffentlicher Kontrolle, und die na­
tionalen Behörden konnten darüber verfügen. Der Ge­
richtshof hielt diese Gesichtspunkte für ausreichend, um 
die in Rede stehenden Mittel als öffentliche Mittel zu 
qualifizieren. 

(173) Die Ähnlichkeiten mit dem vorliegenden Fall liegen auf 
der Hand. Wie im Fall Essent wurde auch der zur Finan­
zierung der Alcoa-Regelung dienende Tarifaufschlag 
durch ein Gesetz eingeführt. Die Ausgleichskasse über­
nimmt dieselbe Rolle wie die SEP, da sie die Erträge 
aus der steuerähnlichen Abgabe einnimmt und verwaltet 
und denselben Auflagen unterliegt, das heißt die Erträge 

nicht zu anderen Zwecken verwenden darf als zu dem im 
Gesetz festgelegten Zweck der Finanzierung der Vorzugs­
tarife. Der Staat kann die Verwendung der Mittel kon­
trollieren und steuern: die Ausgleichskasse übt ihre buch­
halterischen Funktionen gemäß der präzisen Anweisun­
gen der AEEG aus, welche ihrerseits im Rahmen ihrer 
satzungsgemäßen Befugnisse bzw. der italienischen Ge­
setze agiert (s. Erwägungsgründe 26 und 27). Die von 
der Ausgleichskasse verwalteten Mittel verbleiben daher 
unter ständiger öffentlicher Kontrolle. 

(174) Diese Analyse steht im Einklang mit der in der Entschei­
dung der Kommission zur italienischen Beihilfesache der 
„verlorenen Kosten in der Stromwirtschaft“ ( 80 ), wo die 
von der Ausgleichskasse auf dem A-6-Konto verwalteten 
Mittel als öffentliche Mittel qualifiziert wurden. 

(175) Die Einstufung der von der Ausgleichskasse verwalteten 
Mittel als öffentliche Mittel wurde in der neueren Recht­
sprechung des Gerichts erster Instanz zur Rechtssache 
Iride ( 81 ) unanfechtbar bestätigt. 

(176) Der italienische Kassationshof (Corte Suprema di Cassa­
zione) hatte bereits mit Urteil Nr. 11632/03 vom 
3. April 2003 entschieden, dass die Ausgleichskasse keine 
vom Staat getrennte Rechtspersönlichkeit besitze und 
dass dieser als Besitzer der an die Ausgleichskasse wei­
tergeleiteten Beträge zu betrachten sei, auch wenn sie von 
Privatunternehmen kamen und für Privatunternehmen 
bestimmt waren. In der Rechtssache Iride hatten die 
Rechtsmittelführerinnen Iride Spa und Iride Energia Spa 
vor dem Gericht erster Instanz eine Entscheidung der 
Kommission angefochten, in der die von der Ausgleichs­
kasse auf dem A-6-Konto verwalteten Mittel als öffent­
liche Mittel eingestuft worden waren. Die Argumentation 
der Rechtsmittelführerinnen war der von Alcoa sehr ähn­
lich. Sie stellten die Substanz des Urteils des Kassations­
hofs mit dem Vorbringen in Frage, die Ausgleichskasse 
übernehme nur die Rolle eines buchhalterischen Mittlers 
zwischen den abgabenpflichtigen Privatpersonen und den 
Empfängern der Beträge, eine Rolle, die ihr nicht erlaube, 
die hinterlegten Beträge auch nur für kurze Zeit zu ver­
wenden. Außerdem beanspruchten die Rechtsmittelfüh­
rerinnen die Anwendbarkeit der Rechtsprechung in der 
Sache Preussen-Elektra. 

(177) Das Gericht erster Instanz hat sich in seinem Urteil vom 
11. Februar 2009 zu dieser Frage eindeutig geäußert. 
Nach dem Hinweis, dass es nicht dafür zuständig sei, 
die von der Corte Suprema di Cassazione vorgenommene 
Auslegung des innerstaatlichen italienischen Rechts in 
Frage zu stellen, bestätigte das Gericht, dass die auf das 
A-6-Konto der Ausgleichskasse eingezahlten Beträge als 
öffentliche Mittel eingestuft werden müssen, weil sie 
nicht nur im Eigentum des Staates stehen, sondern 
auch unter ständiger öffentlicher Kontrolle ( 82 ).
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( 76 ) Vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 7. Juni 1988 in der Sache Grie­
chenland/Kommission, Rechtssache C-57/86, Slg. 1988, S. I-2855, 
Randnr. 12; Preussen-Elektra, a.a.O.; Vorabentscheidung des Euro­
päischen Gerichtshofs vom 20. November 2003 in Gemo SA, 
Rechtssache C 126/01, Slg. 2003, S. I-13769, Randnr. 23. 

( 77 ) Urteil Stardust, a.a.O; Pearle, a.a.O. und Earl Salvat, a.a.O … 
( 78 ) Alcoa macht geltend, auf der Grundlage des vor der Einführung von 

Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 80/2005 geltenden Tarif­
mechanismus seien die zur Finanzierung des Tarifs erforderlichen 
Mittel von privaten Stromversorgern verwaltet worden und deshalb 
nicht als staatliche Mittel zu betrachten gewesen. Da dieser Tarif­
mechanismus im vorliegenden Fall nicht in Frage gestellt wird, 
erlauben die oben angestellten Überlegungen der Kommission, die 
von Alcoa angeführte Argumentation zurückzuweisen. Allein die 
Tatsache, dass es sich bei den Stromversorgern um Privatunterneh­
men handelt, ist nicht ausschlaggebend für die Feststellung, welcher 
Art die in Rede stehenden Finanzmittel sind. 

( 79 ) Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 17. Juli 2008 in Essent 
Netwerk Noord/Aluminium Delfzijl, Rechtssache C-206/06, noch 
nicht veröffentlicht, Randnrn. 69 und 70. 

( 80 ) Entscheidung der Kommission K(2004) 4333 vom 1.12.2004, Bei­
hilfesache Nr. 490/2000 — Italien, „verlorene Kosten“ in der 
Stromwirtschaft. 

( 81 ) Urteil des Gerichts erster Instanz vom 11. Februar 2009 in der 
Rechtssache T-25/07, Iride, noch nicht veröffentlicht, Randnr. 39. 

( 82 ) ebd., Randnr. 28.



(178) Diese Feststellung betrifft das A-6-Konto der Ausgleichs­
kasse, mit dem die verlorenen Kosten des Elektrizitäts­
sektors finanziert werden. Sie lässt sich aber auch auf das 
zur Finanzierung des beanstandeten Tarifs verwendete A- 
4-Konto übertragen. Der Kassationshof hatte sich bei sei­
nem Urteil auf eine Analyse der Rechtspersönlichkeit der 
Ausgleichskasse gestützt, und die Feststellung, dass es 
sich um Eigentum des Staates handelt, betrifft deshalb 
alle bei der Ausgleichskasse eingezahlten Summen. Das­
selbe gilt für die Feststellung des Gerichts erster Instanz, 
dass der Staat die von der Kasse verwalteten Mittel kon­
trollieren kann. Zwischen dem A-4-Konto und dem A-6- 
Konto besteht kein Unterschied, mit Ausnahme der Ver­
wendung der Mittel (A-6-Konto: Finanzierung der ver­
lorenen Kosten, A-4-Konto: Finanzierung der ermäßigten 
Tarife). Daher sind die vom A-4-Konto an Alcoa trans­
ferierten Beträge als öffentliche Mittel einzustufen. 

(179) Nicht nur wegen der Finanzierung mit öffentlichen Mit­
teln ist der Alcoa-Tarif dem Staat zurechenbar ( 83 ), denn 
die Rechtsgrundlage der Maßnahme besteht aus inner­
staatlichen Rechtsvorschriften und Beschlüssen der öf­
fentlichen Einrichtung AEEG. 

6.2.4. Beeinträchtigung des Handels und Verzerrung des 
Wettbewerbs 

(180) Was die Beeinträchtigung des innergemeinschaftlichen 
Handels und die daraus resultierende Verzerrung des 
Wettbewerbs angeht, so ist unbestritten, dass der Alumi­
niummarkt vollständig für den Wettbewerb geöffnet ist. 
Die Kommission hat bei ihren Entscheidungen über Un­
ternehmenszusammenschlüsse stets darauf hingewiesen, 
dass nach ihrer Ansicht der Weltmarkt als der geogra­
fisch relevante Markt für Primäraluminium zu betrachten 
ist ( 84 ). 

(181) Wie in Erwägungsgrund 214 festgestellt, wurde die in 
Rede stehende Verlängerung des Alcoa-Tarifs von Italien 
nicht notifiziert. Nach ständiger Rechtsprechung ( 85 ) ist 
die Kommission im Fall einer nicht notifizierten Beihilfe 
„nicht verpflichtet, die tatsächlichen Auswirkungen der 
Beihilfe darzulegen. Müsste sie nämlich in ihrer Entschei­
dung die tatsächlichen Auswirkungen bereits gewährter 
Beihilfen darlegen, so würden dadurch diejenigen Mit­
gliedstaaten, die Beihilfen unter Verstoß gegen die An­
meldepflicht zahlen, zu Lasten derjenigen begünstigt, 
die die Beihilfen in der Planungsphase anmelden.“ 

(182) Somit hat die Kommission nur die möglichen negativen 
Auswirkungen einer Maßnahme auf den innergemein­
schaftlichen Handel und den Wettbewerb darzulegen. 

(183) Die Kommission hat die von Alcoa und Italien vertretene 
These geprüft, dass der Tarif weder den Handel noch den 
Wettbewerb beinträchtige, weil signifikante Handels­
ströme zwischen den Mitgliedstaaten weder vorhanden 
noch in naher Zukunft zu erwarten seien (vgl. Erwä­
gungsgründe 86-88), und weil der Tarif angesichts der 
spezifischen Merkmale des Aluminiumsektors die euro­
päischen Konkurrenten von Alcoa nicht schädige (vgl. 
Erwägungsgrund 89). 

(184) Es ist daran zu erinnern, dass in der Entscheidungspraxis 
der Kommission und in der Rechtsprechung des Gerichts­
hofs das Fehlen realer Handelsströme zu keinem Zeit­
punkt als Nachweis dafür anerkannt wurde, dass eine 
Beihilfemaßnahme keine Beeinträchtigung des inner­
gemeinschaftlichen Handels mit sich bringe. Der Ge­
richtshof hat in ständiger Rechtsprechung entschieden, 
dass eine Beihilfe zugunsten eines Unternehmens auch 
dann den innergemeinschaftlichen Handel beeinträchti­
gen und den Wettbewerb verzerren kann, wenn das be­
treffende Unternehmen selbst gar nicht am innergemein­
schaftlichen Handel teilnimmt. Wenn ein Mitgliedstaat 
einem Unternehmen eine Beihilfe gewährt, kann die in­
ländische Erzeugung unverändert bleiben oder steigen, 
mit der Folge, dass sich die Chancen der in anderen 
Mitgliedstaaten niedergelassenen Unternehmen verrin­
gern, ihre Erzeugnisse auf den Markt dieses Mitgliedstaats 
auszuführen ( 86 ). 

(185) Im Übrigen ist eine Situation, in der die Erzeugung in der 
EU abnimmt und die Einfuhren aus Drittländern steigen 
und keine oder nur begrenzte Handelsströme zwischen 
den Mitgliedstaaten bestehen, für Sektoren mit strukturel­
len Schwierigkeiten und/oder starkem Wettbewerbsdruck 
nicht ungewöhnlich bzw. sogar typisch. Solche Wirt­
schaftssektoren reagieren besonders sensibel auf Maßnah­
men der Mitgliedstaaten zur Verbesserung der Wett­
bewerbsposition ihrer heimischen Industrien. 

(186) Dass sich die italienische Primäraluminiumproduktion 
aufgrund ihres geringen Umfangs nicht auf den Referenz­
preis auswirken kann, ist unerheblich. Die Tatsache, dass 
es einen Referenzpreis für Aluminium gibt, der von den 
Produktionsbedingungen in einem einzelnen Mitgliedstaat 
nicht so leicht beeinflusst werden kann, schließt nicht 
aus, dass Unternehmen miteinander konkurrieren, die ih­
ren Sitz im EWR haben und ihr Aluminium auf dem 
Weltmarkt verkaufen. Es ist durchaus denkbar, dass die 
Beihilfe zugunsten der italienischen Werke von Alcoa 
nicht dazu führt, dass das Unternehmen den Weltmarkt­
preis für Aluminium senken kann und Konkurrenten aus 
dem Markt verdrängt, und dass andere europäische Her­
steller so lange auf dem Markt aktiv bleiben können, wie 
sie ihr Aluminium auf dem Weltmarkt gewinnbringend 
verkaufen können. Doch die Gewinne, die Alcoa in Ita­
lien dank dem ermäßigten Tarif erzielt, führen zu einer 
allgemeinen Stärkung der Wettbewerbsposition des Un­
ternehmens. So können zum Beispiel die gebildeten 
Rücklagen dazu verwendet werden, Konkurrenten zu 
übernehmen und den eigenen Marktanteil zu erhöhen.
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( 83 ) Vgl. die Urteile des Europäischen Gerichtshofs in den Sachen Ita­
lien/Kommission, Rechtssache C-303/88, Slg. 1988, S. I-1433 und 
Frankreich/Kommission, Rechtssache C 47/69, Slg. 1970, S. 4393 
sowie das Urteil des Gerichts erster Instanz in Deutsche Bahn/Kom­
mission, Rechtssache T-351/02, Slg. 2006, S. II-1047. 

( 84 ) Vgl. zum Beispiel die Entscheidung M.2404 Elkem/Sapa vom 
26. Juni 2001 und die Entscheidung M.1663 Alcan/Alusuisse 
vom 14. März 2000. 

( 85 ) Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 14. Februar 1990, Frank­
reich/Kommission, Rechtssache C 301/87, Slg. 1990, S. I-307, 
Randnrn. 32 und 33; Urteil des Gerichts erster Instanz vom 
30. April 1998, Vlaamse Gewest/Kommission, Rechtssache 
T-214/95, Slg.1998, S. II-717, Randnr. 67; Urteil des Gerichts ers­
ter Instanz vom 15. Juni 2000, Alzetta/Kommission (a.a.O.), 
Randnr. 79. 

( 86 ) Vgl. das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 13. Juli 1988 in 
der Sache Frankreich/Kommission, Rechtssache C-102/87, Slg. 
1988, S. 04067, Randnr. 19; vgl. auch das Urteil des Gerichtshofs 
vom 21. März 1991 in der Sache Italien/Kommission, Rechtssache 
C-305/89, Slg. 1991, S. I-1603, Randnr. 26.



(187) Dass der Strompreis, den Alcoa in Italien zahlt, mit dem 
„üblichen“ Preis vergleichbar sei, den Aluminiumhütten in 
Europa zahlen, kann nicht als Nachweis für die Tatsache 
dienen, dass der italienische Tarif entgegen dem Vorbrin­
gen von Alcoa die Interessen der anderen europäischen 
Hersteller nicht gefährdet. Im Urteil des Gerichtshofs in 
der Rechtssache Italien gegen Kommission ( 87 ) wird klar­
gestellt, dass einseitige Maßnahmen, die darauf gerichtet 
sind, die Wettbewerbsbedingungen in einem Mitgliedstaat 
denen in anderen Mitgliedstaaten anzugleichen, Auswir­
kungen auf den innergemeinschaftlichen Handel haben 
(und deshalb unter die Definition der Beihilfe fallen). 
Im Übrigen stellen auch einige Stromlieferungsverträge, 
die in anderen europäischen Ländern in Kraft sind, mög­
licherweise eine Beihilfe dar, und die Kommission hat zu 
einigen solchen Maßnahmen eingehende Untersuchungen 
eingeleitet ( 88 ). Obwohl weder Italien noch Alcoa dieses 
Argument ausdrücklich zu ihrer Verteidigung herangezo­
gen haben, hält die Kommission den Verweis auf den in 
der Rechtsprechung anerkannten Grundsatz ( 89 ) für ange­
zeigt, demzufolge die Existenz rechtswidriger Beihilfen in 
einigen Mitgliedstaaten keine Rechtfertigung dafür dar­
stellt, dass ein anderer Mitgliedstaat ähnliche Maßnahmen 
ergreift. 

(188) Das von Alcoa vertretene Argument, die in Italien abge­
bauten Produktionskapazitäten würden nicht in anderen 
EU/EWR-Ländern wieder aufgebaut werden, steht in kla­
rem Widerspruch zu der jüngsten Entscheidung von Al­
coa, im EWR-Mitgliedstaat Island eine Aluminiumhütte 
zu errichten. 

(189) Dies zwingt zu der Schlussfolgerung, dass der Alcoa ein­
geräumte ermäßigte Stromtarif geeignet ist, die Wett­
bewerbsposition des Unternehmens im innergemein­
schaftlichen Handel zu verbessern. Nach gefestigter 
Rechtsprechung ( 90 ) ist unter solchen Umständen davon 
auszugehen, dass die Beihilfe den innergemeinschaftli­
chen Handel beeinträchtigt und den Wettbewerb verzerrt. 

6.2.5. Schlussfolgerungen hinsichtlich des Vorliegens einer Bei­
hilfe 

(190) In Anbetracht der vorstehenden Erwägungen ist die Kom­
mission zu dem Schluss gelangt, dass der ermäßigte 
Stromtarif, der Alcoa gemäß Artikel 11 Absatz 11 des 
Gesetzes Nr. 80/2005 und gemäß dem Dekret von 2004 
(soweit die Maßnahme selbst das Ergebnis der Anwen­
dung dieses Dekrets im Zeitraum Januar 2006 — Juni 
2007 sein kann) gewährt wurde, eine staatliche Beihilfe 
im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellt 
und nur genehmigt werden kann, wenn sie unter eine der 
im EG-Vertrag vorgesehenen Ausnahmebestimmungen 
fällt. 

6.3. Qualifizierung der Maßnahme als neue und 
nicht als bestehende Beihilfe 

(191) Das Urteil des Gerichts bestätigt in Randnummer 132 
eindeutig das vorläufige Ergebnis der Kommission, dass 
der Stromtarif eine neue Beihilfe darstellt: „[…] ist zu 
folgern, dass die fragliche Maßnahme nicht als beste­
hende Beihilfe zu betrachten ist, nicht nur, weil sie sich 
auf einen anderen als den bei der Entscheidung Alumix 
geprüften Zeitraum bezieht, sondern auch, weil sie nicht 
mehr in der Anwendung des im Dekret von 1995 fest­
gelegten Stromtarifs durch ENEL besteht, der einem 
Marktpreis gleichzusetzen war, sondern in der Genehmi­
gung einer Erstattung durch die Ausgleichskasse auf der 
Grundlage öffentlicher Mittel, um die Differenz zwischen 
dem von ENEL angewendeten Tarif und dem mit Dekret 
von 1995 festgesetzten und mit Gesetzesdekret von 
2005 verlängerten Tarif auszugleichen.“ 

(192) Da Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts eingelegt 
wurden (Rechtssache C 194/09), hält die Kommission 
eine umfassende Analyse der Frage unter Berücksichti­
gung von Artikel 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 für angebracht, in dem alle Kategorien 
bestehender Beihilfen aufgeführt werden. 

(193) Unbestreitbar wurde die fragliche Maßnahme nicht vor 
dem Beitritt Italiens zur EU durchgeführt (Ziffer i des 
genannten Artikels), sie kann weder als genehmigte Bei­
hilfe betrachtet werden, da die Kommission innerhalb der 
vorgeschriebenen Verfahrensfristen keine Entscheidung 
erlassen hat (Ziffer iii), noch ist sie aufgrund des Ablaufs 
der Verjährungsfristen als bestehende Beihilfe zu betrach­
ten (Ziffer iv) ( 91 ). 

(194) Gemäß Artikel 1 Buchstabe b Ziffer v der Verordnung Nr. 
659/1999 gilt: „Werden bestimmte Maßnahmen im An­
schluss an die Liberalisierung einer Tätigkeit durch gemein­
schaftliche Rechtsvorschriften zu Beihilfen, so gelten der­
artige Maßnahmen nach dem für die Liberalisierung fest­
gelegten Termin nicht als bestehende Beihilfen.“ In ihren 
Entscheidungen zur Einleitung des Verfahrens stützt sich 
die Kommission bei der Schlussfolgerung, dass der Alcoa 
gewährte Stromtarif eine neue Beihilfe darstellt, nicht auf 
diese Bestimmung. Da die Liberalisierung des Elektrizitätssek­
tors für Unternehmen nach der Genehmigung des ursprüng­
lichen, keine Beihilfe darstellenden Stromtarifs für Alumix 
erfolgte, hat die Kommission gleichwohl vollständigkeitshal­
ber die Frage geprüft, ob die Liberalisierung für die Qualifi­
zierung des Stromtarifs als bestehende oder neue Beihilfe 
relevant sein könnte. Nach dem Dafürhalten von Alcoa ist 
dies nicht der Fall. Die Kommission teilt die Auffassung von 
Alcoa ( 92 ). Die Öffnung des Elektrizitätssektors für den Wett­
bewerb hat den Stromtarif nicht zu einer staatlichen Beihilfe 
werden lassen, denn der geeignete Bezugsrahmen für die 
Bewertung der Alcoa gewährten Beihilfe ist nicht der Elek­
trizitätsmarkt (auf dem Alcoa nicht als Akteur auftritt), son­
dern der Markt für Primäraluminium. Im Übrigen besteht 
kein kausaler Zusammenhang zwischen der Liberalisierung 
des Elektrizitätssektors und der Entscheidung, den Stromtarif 
über einen obligatorischen Beitrag zu finanzieren.
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( 87 ) Vgl. Fußnote 64. 
( 88 ) Vgl. zum Beispiel die Entscheidungen der Kommission zur Einlei­

tung des Verfahrens in Bezug auf die regulierten Stromtarife in 
Frankreich (Rechtssache C 17/07, Entscheidung der Kommission 
Nr. C/2007/2392 vom 13. Juni 2007, ABl. C 164/2007) und in 
Spanien (Rechtssache C 3/07, Entscheidung der Kommission Nr. 
C/2007/123/3 vom 24. Januar 2007, ABl. C 43 vom 27.2.2007, 
S. 9). 

( 89 ) Urteil des Europäischen Gerichtshofs in den verbundenen Rechts­
sachen 6/69 und 11/69, Kommission/Frankreich, Slg. 1969, S. 
00523. 

( 90 ) Vgl. u. a. das Urteil des Europäischen Gerichtshofs in Philip Morris/ 
Kommission, (Rechtssache 730/79, Slg. 1980, S. 02671, Randnr. 
11) und das Urteil des Gerichtshofs in Air Liquide Industries/Ville 
de Seraing et Province de Liège (verbundene Rechtssachen 
C 393/04 und C 41/05, Slg. 2006, S. I-05293). 

( 91 ) Diese Definition dient in jedem Fall allein der Begrenzung des Zeit­
rahmens für die Rückforderung von mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbaren Beihilfen und bringt somit in diesem Stadium der 
Beurteilung keinen Erkenntnisgewinn. 

( 92 ) Somit braucht die Kommission die von Alcoa zur Untermauerung 
vorgebrachten juristischen Argumente nicht zu prüfen, vgl. Erwä­
gungsgründe 95 und 96.



(195) Nach dem Vorbringen von Alcoa wäre unter der (hypo­
thetischen) Annahme, dass der Stromtarif den Charakter 
einer Beihilfe angenommen haben könnte, diese Entwick­
lung aufgrund einer Änderung der Marktbedingungen, 
anderer externer Faktoren oder der Entwicklung des Ge­
meinsamen Marktes erfolgt, was eine Qualifizierung als 
bestehende Beihilfe rechtfertige. Deshalb hat die Kommis­
sion geprüft, ob Artikel 1 Buchstabe b Ziffer v, erster 
Satz der Verordnung Nr. 659/1999 auf den vorliegenden 
Fall Anwendung finden kann. Nach dieser Bestimmung 
erhalten Maßnahmen den Status einer bestehenden Bei­
hilfe, die „aufgrund der Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes zu Beihilfen wurden, ohne dass sie eine Ände­
rung durch den betreffenden Mitgliedstaat erfahren ha­
ben“. 

(196) Die Kommission kann keine Entwicklung des Gemein­
samen Marktes im Sinne der Auslegung des Gerichts­
hofs ( 93 ) erkennen, d. h. keine „Änderung der wirtschaft­
lichen und rechtlichen Gegebenheiten in dem von der 
fraglichen Maßnahme betroffenen Sektor“, die den 
Stromtarif zur Beihilfe hätte werden lassen. Auch Alcoa 
konnte weder eine solche Änderung erkennen noch ei­
nen kausalen Zusammenhang mit der Änderung der Na­
tur des Stromtarifs nachweisen. Selbst unter der An­
nahme, dass eine solche Entwicklung des Gemeinsamen 
Marktes stattgefunden hätte, würde dies die Beurteilung 
der in Rede stehenden Maßnahme nicht berühren: der 
durch den hypothetischen Faktor „Entwicklung des Ge­
meinsamen Marktes“ begründete Status einer bestehenden 
Beihilfe könnte jedenfalls nicht über den Zeitpunkt hi­
naus andauern, zu dem ein Mitgliedstaat eine substan­
zielle Änderung der Maßnahme (Finanzierungsmechanis­
mus auf der Grundlage staatlicher Ressourcen) durch­
führt, auch im Hinblick auf das zweite Kriterium des 
Artikels 1 Buchstabe b Ziffer v erster Satz der Verord­
nung Nr. 659/1999. Da der hier in Rede stehende Zeit­
raum jedoch erst nach dieser Änderung einsetzte, kann 
die Entwicklung des Gemeinsamen Marktes für die Beur­
teilung nicht relevant sein. Ebenso irrelevant wäre ein 
Faktor „Entwicklung“, der nach der Einführung des neuen 
Finanzierungsmechanismus einsetzte, denn dann hätte 
die Maßnahme bereits während der „Entwicklung“ eine 
staatliche Beihilfe dargestellt. Somit kann das Argument 
von Alcoa zurückgewiesen werden. 

(197) Schließlich hat die Kommission geprüft, ob der Alcoa 
gewährte Stromtarif auf der Grundlage von Artikel 1 
Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung 659/1999 („Beihil­
feregelungen und Einzelbeihilfen, die von der Kommis­
sion oder vom Rat genehmigt wurden“) als bestehende 
Beihilfe betrachtet werden kann. Die Argumentation von 
Alcoa und Italien gründet auf der angeblich unbefristeten 
Gültigkeit der Entscheidung Alumix, die den Alcoa einge­
räumten Stromtarif aufgrund der genannten Vorschrift zu 
einer bestehenden Beihilfe mache. 

(198) Alcoa und Italien machen geltend, die Entscheidung Alu­
mix sei zeitlich nicht befristet gewesen (vgl. Erwägungs­
gründe 93 und 119). Die Kommission sei in dieser Ent­
scheidung zu der — zeitlich nicht begrenzten — Schluss­
folgerung gelangt, dass der Alcoa gewährte Stromtarif 
keine Beihilfe darstelle. Im Übrigen stelle nur die Verlän­
gerung einer bestehenden Beihilfe eine neue Beihilfe dar, 
nicht aber die Verlängerung einer Maßnahme, die keine 

Beihilfe ist. Wenn nun die Kommission ihre Beurteilung 
ändere und zu dem Schluss gelange, die Maßnahme sei 
doch eine staatliche Beihilfe, dann müsse der Alcoa bis 
dahin gewährte Stromtarif in jedem Fall als „bestehende 
Beihilfe“ gelten bzw. auf der Grundlage der Rechtspre­
chung zu den Koordinationszentren mit Sitz in 
Belgien ( 94 ) Anspruch auf die „Behandlung als bestehende 
Beihilfe“ haben, und eine Rückzahlung sei auszuschließen 
(vgl. Erwägungsgrund 94). 

6.3.1. Zeithorizont der Entscheidung Alumix 

(199) Es liegt in der Natur der Sache, dass eine Entscheidung 
der Kommission über das Nichtvorliegen einer staatlichen 
Beihilfe zeitlich begrenzt ist, wenn sie auf dem Test des 
marktwirtschaftlich handelnden Akteurs basiert und eine 
vorausschauende Bewertung der Marktbedingungen bein­
haltet, die bei korrekter Durchführung nur für eine be­
grenzte Zeitspanne Geltung haben kann ( 95 ). Diese zeitli­
che Begrenzung bedeutet jedoch nicht, dass die Kommis­
sion davon ausgeht, dass die Maßnahme nach Ablauf des 
in der Entscheidung genannten Zeitraums zwangsläufig 
zu einer Beihilfe wird. 

(200) Die Entscheidung Alumix basierte auf dem Dekret von 
1995, in dem der Stromtarif für einen Zeitraum von 10 
Jahren mit der ausdrücklichen Bestimmung eingeführt 
wurde, dass er am 31. Dezember 2005 wieder abge­
schafft werde. Dazu hatte die Kommission eine umfas­
sende Bewertung der Preise und Entwicklungen im 
Stromsektor über einen Zeitraum von zehn Jahren vor­
genommen; dies geht aus den Tabellen hervor, die inte­
graler Bestandteil der Entscheidung sind und die den von 
Alcoa zu entrichtenden Preis nur bis zum Jahr 2005 
enthalten. Die ermittelten Preise und Entwicklungen kön­
nen sich naturgemäß ändern, und die Kommission hätte 
gerade auch vor dem Hintergrund der schrittweisen Libe­
ralisierung der Energiemärkte keine unbefristete Erklä­
rung abgeben können, dass die fragliche Maßnahme 
keine Beihilfe darstellt. 

(201) Deshalb sind die Schlussfolgerungen der Entscheidung 
nur im Sinne einer zeitlichen Begrenzung bis 2005 zu 
verstehen. Dies erkennt der Gerichtshof eindeutig in den 
Randnummern 105 und 106 des Urteils an, das die Ent­
scheidung zur Einleitung des Verfahrens von 2006 be­
stätigt ( 96 ).
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( 93 ) Urteil des Gerichtshofs in den verbundenen Rechtssachen Belgien/ 
Kommission, C-182/03 und C-217/03, Slg. 2006, S. I-5479. 

( 94 ) Vgl. Fußnote 47. 
( 95 ) Es ist zu unterscheiden zwischen den in der Entscheidung Alumix 

formulierten allgemeinen Bewertungskriterien und der Anwendung 
dieser Kriterien in einem konkreten Fall. Auf der Grundlage der 
allgemeinen Kriterien im Fall Alumix hätte ein marktwirtschaftlich 
agierender Stromversorger in Ermangelung alternativer Absatzmög­
lichkeiten und zur Vermeidung weiterer Überkapazitäten den Strom 
an seine „besten Kunden“ zu einem Preis verkauft, der die Grenz­
kosten der Erzeugung deckt und einen kleinen Beitrag zur Deckung 
der Fixkosten leistet. Diese allgemeinen Kriterien behalten ihre Gül­
tigkeit unabhängig vom Zeithorizont der Entscheidung, und die 
Kommission beabsichtigt nicht, sie hier in Frage zu stellen. 

( 96 ) Vgl. Fußnote 40. In Randnr. 105 heißt es: ergibt sich zum einen aus 
der Klageschrift, derzufolge der von den Betriebsstätten der Rechts­
mittelführerin zu entrichtende Tarif durch das Gesetzesdekret von 
1995 genehmigt war, und zum anderen aus der Formulierung des 
Gesetzesdekrets selbst eindeutig, dass die Privatisierung von Alumix 
der Unterstützung durch die italienische Regierung bedürfe … mit 
dem Ziel, mit ENEL einen Stromtarif für die beiden Betriebsstätten 
festzulegen, möglichst durch einen zukünftigen langfristigen Vertrag 
(10 Jahre) mit europaweit wettbewerbsfähigen Preisen, und die Ver­
einbarung zu treffen, dass die Regelung in Bezug auf den Zuschlag 
gemäß CIP-Beschluss 13/1992 mit Wirkung vom 31. Dezember 
2005 abgeschafft wird.



(202) Ebenfalls zurückzuweisen ist das Vorbringen Italiens, die 
Entscheidung Alumix sei bewusst ohne zeitliche Begren­
zung erfolgt, um der Notwendigkeit einer langfristigen 
Maßnahme Rechnung zu tragen (Erwägungsgrund 119). 
Der Absatz der Entscheidung Alumix, auf den Italien 
rekurriert („Die Umstrukturierung und Wiederherstellung 
der Lebensfähigkeit der Alumix-Betriebe gewährleistet, 
dass die Entwicklung dieser Gebiete nicht nur kurzzeitig, 
sondern auf Dauer erfolgt“), bezieht sich nicht auf die 
Tarife, die nicht als staatliche Beihilfe gewertet wurden, 
sondern auf andere Umstrukturierungsbeihilfen zuguns­
ten von Alumix. Außerdem wird in dem fraglichen Ab­
satz lediglich konstatiert, dass die weitere Präsenz von 
Alumix zur dauerhaften Entwicklung der Gebiete beitra­
gen werde, und er kann nicht in der von Italien nahe 
gelegten Weise ausgelegt werden. 

(203) Angesichts der Befristung der Gültigkeit der Entscheidung 
Alumix auf den 31. Dezember 2005 bleibt im Einklang 
mit der Rechtsprechung zu Diputacion Foral de Alava ( 97 ) 
festzuhalten, dass der ab dem 1. Januar 2006 gemäß 
Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 80/2005 ange­
wendete Stromtarif aufgrund der Änderung der Geltungs­
dauer der Maßnahme als eine neue Beihilfe anzusehen ist. 

6.3.2. „Änderung der Umstände“, die die Gültigkeit der Ent­
scheidung Alumix in Frage stellen könnte 

(204) Die Kommission hat das Vorbringen von Alcoa geprüft, 
es sei zu keiner Zeit eine „Änderung der Umstände“ ein­
getreten, die geeignet war, die Wirksamkeit der Entschei­
dung Alumix zu beenden, da weder die Liberalisierung 
des Marktes noch die der Ausgleichskasse zugewiesene 
Rolle Auswirkungen auf den von Alcoa gezahlten Preis 
gehabt hätten. Da dieser Preis auch weiterhin den für 
Alumix geltenden Kriterien entsprochen habe, sei die 
Schlussfolgerung der Kommission, dass die Maßnahme 
keine Beihilfe darstellt, auch weiterhin vollumfänglich 
gültig (vgl. Erwägungsgrund 93). 

(205) Eine Prüfung des Sachverhalts ergibt jedoch, dass das von 
der Kommission im Fall Alumix genehmigte Tarifsystem 
sehr wohl eine grundlegende Änderung erfahren hat, die 
Alcoa als rein verwaltungstechnisches Detail darzustellen 
versucht, nämlich den Übergang von einem Tarif, der 
von einem Stromversorger zu Marktpreisen festgesetzt 
wurde, hin zu einem Tarif, der dies nur noch dem Na­
men nach ist und das Resultat einer staatlichen Subven­
tion darstellt. 

(206) Es ist insofern schwerlich nachvollziehbar, dass diese 
„rein formelle“ Änderung „den Kern des genehmigten 
Tarifs nicht berührt“, als der neue Finanzierungsmecha­
nismus eine Modifizierung der wirtschaftlichen Bedingun­
gen herbeigeführt hat, auf denen die Entscheidung Alu­
mix beruhte. 

(207) Es genügt der Hinweis, dass sich die Bewertung im Fall 
Alumix auf das Verhalten des Stromversorgers ENEL be­
zog. Der ermäßigte Stromtarif hatte keinen Vorteil für 

Alcoa zur Folge, da die Kommission beim Test des 
marktwirtschaftlich handelnden Akteurs zu dem Schluss 
kam, dass es für ENEL eine rationale Handlung darstellte, 
den Strom zum fraglichen Preis zu verkaufen. Jedoch 
verliert das Kriterium des marktwirtschaftlichen Handelns 
in dem Augenblick an Bedeutung, in dem der Tarif nicht 
mehr freiwillig von ENEL angeboten wird (das weiter den 
normalen Preis erzielt), sondern das Ergebnis einer Aus­
gleichszahlung durch den Staat ist. In diesem neuen Sys­
tem hat das Verhalten des Stromversorgers keine Bedeu­
tung mehr. 

(208) Zudem stellt der zum 1. Januar 2006 eingeführte Inde­
xierungsmechanismus mit einer Begrenzung der jähr­
lichen Steigerung des von Alcoa zu zahlenden Tarifs 
auf 4 % (vgl. Erwägungsgrund 49) eine weitere substan­
zielle Änderung des ursprünglichen Tarifsystems dar, die 
sich kaum als marktkonform bezeichnen lässt, da ab dem 
Jahr 2005 bis zur Wirtschaftskrise Ende 2008 die Strom­
preise kontinuierlich gestiegen sind. 

(209) Entgegen dem Vorbringen von Alcoa kann aus dem 
Sachverhalt, dass der von Alcoa auf der Grundlage der 
neuen Regelung bis Ende 2005 gezahlte Preis identisch 
sei mit dem Preis, der gemäß der Entscheidung Alumix 
keine Beihilfe darstellte, nicht der Schluss gezogen wer­
den, es sei keine substanzielle Änderung der Maßnahme 
erfolgt; in diesem Zusammenhang wird auf die Schluss­
anträge von Generalstaatsanwalt Fennelly in der Rechts­
sache Republik Italien und Sardegna Lines gegen die 
Kommission ( 98 ) verwiesen. Zur Frage, was eine substan­
zielle Änderung einer Beihilfemaßnahme darstellt, erklärte 
Generalstaatsanwalt Fennelly: „Die Einführung einer völlig 
neuen Methode zur effektiven Gewährung des gleichen 
Beihilfenniveaus stellte offensichtlich eine erhebliche Um­
gestaltung der ursprünglichen Regelung dar.“ Der bean­
standete Tarif ist deshalb eine völlig andere Maßnahme 
als diejenige, die Gegenstand der Entscheidung Alumix 
war. Somit sind die Schlussfolgerungen zu Alumix für 
den vorliegenden Fall irrelevant, selbst wenn man unter­
stellte, die Entscheidung Alumix wäre zeitlich nicht be­
grenzt gewesen. 

(210) Aus den gleichen Gründen ist die von Alcoa angeführte 
Rechtsprechung zu den Koordinationszentren mit Sitz in 
Belgien keine zuverlässige Grundlage für die Forderung, 
die gleichen Verfahrensgarantien anzuwenden, wie sie für 
bestehende Beihilfen gelten. Dieses Urteil bezieht sich auf 
Fälle, in denen die Kommission ihre Beurteilung einer 
Beihilferegelung ändert, die sie zuvor nicht als staatliche 
Beihilfe eingestuft hatte. In Randnummer 77 des Urteils 
legt der Gerichtshof den Grundsatz fest, dass die Kom­
mission in solchen Fällen das Verfahren anzuwenden hat, 
das für die Überprüfung bestehender Beihilfen vorgesehen 
ist. Dieser Grundsatz gilt aber nur, wenn an der Beihilfe­
regelung keine substanziellen Änderungen vorgenommen 
wurden. Im vorliegen Fall wurde das Tarifsystem für Al­
coa vom Mitgliedstaat substanziell verändert (vgl. Erwä­
gungsgründe 205-208). Die Kommission rückt also nicht 
von ihrer vorherigen Beurteilung derselben Maßnahme 
ab, sondern bewertet vielmehr eine andere Maßnahme.
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( 97 ) Urteil des Gerichts erster Instanz in Diputacion Foral de Alava u. 
a./Kommission, verbundene Rechtssachen T-127/99, T-129/99 und 
T-148/99, Slg. 2002, S. II-1275, Randnr. 175, zitiert in Randnr. 
114 des Urteils des Gerichts. 

( 98 ) Verbundene Rechtssachen C 15/98 und C 105/99, Italienische Re­
publik und Sardegna Lines/Kommission, Slg. 2000, S. I-8855, 
Randnr. 74 der Schlussanträge.



(211) Die beschriebenen Änderungen können nicht von der 
ursprünglichen Regelung abgetrennt werden, weil sie 
den Kern des Finanzierungsmechanismus berühren, so­
dass der beanstandete Tarif insgesamt eine Beihilfe dar­
stellt; siehe hierzu auch die Rechtsprechung in der 
Rechtssache Gibraltar ( 99 ). 

6.3.3. Schlussfolgerungen zur Definition des Tarifs als neue 
Beihilfe 

(212) Unter Würdigung der vorstehenden Ausführungen ver­
tritt die Kommission die Auffassung, dass die Verlänge­
rung des Alcoa gewährten Tarifs eine neue Beihilfe dar­
stellt, deren Beginn auf den 1. Januar 2006 beziehungs­
weise auf das Datum des Inkrafttretens des Gesetzes Nr. 
80/2005 zu datieren ist. 

6.4. Rechtmäßigkeit der Beihilfe 

(213) Nach Artikel 88, Absatz 3 EG-Vertrag müssen die Mit­
gliedstaaten die Kommission von jeder beabsichtigten 
Einführung oder Umgestaltung von Beihilfen unterrichten 
und dürfen die beabsichtigte Maßnahme nicht durchfüh­
ren, bevor die Kommission eine abschließende Entschei­
dung erlassen hat. 

(214) Da Italien Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 
80/2005 nicht angemeldet hat, ist die Beihilfe rechtswid­
rig. 

6.5. Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemein­
samen Markt 

(215) In Abweichung vom allgemeinen Beihilfeverbot gemäß 
Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag kann eine Beihilfe für 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt werden, 
wenn sie die Voraussetzung für eine der im Vertrag ge­
nannten Ausnahmen erfüllt. 

(216) Die Alcoa gemäß Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 
80/2005 gewährte staatliche Beinhilfe kann als Betriebs­
beihilfe eingestuft werden, die mit dem Gemeinsamen 
Markt grundsätzlich nicht vereinbar ist. In der Rechts­
sache Italien/Kommission ( 100 ) befand der Gerichtshof, 
dass die streitige Beihilfe, die ohne besondere Bedingung 
und nur entsprechend der verwendeten Mengen gewährt 
wurde, als eine Betriebsbeihilfe für die betroffenen Unter­
nehmen anzusehen sei und dass sie als solche die Han­
delsbedingungen in einer Weise verändere, die dem ge­
meinsamen Interesse zuwiderlaufe. 

(217) Auch in der Rechtssache Siemens/Kommission ( 101 ) hielt 
das Gericht erster Instanz an dem Grundsatz fest, dass 
„Betriebsbeihilfen, also Beihilfen, mit denen ein Unterneh­
men von den Kosten befreit werden soll, die es normaler­
weise im Rahmen seiner laufenden Verwaltung oder sei­

ner üblichen Tätigkeiten hätte tragen müssen, grundsätz­
lich nicht in den Anwendungsbereich des Artikels 92 
Absatz 3 [nunmehr Artikel 87 Absatz 3] fallen […] 
Nach der Rechtsprechung verfälschen diese Beihilfen 
nämlich grundsätzlich die Wettbewerbsbedingungen in 
den Sektoren, in denen sie gewährt werden, ohne inso­
weit ihrer Natur nach geeignet zu sein, einen der in den 
genannten Ausnahmebestimmungen festgesetzten Zwe­
cke zu erreichen“. 

(218) Es gibt jedoch klar definierte Situationen, in denen die 
Gewährung einer Betriebsbeihilfe möglich ist. Insbeson­
dere können Betriebsbeihilfen, die auf den Schutz der 
Umwelt abstellen, auf der Grundlage des Gemeinschafts­
rahmens für staatliche Umweltschutzbeihilfen gewährt 
werden ( 102 ). Auch können Betriebsbeihilfen in Förder­
gebieten in Ausnahmefällen als Regionalbeihilfen geneh­
migt werden. Die Kommission hat geprüft, ob der für 
Alcoa festgesetzte Tarif unter eine der genannten Katego­
rien fallen könnte. 

(219) Im Hinblick auf die Genehmigung des Tarifs als Umwelt­
schutzbeihilfe schließt die Kommission diese Möglichkeit 
aus, da der in Rede stehende Tarif keine ökologischen 
Zielsetzungen verfolgt. 

6.5.1. Vereinbarkeit mit den Leitlinien für staatliche Beihilfen 
mit regionaler Zielsetzung (Sardinien) 

(220) In Ausnahmefällen können Betriebsbeihilfen in Förder­
gebieten gewährt werden, die aufgrund der Ausnahme­
bestimmungen in Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a EG- 
Vertrag vorgesehen sind. Während des fraglichen Zeit­
raums war die Region Veneto, in der die Anlage Fusina 
liegt, gemäß dem genannten Artikel nicht beihilfeberech­
tigt. Die Region Sardinien hingegen war bis Ende 2006 
beihilfeberechtigt. Die Kommission hat deshalb geprüft, 
ob der Vorzugstarif für die Anlage in Portovesme auf der 
Grundlage der Regionalleitlinien von 1998 ( 103 ) bis zu 
diesem Datum genehmigt werden könnte. 

(221) Gemäß Ziffer 4.15 der Regionalleitlinien können Be­
triebsbeihilfen ausnahmsweise genehmigt werden, i) 
wenn sie aufgrund ihres Beitrags zur Regionalentwick­
lung und ihrer Art nach gerechtfertigt sind, und ii) 
wenn ihre Höhe den auszugleichenden Nachteilen ange­
messen ist. Es obliegt den Mitgliedstaaten, die Existenz 
und den Umfang solcher Nachteile nachzuweisen. Gemäß 
Ziffer 4.17 der Regionalleitlinien müssen die Betriebsbei­
hilfen zeitlich begrenzt und degressiv gestaffelt sein. 

(222) Italien macht geltend (vgl. Erwägungsgrund 125), das in 
der Entscheidung Alumix anerkannte und weiterhin be­
stehende Problem der hohen Stromkosten bei der Her­
stellung von Aluminium auf Sardinien und im Veneto 
rechtfertige die Verlängerung des Tarifs. 

(223) In der Entscheidung Alumix wurde der Tarif für den 
Zeitraum 1996-2005 nicht etwa als Regionalbeihilfe an­
erkannt, sondern es wurde festgestellt, dass es sich nicht 
um eine Beihilfe handelte. Somit ist das Vorbringen nicht 
haltbar, die Kommission habe in der Entscheidung Alu­
mix anerkannt, dass die Gewährung einer Betriebsbeihilfe 
auf der Grundlage regionaler Erwägungen gerechtfertigt 
sei.
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( 99 ) Urteil des Gerichts erster Instanz vom 30. April 2002 in Regierung 
von Gibraltar/Kommission, verbundene Rechtssachen T-195/01 
und T-207/01, Slg. 2002, II-2309, Randnr. 111: „Daher wird die 
ursprüngliche Regelung durch die Änderung nur dann in eine neue 
Beihilferegelung umgewandelt, wenn die Änderung sie in ihrem 
Kern betrifft. Um eine derartige wesentliche Änderung kann es 
sich jedoch nicht handeln, wenn sich das neue Element eindeutig 
von der ursprünglichen Regelung trennen lässt.“ 

( 100 ) Vgl. das Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 6. November 
1990 in der Sache Italien/Kommission, Rechtssache C-86/89, Slg. 
1990, S. I-3891, und in der Sache Frankreich/Kommission, Rechts­
sache C 301/87, Slg. 1990, Randnr. 50. 

( 101 ) Vgl. das Urteil des Gerichtshofs erster Instanz vom 8. Juni 1995 in 
der Sache Siemens/Kommission, Rechtssache T-459/93, Slg. 1995, 
S. II-1675, Randnr. 48. 

( 102 ) ABl. C 37 vom 3.2.2001, S. 3 und ABl. C 82 vom 1.4.2008, S. 1. 
( 103 ) Vgl. Fußnote 34.



(224) Gemäß Ziffer 2 der Regionalleitlinien können „eine ein­
zelne Ad-hoc-Beihilfe zugunsten nur eines Unternehmens 
oder Beihilfen, die auf einen einzigen Wirtschaftszweig 
begrenzt sind, erhebliche Auswirkungen auf den Wett­
bewerb in dem betroffenen Markt haben, tragen jedoch 
möglicherweise nur geringfügig zur regionalen Entwick­
lung bei (…) Infolgedessen werden die genannten Frei­
stellungen grundsätzlich nur für sektorenübergreifende 
Beihilferegelungen gewährt, die in dem jeweiligen Gebiet 
sämtlichen Unternehmen der betreffenden Wirtschafts­
zweige zugänglich sind.“ Ein selektiv nur einzelnen Un­
ternehmen des Metallurgiesektors gewährter Stromtarif 
widerspricht eindeutig dem Geist des Regelungsrahmens 
für Beihilfen mit regionaler Zweckbestimmung, dem­
zufolge diese Beihilfen multisektorieller Natur sein müs­
sen. Da jedoch kein absolutes Verbot von Ad-hoc-Beihil­
fen besteht, hat die Kommission geprüft, ob die Gewäh­
rung des in Rede stehenden Stromtarifs durch außerge­
wöhnliche Umstände gerechtfertigt wäre. 

(225) Insbesondere hat die Kommission die von Italien und 
Alcoa dokumentierten Probleme des sardischen Strom­
sektors untersucht. 

6.5.1.1. Der sardische Strommarkt im italienischen Kon­
text 

(226) Der italienische Strommarkt ist generell durch eine hohe 
Konzentration gekennzeichnet, mit einer etwas geringe­
ren Ausprägung im Norden des Landes. Marktbeherr­
schender Stromlieferant ist in allen Regionen der Ex-Mo­
nopolist ENEL, mit Ausnahme von Sardinien, wo ENEL 
zusammen mit E.ON eine Duopolstellung innehat. ENEL 
besitzt eine erhebliche Marktmacht und hat diese laut der 
italienischen Wettbewerbsbehörde im Zeitraum 2004- 
2005 missbraucht. Die landesweit generell hohen Strom­
preise hängen damit zusammen, dass der Energiemix auf 
fossilen Brennstoffen (vorwiegend Erdgas) basiert, keine 
Kernkraftwerke vorhanden sind und bei den Verbin­
dungskapazitäten mit dem Rest Europas Netzengpässe 
bestehen. 

(227) In Sardinien, auf das 4,1 % der installierten Leistung in 
Italien entfallen ( 104 ), wird der Strom hauptsächlich in 
Wärmekraftwerken erzeugt, die mit fossilen Brennstoffen 
(Kohle, Diesel, Raffinerierückstände) betrieben werden. 
Auf der Insel existiert keine Infrastruktur zur Verteilung 
von Erdgas. 

(228) Das Überangebot an Strom auf Sardinien, insbesondere 
im hochpreisigen Segment (Dieselkraftwerke), ist auf nie 
realisierte Pläne der Regierung zurückzuführen, die 
Schwerindustrie des Landes auf dieser Insel zu konzen­
trieren. Das hatte seinerzeit den Stromversorger ENEL 
dazu veranlasst, erhebliche Investitionen in Stromerzeu­
gungsanlagen zu tätigen. Die Stromübertragung von Sar­
dinien zum italienischen Festland ist unter anderem 
durch die bescheidene Kapazität der Verbindung ( 105 ) be­
grenzt, wodurch es häufig zu Netzengpässen kommt. 

(229) Die Stromversorgung auf Sardinien ist zu 95 % in der 
Hand der beiden Versorger ENEL und E.ON (auf E.ON 
entfallen ca. 58 %, auf ENEL ca. 42 %). Gemäß der Unter­
suchung der Wettbewerbssituation im Stromsektor ( 106 ) 
lässt sich Sardinien als Duopol mit „kollektiver Domi­
nanz“ bezeichnen. Die Marktkonzentration ist hoch, 
wenn auch nicht die höchste in ganz Italien ( 107 ). Da 
E.ON und ENEL praktisch alle Mittel- und Spitzenlast­
kraftwerke kontrollieren, bestimmen sie den Strompreis 
praktisch für alle Stunden. Trotzdem erscheint die Situa­
tion auf Sardinien weniger kritisch als im Süden Ita­
liens ( 108 ), wo ENEL den Preis für alle Stunden festlegt. 

(230) Die Großhandelspreise für Strom in Italien zählen zu den 
höchsten in Europa ( 109 ), und die Preise auf Sardinien zu 
den höchsten in Italien. 2007 lag der „nationale Einheits­
preis“ (prezzo unico nazionale PUN) bei 70,99 EUR pro 
MWh, der mittlere Preis für die Zone Sardinien bei 75 
EUR pro MWh (2006: 80 EUR/MWh) ( 110 ). In den Jahren 
2008 und 2009 hat sich die Tendenz zur Preissteigerung 
auf Sardinien fortgesetzt. Im ersten Halbjahr 2009 lag der 
mittlere Preis hier konstant über dem landesweiten Preis 
(106,60 EUR/MWh gegenüber einem PUN von 60,50 
EUR/MWh). Informationen über Strompreise auf der 
Grundlage bilateraler Vereinbarungen auf Sardinien liegen 
nicht vor, da diese Daten nicht öffentlich zugänglich sind 
und Italien hierzu keine Angaben vorgelegt hat (vgl. Er­
wägungsgrund 63). 

(231) Insgesamt ist der Strommarkt auf Sardinien durch eine 
Reihe von Problemen gekennzeichnet (die zum Teil je­
doch in ganz Italien anzutreffen sind), nämlich: hohe 
Preise, hoher Konzentrationsgrad des Marktes, markt­
beherrschende Stellung der Hauptakteure, Kapazitätsüber­
schuss im kostenintensiven Segment, relative Ineffizienz 
der veralteten Erzeugungsanlagen, fehlende Infrastruktur 
zur Verteilung von Erdgas, gelegentliche Netzengpässe. 

6.5.1.2. Beitrag zur regionalen Entwicklung 

(232) Zunächst ist zu prüfen, ob die genannten Probleme gra­
vierende Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwick­
lung Sardiniens haben. Die Strompreise auf der Insel sind 
hoch und die Verbindungskapazitäten begrenzt. In der 
Sache C 34/02 ( 111 ) hat die Kommission nicht anerkannt, 
dass das Fehlen eines Versorgungsnetzes ein Nachteil für 
die Entwicklung der KMU sei.
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( 104 ) Quelle: „Indagine conoscitiva sullo stato della liberalizzazione dei 
settori dell’energia elettrica e del gas naturale“, Mai 2005. 

( 105 ) Zurzeit ist Sardinien über das Hochspannungs-Seekabel SACOI, 
das eine Übertragungskapazität von 270 MWh hat, mit dem ita­
lienischen Festland verbunden. 

( 106 ) Vgl. Fußnote 43. 
( 107 ) Der HHI-Index für Sardinien liegt zwischen 3 000 und 3 500. Im 

Süden ist er jedoch höher. 
( 108 ) In Sardinien kann E.ON den Strompreis für 67 % der Stunden 

festlegen, ENEL für 29 %. Unter Einbeziehung auch der angrenzen­
den Gebiete legt ENEL in der Makroregion Macrosud-Sardegna den 
Strompreis für 63 % der Stunden fest. In der Region MacroSud 
hingegen bestimmt ENEL den Strompreis für 100 % der Stunden. 

( 109 ) So lag der durchschnittliche Großhandelspreis für Grundlaststrom 
auf dem Day-ahead-Markt der italienischen Strombörse IPEX im 
Jahr 2007 bei 70,99 EUR pro MW/h gegenüber 37,97 EUR an 
der deutschen Strombörse EEX und 40,78 EUR an der französi­
schen Strombörse Powernext. 

( 110 ) Jahresbericht der Behörde für Strom und Gas AEEG für 2008, auf 
der Grundlage der Daten des Betreibers der italienischen Strom­
börse GME. 

( 111 ) Vgl. Fußnote 38.



(233) Zwar sind KMU faktisch weniger stark von hohen Strom­
preisen betroffen als die großen stromintensiven Bran­
chen, doch können die Interessen eines einzelnen Sektors 
nicht automatisch mit denen einer Region gleichgestellt 
werden. Mit anderen Worten: In einem Fördergebiet kön­
nen Betriebsbeihilfen nicht genehmigt werden, wenn nur 
ein Sektor von Schwierigkeiten betroffen ist; vielmehr 
muss nachgewiesen werden, dass die Beihilfen dauerhaft 
zur regionalen Entwicklung beitragen. Die Kommission 
ist der Auffassung, dass Italien die auf die Situation am 
sardischen Strommarkt zurückzuführende regionale Be­
nachteiligung nicht hinreichend nachgewiesen hat. 

(234) Selbst wenn eine regionale Benachteiligung vorläge, 
müssten die in den Regionalleitlinien festgelegten Krite­
rien erfüllt sein. Die Beihilfe muss dauerhaft zur regiona­
len Entwicklung beitragen und in einem angemessenen 
Verhältnis zu den auszugleichenden Nachteilen stehen. 

(235) Im vorliegenden Fall wurde nicht plausibel dargelegt, dass 
die genannte Betriebsbeihilfe einen dauerhaften Beitrag 
zur regionalen Entwicklung leistet. Selbst unter der Hy­
pothese, dass der Weiterbetrieb der Aluminiumhütten 
von Alcoa (oder anderer durch den Vorzugsstromtarif 
Begünstigter) zur Beschäftigung und zur Aufrechterhal­
tung des Verarbeitenden Gewerbes auf Sardinien beitra­
gen würde, wären diese Auswirkungen nicht von lang­
fristiger Natur. Denn wie Alcoa ausführt, hätte die Auf­
hebung des Vorzugstarifs die sofortige Schließung der 
Anlage in Portovesme zur Folge. Die italienischen Behör­
den wollen den Vorzugstarif jedoch als befristete Maß­
nahme verstanden wissen, die nur bis zur 2010 anvisier­
ten Fertigstellung der laufenden Infrastrukturprojekte 
zum Ausbau der Energieerzeugung und des Verbindungs­
netzes (der Gasleitung GALSI und des Hochspannungs- 
Seekabels SAPEI) gewährt werden soll. Es ist nun zu 
prüfen, ob die genannte strukturelle Entwicklung geeignet 
ist, die Strompreise auf ein Niveau zu senken, das den 
Bedürfnissen der Aluminiumhersteller entspricht. Nach 
Ansicht der Kommission wird die neue Infrastruktur 
auf Sardinien die Erzeugung und den Verkauf von Elek­
trizität zu einem Preis ermöglichen, der in etwa dem auf 
dem italienischen Festland entspricht, und damit zur Be­
seitigung der Regionalgefälles beitragen. Die Kommission 
kann jedoch nicht erkennen, wie sich durch die genann­
ten Projekte eine Senkung des Strompreises auf ein Ni­
veau von 30 EUR/MWh bewerkstelligen ließe, das Alcoa 
zufolge notwendig ist, damit der Betrieb einer Alumini­
umhütte wirtschaftlich ist. 

(236) Die Kommission stellt weiter fest, dass ein Beitrag des 
Staates zur Senkung der Stromkosten für Großkunden 
nicht dazu führt, dass die Stromversorger zur Bindung 
ihrer wichtigsten Kunden die Preise senken, und auch 
eine Verschlechterung der Kostenstrukturen nicht verhin­
dert. Vielmehr werden die Stromversorger dadurch ver­
anlasst, ihre Marktmacht zu nutzen. Denn selbst wenn es 
zuträfe, dass vor dem Hintergrund der Überkapazitäten 
Alcoa normalerweise in der Lage sein müsste, einen kon­
kurrenzfähigen Preis auszuhandeln, wenn dies nicht 
durch die Marktmacht der Stromversorger verhindert 

würde (die ein Interesse an der Beibehaltung hoher Preise 
haben können, vgl. die Erwägungsgründe 121 bzw. 99), 
so hält die Kommission doch an ihrer Auffassung fest, 
dass ein Vorzugstarif nicht das geeignete Instrument ist, 
um dieser Marktmacht entgegenzutreten. 

(237) Im Übrigen ist anzumerken, dass die Entscheidung Alu­
mix auf der gegenteiligen Annahme begründet war, näm­
lich dass Großkunden wie Alcoa durch ihre starke Ver­
handlungsposition gegenüber ENEL durchaus eine ge­
wisse Marktmacht besäßen, die ENEL, wenn es ein pri­
vatwirtschaftlich geführtes Unternehmen gewesen wäre, 
dazu veranlasst hätte, den Preis zu senken. 

6.5.1.3. Verhältnismäßigkeit 

(238) Die Alcoa gewährte Unterstützung ist erheblich höher als 
jede mögliche Spreizung der Strompreise für diese Kun­
denkategorie zwischen dem italienischen Festland und 
Sardinien. Daher ist die Verhältnismäßigkeit des Vorzugs­
tarifs im Hinblick auf die regionale Benachteiligung, die 
er ausgleichen sollte, nicht gegeben. 

6.5.1.4. Degressive Staffelung 

(239) Regionale Betriebsbeihilfen müssen degressiv gestaffelt 
sein (vgl. Ziffer 4.17 der Regionalleitlinien). Die italie­
nische Strom- und Gasregulierungsbehörde AEEG legte 
den mit Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 80/2005 
eingeführten Indexierungsmechanismus des von Alcoa zu 
zahlenden Tarifs dahingehend aus (vgl. Erwägungsgründe 
49 und 50), dass der Stromtarif jährlich um einen Pro­
zentsatz angehoben wird, der die Entwicklung der Ener­
giepreise in der EU widerspiegelt, jedoch nur bis zu einer 
Obergrenze von 4 %. Dieser Tarif ist also nur dann de­
gressiv, wenn die Nettodurchschnittspreise in der EU real 
sinken (da der Tarif für Alcoa nicht sinken, sondern aus­
schließlich steigen kann). In allen anderen Fällen ist der 
Tarif progressiv und mit einem wachsenden Vorteil für 
Alcoa verbunden ( 112 ). In einem Kontext rasch steigender 
Preise in der EU hat sich die Alcoa gewährte Beihilfe seit 
Einführung des in Rede stehenden Tarifs in realen Werten 
kontinuierlich erhöht. 

6.5.1.5. Schlussfolgerungen zur Vereinbarkeit der Maß­
nahme als Regionalbeihilfe für Sardinien 

(240) Angesichts dieser Sachverhalte kann die Verlängerung des 
in Rede stehenden Vorzugstarifs nach Auffassung der 
Kommission nicht als Regionalbeihilfe auf der Grundlage 
der Regionalleitlinien von 1998 angesehen werden. Da 
Sardinien im Zeitraum 2007-2013 nicht länger als För­
dergebiet im Sinne von Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a 
gilt, ist eine Prüfung der Vereinbarkeit der Maßnahme 
anhand der Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regiona­
ler Zielsetzung 2007—2013 nicht erforderlich.
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( 112 ) Selbst wenn die durchschnittlichen Preise in der EU einen Anstieg 
von unter 4 % verzeichneten, würde der Vorteil für Alcoa in ab­
soluten Zahlen dennoch steigen. Bei einem als Rechenbeispiel ver­
wendeten Tarif für Alcoa von 30 EUR gegenüber einem durch­
schnittlichen Strompreis in Europa bei 60 EUR (Vorteil für Alcoa: 
30 EUR), würde sich bei einer Erhöhung um 3 % für Alcoa ein 
Preis von 30,90 EUR ergeben, gegenüber einem durchschnittlichen 
Strompreis in Europa von 61,80 EUR (neuer Vorteil: 30,90 EUR).



6.5.2. Weitere Erwägungen zur Vereinbarkeit (Veneto und 
Sardinien) 

(241) Italien und Alcoa machen geltend, der fragliche Tarif 
diene dem Ausgleich der Defizite der Strommärkte, auf­
grund derer noch keine wettbewerbsfähigen Preise mög­
lich seien. Die Wettbewerbsfähigkeit der stromintensiven 
Industriezweige, zu denen auch die Erzeugung von Pri­
märaluminium zähle, werde durch hohe Strompreise be­
droht. Die Beihilfe trage dazu bei, eine Verlagerung der 
Standorte nach außerhalb Europas zu verhindern. Sie 
habe insofern einen Anreizeffekt, als das Unternehmen 
im gegenteiligen Fall, d. h. ohne die Beihilfe, die Anlagen 
auf Sardinien und im Veneto werde schließen müssen. 

(242) Hierzu ist Folgendes zu bemerken. Streng genommen 
können die Schwächen und Defizite der Strommärkte 
nicht als Marktversagen betrachtet werden, denn Markt­
versagen bedeutet, dass ein wettbewerbsorientierter Markt 
nicht aus sich heraus in der Lage ist, ein wirklich sozial­
verträgliches Resultat zu erzielen; im vorliegenden Fall 
besteht das Problem aber darin, dass die Märkte nicht 
hinreichend wettbewerbsfähig sind. Die Lösung kann 
nur in mehr — und nicht in weniger — Wettbewerb 
liegen, d. h. in der Schaffung eines echten integrierten 
Energiemarktes. Die Festsetzung der Stromtarife durch 
den Staat bewirkt in der Regel das Gegenteil, sie schafft 
Hemmnisse und verhindert den Zugang neuer Akteure 
zum Markt, behindert somit die Integration. Deshalb ver­
tritt die Kommission den Standpunkt, dass eine in Form 
künstlich niedriger Vorzugstarife gewährte Betriebsbei­
hilfe kein geeignetes Instrument darstellt, um die Defizite 
der Energiemärkte zu beseitigen. 

(243) Im Übrigen schlagen Expertengremien wie die Hochran­
gige Gruppe für Wettbewerbsfähigkeit, Energie und Um­
welt in ihren häufig zitierten Schlussfolgerungen (Erwä­
gungsgründe 78 und 124) keineswegs vor, Probleme der 
Wettbewerbsfähigkeit aufgrund hoher Energiepreise 
durch spezifische staatliche Beihilfen zu lösen, sondern 
betonen die Notwendigkeit der uneingeschränkten Ein­
haltung der Regelungen zu staatlichen Beihilfen ( 113 ). 

(244) Da die Kommission bereits in ihrer Entscheidung zur 
Sache Terni ( 114 ) Zweifel an einer Argumentation geäu­
ßert hat, die auf die Verknüpfung von Beihilfemaßnah­
men mit dem Ziel der Verhinderung einer Standortver­

lagerung von Industriezweigen nach außerhalb der EU 
abstellt, ist eine weitere Vertiefung der Analyse in der 
vorliegenden Entscheidung nicht erforderlich. 

(245) Wegen der gegenwärtig niedrigen Weltmarktpreise für 
Aluminium aufgrund des Nachfragerückgangs im Zusam­
menhang mit der allgemeinen Wirtschaftskrise ist es 
möglich, dass die von Alcoa in Italien betriebenen An­
lagen ohne den Vorzugstarif zumindest kurzfristig nicht 
rentabel arbeiten oder Verluste machen. Auch eine völlige 
Stilllegung der Anlagen ist nicht auszuschließen, wobei 
eine solche Entscheidung allerdings auch von anderen 
Faktoren beeinflusst sein wird, z. B. von den sozialen 
und ökologischen Kosten einer Schließung oder vom 
Kosten- und Zeitaufwand für den Aufbau neuer Kapazi­
täten, um einen Verlust von Marktanteilen zu verhindern. 

6.5.3. Der Vorschlag eines virtuellen Kraftwerks (Sardinien) 

(246) Mit Schreiben vom 19. Januar 2007 (nachstehend 
„Schreiben von 2007“) haben die Dienststellen der Gene­
raldirektion Wettbewerb der Kommission das Konzept 
einer Übergangsmaßnahme in Form einer schrittweisen 
Reduzierung des auf Sardinien gewährten Stromtarifs er­
kundet; dies erfolgte in Erwägung des Umstands, dass die 
Situation auf dem sardischen Markt (unter anderem auf­
grund der Insellage, der begrenzten Verbindungsmöglich­
keiten zum italienischen Festland und der ungünstigen 
Wettbewerbsbedingungen) die Gewährung einer Betriebs­
beihilfe in Form eines Vorzugstarifs für einen Übergangs­
zeitraum („Phasing-out“) von zwei Jahren ( 115 ) ausnahms­
weise zu rechtfertigen schienen, wenn im Gegenzug Maß­
nahmen zur Erhöhung des Wettbewerbs auf dem sar­
dischen Markt in Form der Einrichtung eines virtuellen 
Kraftwerks (Virtual Power Plant VPP) ( 116 ) ergriffen wür­
den. Die Anlage im Veneto wurde in diesem Schreiben 
explizit ausgeschlossen ( 117 ). 

(247) Im Schreiben von 2007 wurde ausgeführt, dass ein ge­
eignetes VPP die Abtretung von virtueller Erzeugungs­
kapazität an dritte Stromlieferanten vorsehen, etwa 
25 % des Strombedarfs auf Sardinien abdecken und 
eine Laufzeit von mindestens 5 Jahren haben müsse. 
Darüber hinaus wurde die rasche Aufnahme einer Zu­
sammenarbeit zwischen den Dienststellen der Generaldi­
rektion Wettbewerb der Kommission und den italie­
nischen Behörden vorgeschlagen, um die Modalitäten 
des VPP im Einzelnen festzulegen.
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( 113 ) So kommt die Hochrangige Gruppe in ihrem Dritten Bericht vom 
Februar 2007 zu folgendem Schluss: „Vor diesem Hintergrund 
kann der Einsatz von Anreizen, darunter Zuschüsse mit allgemei­
ner Zielsetzung und staatliche Beihilfen, als politisches Instrument 
gerechtfertigt sein. [Diese Anreize] können der Beförderung eines 
verantwortlichen Umwelt- und Sozialverhaltens, dem sozialen Zu­
sammenhalt, der nachhaltigen Entwicklung und der kulturellen 
Vielfalt dienen. Ihr Einsatz sollte jedoch nur bei einem klaren 
Marktversagen erfolgen, wenn die Zuschüsse nachweislich das ge­
eignete Instrument darstellen, um ein klar definiertes Ziel von 
allgemeinem Interesse zu verfolgen, und wenn sichergestellt ist, 
dass sie weder die Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen noch die 
Umwelt schädigen. […] Ein Eingreifen ist angezeigt, wenn solche 
Zuschüsse andere politische Zielsetzungen wie den Kampf gegen 
den Klimawandel, die Lissabon-Strategie für nachhaltiges Wachs­
tum und Beschäftigung, das ordnungsgemäße Funktionieren der 
Energiemärkte oder den Zugang zu Rohstoffen gefährden, ohne 
dass die ursprünglichen Zielsetzungen erreicht werden.“ 
(http://ec.europa.eu/enterprise/environment/hlg/doc_07:third_ 
report_27_02_2007.pdf). 

( 114 ) Entscheidung der Kommission vom 20.11.2007 betreffend die von 
Italien zugunsten von ThyssenKrupp, Cementir und Nuova Terni 
Industrie Chimiche durchgeführte Beihilfe Nr. C 36/A/2006, Erwä­
gungsgründe 144 und 145. 

( 115 ) In diesem Schreiben hieß es: „Wir legen Wert auf die Klarstellung, 
dass die schrittweise Reduzierung in jedem Fall auf den (von uns 
mit ca. 2 Jahren veranschlagten) Zeitraum begrenzt sein muss, den 
die VPP zur Entfaltung ihrer Wirkung benötigt, und dass diese 
Maßnahme nach dem Grundsatz der einmaligen Gewährung er­
folgt“. 

( 116 ) Bei einem virtuellen Kraftwerk treten die etablierten Betreiber im 
Rahmen von Vergabeverfahren Erzeugungskapazitäten ab. Dieses 
Instrument wird in der Regel zur Förderung des Wettbewerbs 
auf dem Großkundenmarkt eingesetzt, da es dem Marktbeherrscher 
den Anreiz nimmt, seine Marktmacht auszunutzen und die Preise 
auf den Kassa- und Terminmärkten künstlich hochzuhalten. Der 
Preis, den die Erwerber von Erzeugungskapazität entrichten, setzt 
sich zusammen aus einem vertraglich festgesetzten Basispreis 
(strike price) der in der Regel die variablen Kosten der Erzeugungs­
anlagen widerspiegelt, sowie einer im Rahmen des Vergabeverfah­
rens festgesetzten Prämie. 

( 117 ) Die Begründung lautete wie folgt: „Für Betriebe auf dem Festland 
scheinen die besonderen Marktbedingungen, wie sie auf Sardinien 
anzutreffen sind, nicht zu gelten. Die Generaldirektion Wettbewerb 
kann kein Motiv erkennen, von den Grundsätzen für die Gewäh­
rung staatlicher Beihilfen abzuweichen“.

http://ec.europa.eu/enterprise/environment/hlg/doc_07:third_report_27_02_2007.pdf
http://ec.europa.eu/enterprise/environment/hlg/doc_07:third_report_27_02_2007.pdf


(248) Mit erheblicher zeitlicher Verzögerung übertrug Italien 
der Strom- und Gasregulierungsbehörde AEEG am 
9. Juli 2009 durch den Erlass entsprechender Rechtsvor­
schriften die Befugnis, einen solchen Mechanismus ein­
zurichten. Am 17. August 2009 legte die AEEG per 
Beschluss (Delibera ARG/elt 115/09) die Bestimmungen 
zur Einrichtung des VPP fest. Die Modalitäten stehen im 
Einklang mit den im Schreiben von 2007 festgelegten 
Kriterien. Die Abschaffung des Tarifs soll drei Monate 
nach Inbetriebnahme des VPP erfolgen, spätestens aber 
bis zum 31. Dezember 2009. 

6.5.3.1. Beschreibung des italienischen VPP 

(249) Gemäß den detaillierten Bestimmungen der AEEG müs­
sen sowohl ENEL als auch E.ON virtuelle Kapazitäten an 
Akteure abtreten, die mit keinem der beiden Unterneh­
men in Verbindung stehen. Die Höhe der abzutretenden 
Kapazitäten (ENEL: 225 MW, E.ON: 150 MW) wurde 
entsprechend der jeweiligen Marktmacht der beiden etab­
lierten Stromlieferanten festgelegt. Das VPP wird mindes­
tens 25 % des Strombedarfs auf Sardinien abdecken und 
eine Laufzeit von 5 Jahren haben, d. h. bis zur Fertig­
stellung der zurzeit laufenden Infrastrukturprojekte zur 
Verbesserung der Anbindung des sardischen Stromnetzes 
ans italienische Festland. 

(250) Die Vergabe wird allen Marktteilnehmern offen stehen, 
die Strom an Endverbraucher verkaufen. Die Laufzeit 
der angebotenen Produkte beträgt ein bzw. fünf Jahre. 
Die Vergabe bezieht sich auf den Zeitraum nach dem 
1. Januar 2010. 

(251) Aufgrund der physikalisch-technischen Gegebenheiten 
des sardischen Stromnetzes ist das italienische VPP als 
Finanzierungsinstrument konzipiert ( 118 ). Dabei müssen 
die Erwerber der Erzeugungskapazitäten den Endverbrau­
chern die vereinbarte Strommenge nicht physisch liefern. 
Sie profitieren von einer automatischen Zahlung, die je­
des Mal erfolgt, wenn der auf dem Day-ahead-Markt ge­
zahlte Preis einen bestimmten Schwellenwert übersteigt. 
Der Vorteil des Besitzes von VPP-Kapazitäten liegt für 
einen bereits auf dem Markt agierenden Anbieter oder 
für einen neuen Anbieter, der sich einen Kundenkreis 
aufbauen möchte, darin, dass das VPP als Absicherungs­
instrument für (andere) physisch abgewickelte Transaktio­
nen verwendet werden kann. 

(252) Die wettbewerbsfördernde Wirkung dieser Art von VPP 
besteht darin, dass für die marktbeherrschenden Strom­
lieferanten kein Anreiz mehr besteht, die eigene Markt­

macht zu nutzen, um die Preise auf dem Day-ahead- 
Markt hochzuhalten, da jeder mit dieser Strategie erzielte 
Vorteil an die Erwerber der Erzeugungskapazitäten gehen 
würde. 

6.5.3.2. Vereinbarkeit des Tarifs auf der Grundlage des 
VPP 

(253) Auch wenn das VPP wettbewerbsfördernde Auswirkun­
gen auf dem sardischen Strommarkt zeitigen dürfte und 
trotz des im Januar 2007 vorgelegten Vorschlags ist die 
Kommission zu der Schlussfolgerung gelangt, dass das 
VPP im vorliegenden Fall keine hinreichende Grundlage 
für die Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen 
Markt bildet, weder für einen Übergangszeitraum nach 
der Einführung des VPP noch für den Zeitraum vor der 
Einführung des VPP; die Gründe für diese Auffassung 
werden im Folgenden ausführlich erläutert. 

(254) Die Kommission schließt nicht aus, dass unter ganz be­
sonderen Umständen eine Maßnahme wie die „Liberali­
sierung eines Marktes“ (oder in diesem Fall treffender: 
eine strukturelle Maßnahme zur Verbesserung des Wett­
bewerbs auf einem gesetzlich liberalisierten, aber noch 
stark konzentrierten Markt) die Grundlage für die Verein­
barkeit einer staatlichen Beihilfe mit dem Gemeinsamen 
Markt darstellen kann. In diesem spezifischen Fall hat die 
Kommission die problematische Wettbewerbssituation 
auf dem sardischen Strommarkt ( 119 ), den ursächlichen 
Zusammenhang zwischen diesem Problem und der Bei­
hilfe sowie die Wirksamkeit des VPP als Korrekturinstru­
ment geprüft. 

(255) Zur Problematik des Wettbewerbs auf Sardinien ist zu­
nächst festzustellen, dass die dortigen hohen Preise auf 
eine Verknüpfung mehrerer Faktoren zurückzuführen 
sind: die ungenügende Vernetzung mit dem Festland, 
die Kostenstruktur des Erzeugungsportfolios und die 
Marktmacht der beiden etablierten Stromerzeuger. Die 
durch die Insellage bedingte ungenügende Vernetzung 
ist kein Problem der Liberalisierung, sondern eine natür­
liche Folge der geografischen Gegebenheiten. Zahlreiche 
Mitgliedstaaten der EU sind Inseln, und das Territorium 
fast aller Mitgliedstaaten umfasst Inseln mit ungenügen­
der oder fehlender Vernetzung. Die Kostenstruktur des 
Erzeugungsportfolios steht weder in unmittelbarem Zu­
sammenhang mit der Funktionsfähigkeit des Strom­
markts noch mit der Tatsache, dass die beiden Haupt­
lieferanten ihre Marktmacht nutzen. Sie hängt vielmehr 
mit der Verfügbarkeit der primären Energieressourcen 
und mit anderen physischen und geografischen Gegeben­
heiten zusammen, die die Investitionsentscheidungen der 
stromerzeugenden Unternehmen beeinflussen. Und 
schließlich ist ein stark konzentrierter Markt auf einer 
Insel wohl eher die Regel als die Ausnahme. Somit bleibt 
als einziger Faktor, in dem das Element des Wettbewerbs 
zum Tragen kommt, die Situation des Duopols, soweit 
sie die marktbeherrschenden Akteure dazu bewegen 
kann, hohe Preise festzusetzen. Dies ist jedoch nur einer 
der Faktoren, die zum hohen Preisniveau auf Sardinien 
beitragen.

DE 28.8.2010 Amtsblatt der Europäischen Union L 227/89 

( 118 ) Das VPP hat die Form eines Vertrags, der dem Erwerber von 
Erzeugungskapazität automatisch den Anspruch auf die Differenz 
(sofern positiv) zwischen dem den Erzeugern auf Sardinien am 
Day-ahead-Markt gezahlten Preis und dem Basispreis (strike price) 
zuerkennt. Der Erwerber von Erzeugungskapazität zahlt dem ab­
tretenden Unternehmen die bei der Vergabe festgesetzte Prämie 
und erhält von diesem den Differenzbetrag (sofern positiv) zwi­
schen dem am Day-ahead-Markt gezahlten Preis und dem strike 
price. ( 119 ) Die Kommission stützt sich dabei auf die Analyse der AEEG.



(256) Zweitens hat die Kommission eine Bewertung des ursäch­
lichen Zusammenhangs zwischen dem Vorzugstarif und 
der Situation auf dem sardischen Markt vorgenommen. 
Der Tarif stellte zu keinem Zeitpunkt darauf ab, die 
Wettbewerbssituation auf Sardinien zu verbessern, denn 
die von Italien angemeldeten sardischen Vorzugstarife 
zielten auf einen begrenzten Verbraucherkreis, noch 
dazu auf den mit der größten Verhandlungsmacht. Italien 
hat selbst eingeräumt, dass die Ausgestaltung des Alcoa 
gewährten Tarifs mit dem Ziel erfolgte, den von diesem 
Unternehmen auf Sardinien gezahlten Strompreis an den 
Preis anzugleichen, den vergleichbare Aluminiumherstel­
ler in anderen europäischen Ländern zahlen. 

(257) Die fragliche Beihilfe kann allenfalls zur Verschärfung der 
Situation beigetragen haben, die sich aus dem Duopol der 
Stromerzeugung ergab. Das System der Kompensations­
zahlungen, aus dem die in Rede stehende Maßnahme 
besteht, gab Alcoa insofern keinerlei Anreize, die eigene 
Nachfragemacht zur Senkung der Stromkosten zu nut­
zen, als das Interesse des Unternehmens an einer Strom­
versorgung zu möglichst geringen Kosten durch die Aus­
gleichszahlungen befriedigt wurde und nicht durch Nut­
zung der eigenen Verhandlungsposition auf dem Endkun­
denmarkt als wichtiger Stromverbraucher auf Sardinien. 
Dadurch, dass für Alcoa der Anreiz verringert wurde, mit 
dem etablierten Stromversorger andere als die von die­
sem angebotenen Bedingungen für die Stromlieferung 
auszuhandeln, können die Ausgleichszahlungen in gewis­
sem Maße den Wettbewerb auf dem Endkundenmarkt 
zum Schaden aller Stromverbraucher negativ beeinflusst 
haben, da sie zur Stärkung der finanziellen Position des 
etablierten Versorgers beitrugen. 

(258) Drittens scheint die beabsichtigte Verbesserung der Vo­
raussetzungen für einen wirksamen Wettbewerb durch 
Einrichtung eines VPP bezogen auf Umfang und Intensi­
tät der gewährten Beihilfe nicht angemessen zu sein. 
Vielmehr dürften die positiven Auswirkungen dieser 
Maßnahme auf den sardischen Markt eher begrenzt sein. 
Die Maßnahme wird sich ausschließlich auf das Verhalten 
der marktbeherrschenden Versorger auswirken, denn ein 
als Finanzierungsinstrument eingesetztes VPP wie das in 
Italien kann keine Auswirkungen auf die Vernetzung 
oder die Erzeugungskosten zeitigen und zielt, anders als 
ein „Tolling Agreement“, auch nicht darauf ab, eine struk­
turelle Veränderung des Marktes auf der Ebene der Er­
zeugung herbeizuführen. 

(259) Viertens verzerrt die Beihilfe den Wettbewerb auf dem 
Markt für Primäraluminium, während die Einrichtung des 
VPP eine gewisse Verbesserung der Wettbewerbsituation 
auf einem anderen Markt zeitigt, nämlich dem für Strom. 
Ein VPP ist naturgemäß nicht in der Lage, direkte Aus­
wirkungen auf dem Markt für Aluminium herbeizufüh­
ren. 

6.5.4. Schlussfolgerungen zur Vereinbarkeit der Beihilfe mit 
dem Gemeinsamen Markt (Veneto und Sardinien) 

(260) Deshalb ist die Kommission der Auffassung, dass auf den 
Alcoa gewährten Stromtarif zum Betreiben seiner Anla­

gen im Veneto und auf Sardinien keine der Ausnahmen 
nach Artikel 87 EG-Vertrag anwendbar ist. Die Ausnah­
men nach Artikel 87 Absatz 2 sind nicht anwendbar, 
weil die Beihilfe weder sozialer Art ist noch zur Beseiti­
gung von Schäden dient, die durch Naturkatastrophen 
oder sonstige außergewöhnliche Ereignisse entstanden 
sind, noch zum Ausgleich der durch die Teilung Deutsch­
lands verursachten wirtschaftlichen Nachteile erforderlich 
ist. Auch die Ausnahmen nach Artikel 87 Absatz 3 
Buchstaben b und d finden keine Anwendung, da die 
Maßnahme weder der Förderung wichtiger Vorhaben 
von gemeinsamem europäischen Interesse oder zur Behe­
bung einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben 
eines Mitgliedstaats noch der Förderung der Kultur und 
der Erhaltung des kulturellen Erbes dient. Hinsichtlich der 
Ausnahme nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a wird 
auf die Analyse in den Erwägungsgründen 220-240 ver­
wiesen, derzufolge der Tarif nicht als Förderung der wirt­
schaftlichen Entwicklung eines Gebiets anerkannt werden 
kann, in dem die Lebenshaltung außergewöhnlich niedrig 
ist oder eine erhebliche Unterbeschäftigung herrscht. 
Auch im Hinblick auf Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe c 
ergab die Analyse, dass der Tarif nicht als vereinbar mit 
dieser Ausnahme gelten kann (vgl. insbesondere die Er­
wägungsgründe 216, 217, 241-245 sowie 253-259). 

(261) Somit muss die Verlängerung des Vorzugstarifs für Alcoa 
durch Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes Nr. 80/2005 
und das Dekret von 2004 (soweit die Maßnahme auf die 
Anwendung des genannten Dekrets im Zeitraum Januar 
2006-Juni 2007 zurückgeführt werden kann — vgl. Er­
wägungsgrund 44) für mit dem Gemeinsamen Markt un­
vereinbar erklärt werden. 

6.6. Rückforderung 

(262) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
659/1999 des Rates ist bei Negativentscheidungen hin­
sichtlich rechtswidriger Beihilfen, die mit dem Gemein­
samen Markt unvereinbar sind, der wirksame Wett­
bewerb wiederherzustellen und die betreffende Beihilfe 
einschließlich Zinsen unverzüglich zurückzufordern, so­
fern der Rückforderung nicht ein allgemeiner Grundsatz 
des Gemeinschaftsrechts entgegensteht. 

6.6.1. Vertrauensschutz und andere allgemeine Grundsätze des 
Gemeinschaftsrechts, die der Rückforderung entgegenste­
hen können 

6.6.1.1. Vertrauensschutz 

(263) Nach ständiger Rechtsprechung darf der Begünstigte einer 
Beihilfe, die ohne vorherige Anmeldung bei der Kommis­
sion gemäß Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag gewährt 
wurde, nicht auf die Ordnungsmäßigkeit der Gewährung 
dieser Beihilfe vertrauen ( 120 ). Ein umsichtig handelndes 
Unternehmen ist in der Regel selbst in der Lage, fest­
zustellen, ob das Anmeldeverfahren eingehalten wurde 
und die Beihilfe rechtmäßig ist.
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( 120 ) Urteil des Gerichtshofs in Alcan Deutschland, Rechtssache C- 
24/95, Slg. 1997, S. I-1591, Randnrn. 25, 30 und 31, sowie Urteil 
in Demesa und Territorio histórico de Álava/Kommission, verbun­
dene Rechtssachen C-183/02 P und C-187/02, Slg. 2004, S. I- 
10609, Randnr. 45.



(264) Jedoch ist nicht auszuschließen, dass sich der Begünstigte 
einer rechtswidrigen Beihilfe ausnahmsweise auf Um­
stände berufen kann, die sein Vertrauen in die Ordnungs­
mäßigkeit der Beihilfe begründen und folglich einer 
Rückforderung der Beihilfe entgegenstehen. ( 121 ) Anderer­
seits kann sich „ein umsichtiger und besonnener Wirt­
schaftsteilnehmer [der in der Lage ist,] den Erlass einer 
seine Interessen berührenden Gemeinschaftsmaßnahme 
vorherzusehen, im Fall ihres Erlasses nicht auf diesen 
Grundsatz berufen.“ ( 122 ). 

(265) Die Kommission hat geprüft, ob die von Alcoa geltend 
gemachten außergewöhnlichen Umstände, die mit der 
Entscheidung Alumix in Zusammenhang stehen, ein be­
rechtigtes Vertrauen in die Ordnungsgemäßheit der Bei­
hilfe begründen konnten. 

(266) Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs kann 
ein berechtigtes Vertrauen allein durch spezifische, unbe­
dingte und übereinstimmende Zusicherungen seitens der 
Gemeinschaftsorgane begründet werden, die zu der be­
rechtigten Erwartung Anlass geben, dass die Maßnahme 
keine Beihilfe darstellt und somit rechtmäßig ist ( 123 ). 

(267) Alcoa macht geltend, dass die derzeitige Regelung auch 
dann, wenn sie nicht als „bestehende Beihilfe“ betrachtet 
werde, ein berechtigtes Vertrauen begründen könne, denn 
bei der Übernahme von Alumix und der Entscheidung zu 
weiteren Investitionen in die beiden Anlagen sei man 
davon ausgegangen, dass es sich im Fall Alumix nicht 
um eine Beihilfe gehandelt habe. Als Präzedenzfall ver­
weist Alcoa auch auf die Entscheidung der Kommission 
über Steuervergünstigungen für Auslandsniederlassungen 
von Unternehmen der Stahlbranche ( 124 ) (vgl. Erwägungs­
grund 97). 

(268) In der genannten Entscheidung der Kommission über 
Steuervergünstigungen Frankreichs für Auslandsniederlas­
sungen von Unternehmen der Stahlbranche konnten die 
Bestimmungen zu bereits bestehenden Beihilfen nicht di­
rekt angewendet werden, da dort die fragliche Beihilfe im 
Stahlsektor unter den EGKS-Vertrag fiel, in dem der Be­
griff „bestehende Beihilfe“ nicht vorkommt. Die Kommis­
sion hat in sinngemäßer Anwendung der entsprechenden 
Bestimmungen des EG-Vertrags das schutzwürdige Ver­
trauen der Begünstigten anerkannt und die Rückforde­
rung der Beihilfe nicht angeordnet. Dieser Fall war jedoch 

im Kern ähnlich gelagert wie die Sache der Koordinati­
onszentren mit Sitz in Belgien, bei der die Kommission 
ihre Beurteilung einer bislang nicht als Beihilfe bewerte­
ten Maßnahme geändert hat, ohne dass die Maßnahme 
vom betreffenden Mitgliedstaat modifiziert wurde. Vor 
dem Hintergrund ihrer Ausführungen in Erwägungsgrund 
210 weist die Kommission das Vorbringen zurück, die 
zitierte Entscheidung könne als Grundlage dafür heran­
gezogen werden, Alcoa ein schutzwürdiges Vertrauen zu­
zugestehen. 

(269) Zur Relevanz, die Alcoa der Entscheidung Alumix bei­
misst, ist festzustellen, dass diese Entscheidung für das 
begünstigte Unternehmen einzig einen Vertrauensschutz 
dahingehend begründen konnte, dass das dort beurteilte 
Tarifsystem bis zum 31. Dezember 2005 keine Beihilfe 
darstellte. 

(270) Aus der Entscheidung Alumix lässt sich jedoch kein Ver­
trauensschutz im Hinblick auf die durch Artikel 11 Ab­
satz 11 des Gesetzes Nr. 80/2005 verordnete Verlänge­
rung des Vorzugstarifs herleiten. Alcoa konnte kein be­
rechtigtes Vertrauen darauf haben, dass die Maßnahme 
von 2005, mit der der Tarif bis 2010 verlängert wurde, 
automatisch keine Beihilfe darstellen würde. Bei einer 
Maßnahme, die a) substanziell modifiziert und b) zeitlich 
ausgeweitet wurde, hätte sich ein umsichtig handelnder 
Begünstigter von sich aus vergewissern müssen, dass die 
Beihilfe rechtmäßig ist. 

(271) Dass aus der Entscheidung Alumix keine berechtigte Er­
wartung abzuleiten war, wird in Randnummer 109 des 
Urteils des Gerichts ausdrücklich bestätigt. 

(272) Die Investitionen von Alcoa in seine Anlagen in Italien 
begründen kein berechtigtes Vertrauen auf die Recht­
mäßigkeit der modifizierten und verlängerten Tarifverein­
barung, da zum Zeitpunkt der Gewährung klar war, dass 
der ursprüngliche Alumix-Tarif eine Laufzeit von lediglich 
zehn Jahren haben würde; Alcoa hat seine Investitionen 
auf dieser Grundlage geplant und nicht in der Annahme 
eines unbefristeten Tarifs. 

(273) Aufgrund dieser Erwägungen ist die Kommission zu dem 
Ergebnis gelangt, dass die Existenz eines genehmigten 
Alumix-Tarifs Alcoa nicht dazu veranlassen konnte, be­
rechtigtes Vertrauen auf die Rechtmäßigkeit der fragli­
chen Maßnahme zu haben. 

(274) Im Hinblick auf die Anlage auf Sardinien hat die Kom­
mission darüber hinaus geprüft, ob das Schreiben von 
2007 und die nachfolgenden Entwicklungen geeignet wa­
ren, ein berechtigtes Vertrauen vonseiten Alcoas zu be­
gründen.
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( 121 ) Urteil des Gerichtshofs in Kommission/Deutschland, Rechtssache 
C-5/89, Slg. 1990, S. I-3437, Randnr. 16. 

( 122 ) Vgl. die Urteile in den Rechtssachen Lührs, C 78/77, Slg. 1978, S. 
169, Randnr. 6; Van de Bergh en Jurgens/Kommission, C 265/85, 
Slg. 1987, S. 1155, Randnr. 44 sowie Unifruit Hellas/Kommission, 
T-489/93, Slg. 1994, S. II-1201, Randnr. 51. 

( 123 ) Vgl. die Urteile in Van den Bergh en Jurgens/Kommission, Rechts­
sache C-265/85, ebd., Randnr. 44, Sofrimport/Kommission, 
Rechtssache C-152/88, Slg. 1990, S. I-2477, Randnr. 26; Mehibas 
Dordtselaan/Kommission, Rechtssache T-290/97, Slg. 2000, S. II- 
15, Randnr. 59 sowie Kyowa Hakko Kogyo/Kommission, Rechts­
sache T-223/00, Slg. 2003, S. II-2553, Randnr. 51. 

( 124 ) Vgl. Fußnote 50.



(275) Dazu ist festzustellen, dass die Kommission mit diesem 
Schreiben keine konkreten, uneingeschränkt geltenden 
Zusicherungen im Hinblick auf den Wert des VPP für 
eine positive Entscheidung über die Vereinbarkeit der 
Maßnahme mit dem Gemeinsamen Markt gegeben hat. 
Das von den Dienststellen der Kommission verfasste 
Schreiben von 2007 beschränkte sich auf den Hinweis, 
die Wettbewerbskommissarin werde „bereit sein, dem 
Kollegium die Genehmigung einer kurzfristig erfolgenden 
schrittweisen Abschaffung der Stromtarife auf Sardinien 
vorzuschlagen“. Mit dieser Formulierung wurde klar­
gestellt, dass ein positiver Ausgang des fraglichen Vor­
gangs in jedem Fall von der Genehmigung des Projekts 
durch das Kollegium der Mitglieder der Kommission ab­
hängen würde. Somit ist das Schreiben von 2007 auf­
grund seines Status (Schreiben der Kommissionsdienst­
stellen) und seines Inhalts (bedingte Zusicherung) nicht 
geeignet, ein vom Gerichtshof anzuerkennendes berech­
tigtes Vertrauen zu begründen. 

6.6.1.2. Andere allgemeine Grundsätze des Gemein­
schaftsrechts 

(276) Weder Italien noch Alcoa haben hierzu Stellungnahmen 
abgegeben. Die Kommission hat jedoch geprüft, ob an­
dere allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ei­
ner Rückforderung ganz oder teilweise entgegenstehen. 

(277) Zu der Anlage im Veneto ist festzustellen, dass der Rück­
forderung kein allgemeiner Grundsatz des Gemeinschafts­
rechts entgegensteht; die Kommission hatte bei ihrer Ent­
scheidung zur Einleitung des Verfahrens im Hinblick auf 
diese Betriebsstätte von Alcoa ernste Zweifel an der Ver­
einbarkeit der Beihilfe geäußert, und der weitere Verlauf 
des Verfahrens gab Alcoa keinen Grund zu der Ver­
mutung, an diesem zu Beginn der Prüfung bestehenden 
Eindruck hätte sich etwas geändert. 

(278) Zu der Anlage auf Sardinien hat die Kommission die 
Situation geprüft, die sich im Nachgang zum Schreiben 
von 2007 und den nachfolgenden Entwicklungen erge­
ben hat. Wie bereits in Erwägungsgrund 275 dargelegt, 
beinhaltete das Schreiben der Kommissionsdienststellen 
keine konkreten, uneingeschränkt geltenden Zusicherun­
gen im Hinblick auf das VPP als Grundlage für eine 
positive Entscheidung über die Vereinbarkeit der Beihilfe 
mit dem Gemeinsamen Markt, sondern es war auf den 
Hinweis beschränkt, dass die Wettbewerbskommissarin 
— im Falle einer zügigen Beantwortung des Vorschlags 
durch Italien — der Kommission empfehlen werde, ei­
nem kurzfristigen „Phasing-out“ des Tarifs zuzustimmen. 
Der Gedanke an die Einführung eines VPP stand gleich­
wohl während der gesamten Verfahrenszeit im Raum, bis 
sich Italien zu seiner Umsetzung entschloss. 

(279) Ungeachtet dieses Vorschlags ist die Kommission, wie in 
den Erwägungsgründen 253-259 dargelegt, zu der 
Schlussfolgerung gelangt, dass das VPP nicht als Grund­
lage für eine Entscheidung der Kommission zugunsten 
der Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen 

Markt dienen kann; dies hängt mit den Umständen der 
Maßnahme und mit der generellen Natur des VPP zusam­
men und nicht mit dem Ergebnis der Gespräche, die mit 
Italien geführt wurden. Es stellt sich jedoch die Frage, ob 
die langen Diskussionen über das VPP möglicherweise 
dazu führten, dass Abstand genommen wurde von der 
Annahme, die Bewertung einer rechtswidrigen Beihilfe als 
unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt habe zwangs­
läufig die Rückforderung der Beihilfe zur Folge. 

(280) Obwohl die Dauer des (dreijährigen) Prüfverfahrens an 
sich nicht außergewöhnlich lang war, erkennt die Kom­
mission an, dass die Diskussionen um die Einführung des 
VPP zu einer zeitlichen Verzögerung geführt haben. 

(281) Wenngleich die Länge der Diskussion um das VPP zum 
großen Teil auch der späten Reaktion Italiens auf den 
Vorschlag geschuldet ist, erkennt die Kommission an, 
dass der zeitliche Verzug nicht mit dem Grundsatz der 
ordnungsgemäßen Verwaltung im Einklang stand und 
das Verhalten des Begünstigten im Verlauf der Prüfung 
beeinflusst hat. Die von der Kommission geschaffene und 
nicht umgehend wieder ausgeräumte Aussicht, die Ein­
führung des VPP könne zu einem günstigen Ergebnis für 
die Anlage auf Sardinien führen, mag Alcoa veranlasst 
haben, die Gefahr einer Rückforderung der Beihilfe für 
diese Anlage nach Einleitung des Verfahrens anders zu 
bewerten, was wiederum die Strategie der Unternehmens 
im Hinblick auf Investitionen und Lokalisierung der Ak­
tivitäten beeinflusst haben mag. Ohne das Schreiben von 
2007 hätte sich Alcoa gegen die Fortsetzung der Unter­
nehmensaktivitäten auf Sardinien entscheiden und damit 
die Höhe der fraglichen Rückforderung begrenzen kön­
nen. 

(282) Unter Berücksichtigung dieser Umstände hält es die Kom­
mission für angebracht, für die Anlage auf Sardinien be­
zogen auf den Zeitraum zwischen dem Schreiben vom 
19. Januar 2007 und dem Datum der hier vorliegenden 
Entscheidung keine Rückforderung vorzuschreiben. 

6.6.2. Bezifferung der rückzufordernden Beträge 

(283) Sämtliche mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren 
Beihilfebeträge, die Alcoa gemäß Artikel 11 Absatz 11 
des Gesetzes Nr. 80/2005 erhalten hat und die sich auf 
den Zeitraum seit dem 1. Januar 2006 beziehen, sind 
nach Kapitel V der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der 
Kommission vom 21. April 2004 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates über besondere 
Vorschriften für die Anwendung von Artikel 93 EG-Ver­
trag ( 125 ) einschließlich Zinsen zurückzufordern. 

(284) Mit der Rückforderung soll die Wettbewerbssituation 
wiederhergestellt werden, in der sich der Begünstigte 
vor Gewährung der nicht mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbarten Beihilfe befand. Zur Bezifferung der rück­
zuzahlenden Beträge ist folglich der Marktpreis zu ermit­
teln, den Alcoa für die Stromversorgung gezahlt hätte, 
wenn der Vorzugstarif nicht verlängert worden wäre.
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( 125 ) ABl. L 140 vom 30.4.2004, S. 1.



(285) Wie bereits in Erwägungsgrund 157 ausgeführt, hatte 
Alcoa mit ENEL vertraglich einen nominellen Preis ver­
einbart, der in etwa dem von ENEL erhobenen Standard­
tarif für Hochspannungsstrom entsprach. Nach dem Da­
fürhalten der Kommission ist dies der Preis, den Alcoa 
ohne die Einräumung eines Vorzugstarifs gezahlt hätte. 
Aus diesem Grund geht die Kommission davon aus, dass 
der zurückzufordernde Betrag der Differenz zwischen 
dem vertraglich vereinbarten Preis und dem ermäßigten 
Preis entspricht. Dieser Betrag stimmt mit den Aus­
gleichszahlungen überein, die das Unternehmen im frag­
lichen Zeitraum erhalten hat ( 126 ). Die gleiche Berech­
nungsmethode wurde von der Kommission in der Sache 
Terni ( 127 ) angewendet, die mit dem hier vorliegenden 
Fall direkt vergleichbar ist. 

(286) Der Vollständigkeit halber hat die Kommission auch das 
Argument geprüft — und zurückgewiesen —, dass Alcoa 
ohne die staatliche Subvention einen besseren Preis mit 
dem Stromlieferanten ausgehandelt hätte und dass die 
Rückforderung somit auf einer anderen, für realistischer 
gehaltenen Grundlage zu berechnen sei. 

(287) Aus grundsätzlichen Erwägungen lehnt es die Kommis­
sion ab, einen theoretischen Parameter zu konstruieren, 
wenn ein konkreter und angemessener Bezugspunkt vor­
handen ist. In der Rechtssache Unicredito ( 128 ) hat der 
Gerichtshof einen solchen hypothetischen Ansatz verwor­
fen und festgestellt: „Die Wiederherstellung der früheren 
Lage […] bedeutet keine Neuerschaffung der Vergangen­
heit anhand hypothetischer Umstände wie der oft vielfäl­
tigen Entscheidungen, die die betreffenden Wirtschafts­
teilnehmer hätten treffen können.“ 

(288) Nachdem die Kommission in den Jahren 2004 und 2006 
ein förmliches Prüfverfahren im Hinblick auf den Strom­
tarif eingeleitet hatte und Alcoa zur Vorlage einer Kon­
zernbürgschaft als Sicherheit für den Fall der Rückforde­
rung aufgefordert worden war, bestand für das Unterneh­
men ein klarer Anreiz, mit ENEL die bestmöglichen Kon­
ditionen für die Energieversorgung auszuhandeln. Somit 
liegt kein Hinweis vor, dass der zwischen Alcoa und 
ENEL frei ausgehandelte Vertragspreis den Marktpreis, 
den Alcoa ohne die Beihilfe gezahlt hätte, nicht korrekt 
widerspiegeln würde. 

7. SCHLUSSFOLGERUNG 

(289) Die Kommission stellt fest, dass Italien die Bestimmungen 
von Artikel 1 des Dekrets des Präsidenten des Minister­
rats (Decreto del Presidente del Consiglio dei Ministri) 
vom 6. Februar 2004 sowie die Bestimmungen von 
Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzesdekrets (Decreto-legge) 
Nr. 35/05 (umgewandelt in Gesetz Nr. 80/2005), in dem 
die Verlängerung des Alcoa gewährten Vorzugsstrom­
tarifs festgelegt wurde, unter Verstoß gegen Artikel 88 
Absatz 3 EG-Vertrag unrechtmäßig in Kraft gesetzt hat. 
Nach dem Dafürhalten der Kommission kommt für diese 

Maßnahme, die eine reine Betriebsbeihilfe darstellt, keine 
der im EG-Vertrag vorgesehenen Ausnahmeregelungen 
vom allgemeinen Grundsatz des Verbots staatlicher Bei­
hilfen in Betracht, und die Maßnahme ist daher mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar. Aus diesem Grund 
sind alle zukünftigen Zahlungen zu stornieren, und die 
bereits ausgezahlten Beihilfebeträge sind nach den im 
Folgenden beschriebenen Modalitäten zurückzufordern. 
Der zurückzufordernde Betrag entspricht der Summe al­
ler von der Ausgleichskasse an Alcoa gezahlten Kompen­
sationsbeiträge. Für die Anlage im Veneto bezieht sich die 
Rückforderung auf den Zeitraum zwischen dem 1. Januar 
2006 und dem Datum der vorliegenden Entscheidung. 
Für die Anlage auf Sardinien bezieht sich die Rückforde­
rung auf den Zeitraum vor dem Schreiben von 2007, d. 
h. vom 1. Januar 2006 bis zum 18. Januar 2007 — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die staatliche Beihilfe, die Italien dem Unternehmen Alcoa Tras­
formazioni auf der Grundlage von Artikel 1 des Decreto del 
Presidente del Consiglio dei Ministri vom 6. Februar 2004 
und auf der Grundlage von Artikel 11 Absatz 11 des Gesetzes 
Nr. 80/2005 unter Verstoß gegen Artikel 88 Absatz 3 EG-Ver­
trag seit dem 1. Januar 2006 gewährt, ist rechtswidrig und mit 
dem Gemeinsamen Markt unvereinbar. Die Berechnung des Bei­
hilfebetrags erfolgt nach der in Erwägungsgrund 285 der vor­
liegenden Entscheidung beschriebenen Methode. 

Artikel 2 

(1) Italien fordert die in Artikel 1 genannte, dem Begüns­
tigten ausgezahlte Beihilfe zurück. Für die Anlage im Veneto 
bezieht sich die Rückforderung auf den Zeitraum zwischen 
dem 1. Januar 2006 und dem Datum der vorliegenden Ent­
scheidung. Für die Anlage auf Sardinien bezieht sich die Rück­
forderung auf den Zeitraum zwischen dem 1. Januar 2006 und 
dem 18. Januar 2007. 

(2) Der Rückforderungsbetrag umfasst Zinsen, die von dem 
Zeitpunkt, ab dem die Beihilfe dem Begünstigten zur Verfügung 
stand, bis zu deren tatsächlicher Rückzahlung berechnet werden. 

(3) Die Zinsen werden gemäß Kapitel V der Verordnung (EG) 
Nr. 794/2004 und gemäß der Verordnung (EG) Nr. 271/2008 
der Kommission ( 129 ) zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
794/2004 nach der Zinseszinsformel berechnet. 

(4) Italien stellt mit dem Tag des Erlasses dieser Entscheidung 
alle ausstehenden Zahlungen für die in Artikel 1 genannte Bei­
hilfe ein. 

Artikel 3 

(1) Die in Artikel 1 genannte Beihilfe wird sofort und tat­
sächlich zurückgefordert. 

(2) Italien stellt sicher, dass diese Entscheidung binnen vier 
Monaten nach ihrer Notifikation umgesetzt wird.
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( 126 ) Die zur präzisen Berechnung dieses Betrags erforderlichen Daten 
liegen der Kommission nicht vor. 

( 127 ) Vgl. Fußnote 9. Im Fall Terni erfolgte die Berechnung, Finanzierung 
und Bezahlung des ebenfalls gemäß Artikel 11 Absatz 11 des 
Gesetzes Nr. 80/2005 verlängerten Vorzugstarifs im Wesentlichen 
auf die gleiche Weise wie bei Alcoa (jedoch mit einem anderen 
Endpreis für den Begünstigten). 

( 128 ) Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 15.12.2005 in Unicre­
dito, Rechtssache C-148/04, Slg. 2005, S. I-11137. ( 129 ) ABl. L 82 vom 25.3.2008, S. 1.



Artikel 4 

(1) Italien übermittelt der Kommission binnen zwei Monaten 
nach Notifikation dieser Entscheidung die folgenden Informatio­
nen: 

a) Gesamtbetrag (Hauptforderung und Zinsen), der vom Be­
günstigten zurückzufordern ist; 

b) ausführliche Beschreibung der Maßnahmen, die ergriffen 
wurden bzw. beabsichtigt sind, um dieser Entscheidung 
nachzukommen; 

c) Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass an den Begünstigten 
eine Rückzahlungsanordnung ergangen ist. 

(2) Italien unterrichtet die Kommission über den Fortgang 
seiner Maßnahmen zur Umsetzung dieser Entscheidung, bis 

die Rückzahlung der in Artikel 1 genannten Beihilfe abgeschlos­
sen ist. Auf Anfrage der Kommission legt Italien unverzüglich 
Informationen über die Maßnahmen vor, die ergriffen wurden 
bzw. beabsichtigt sind, um dieser Entscheidung nachzukommen. 
Ferner übermittelt Italien ausführliche Angaben über die Beihil­
febeträge und die Zinsen, die vom Begünstigten bereits zurück­
gezahlt wurden. 

Artikel 5 

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik gerichtet. 

Brüssel, den 19. November 2009 

Für die Kommission 

Neelie KROES 
Mitglied der Kommission
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